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I. Einleitung 

„So haben wir uns wohl erprobt, 
Vergnügt, wenn der Patron es lobt. 
Nur mit zwei Schiffen ging es fort, 
Mit zwanzig sind wir nun im Port. 
Was große Dinge wir getan, 
Das sieht man unsrer Ladung an. 
Das freie Meer befreit den Geist; 
Wer weiß da, was Besinnen heißt! 
Da fördert nur ein rascher Griff: 
Man fängt den Fisch, man fängt ein Schiff, 
Und ist man erst der Herr zu drei, 
Dann hakelt man das vierte bei; 
Da geht es denn dem fünften schlecht, 
Man hat Gewalt, so hat man Recht. 
Man fragt ums Was, und nicht ums Wie! 
Ich müßte keine Schiffahrt kennen: 
Krieg, Handel und Piraterie, 
Dreieinig sind sie, nicht zu trennen.“1 

„Piraten an Bord!“ Dieser Ruf schallte Jahrhunderte lang über die Weltmeere und erinnert an 

bärtige Seemänner, Holzbeine, Augenklappen, Hakenarme wie bei Captain Hook und – nicht 

zu vergessen – an den Papagei auf der Schulter. In einem aktuellen Bezug fallen einem zu 

dem Begriff Piraterie höchstens noch Musikpiraterie oder Copyrightfälschungen ein. Wer 

aber meint, Überfälle auf See wären nur auf Segelschiffen in längst vergessenen Zeiten vor-

gekommen, der wird eines Besseren belehrt, wenn man den „Weekly Piracy Report“ auf der 

Homepage des „Piracy Reporting Centers“ in Kuala Lumpur konsultiert.2 Jeden Dienstag 

stellt diese „Außenstelle“ des „International Maritime Bureaus“ (IMB), der Spezialabteilung 

der Internationalen Handelskammer (zuständig für den Seehandel), die neusten gemeldeten 

Piratenüberfälle aus allen Regionen der Welt zusammen. Unter Berücksichtigung dieser ge-

sammelten Zahlen und einer weitaus höheren Dunkelziffer hat die Piraterie in den letzten 

Jahren Ausmaße angenommen, die der internationalen Gemeinschaft in vielerlei Hinsicht 

schaden. In dieser Untersuchung soll die Piraterie als eine Form von privater Gewalt einge-

ordnet werden, die aufgrund ihrer Ausmaße und Auswirkungen eine ernsthafte Bedrohung 

für die Sicherheit und damit eine Herausforderung für die internationale Sicherheitspolitik 

darstellt. Unter Beachtung des „Arbeitsumfeldes“ des Piraten, dem Meer, als „Raum ohne 

Grenzen“ und dessen natürlichen Funktion als Verbindungsglied zwischen den Kontinenten, 

soll herausgearbeitet werden, dass moderne Piraterie nicht nur ein regionales, nationales 

                                            
1 Mephisto in Faust II, V. Akt. In: Goethe, Johann Wolfgang: Faust. Der Tragödie zweiter Teil. Stuttgart 2001. 
2 Den Weekly Piracy Report gibt es seit 2. Dezember 1999 unter 
http://www.iccwbo.org/ccs/imb_piracy/weekly_piracy_report.asp. 
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Kriminalitätsproblem, sondern ebenfalls eine internationale Bedrohung ist und daher von 

sicherheitspolitischer Bedeutung sein sollte.  

„Diese modernen Piraten sind eine heilsame Erinnerung daran, dass Seeräuberei 
dank Säbelrasselfilmen und Abenteuergeschichten zwar ein romantisches Image 
bekommen hat, aber nicht mehr und nicht weniger ist als gewalttätiger Raub, der 
zufällig auf hoher See stattfindet und nicht auf der Straße.“3  

Die moderne Piraterie hat nichts mit den aufregenden und abenteuerlichen Geschichten der 

Piraterie früherer Zeiten gemein. Sie ist – wie in der Realität auch früherer Zeiten – brutal, 

gefährlich und oftmals tödlich. Sie verursacht schwerwiegende Traumata bei den überleben-

den Opfern und ist eine Gefährdung für Mensch, Schifffahrt, Handel und Umwelt. 90% des 

internationalen Handels werden über die Schifffahrt abgewickelt.4 „Im laufenden Jahr [2002] 

ist der Bedarf [beispielsweise] an Containertransportkapazitäten insgesamt trotz des schwie-

rigen allgemeinen Marktumfeldes weiter gestiegen.“5  

Nordamerika und Europa sind im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung vor allem durch 

die Schifffahrt mit einem wirtschaftlich prosperierenden Teil dieser Welt verbunden.6 

Gleichzeitig jedoch leiden weite Teile der Bevölkerung unter Armut und Orientierungslosig-

keit und wenden sich daher illegalen Aktivitäten zu. Dadurch wird die Entwicklung von pri-

vater Gewalt, der die Piraterie zuzuordnen ist, hervorgerufen und begünstigt. Südostasien 

erscheint hier deswegen als Studienbeispiel angebracht, da sich dort die meisten Überfälle 

ereignen, die geographischen Gegebenheiten das Problem geradezu herausfordern, im gro-

ßem Maße Handelsschifffahrt stattfindet und die Staaten dieser Regionen unterschiedlichste 

Perzeptionen dieses Problems haben.7 Gerade das für diese Region wichtige Verbindungs-

stück Schifffahrt ist zunehmend Angriffen ausgesetzt, denen sich die einzelnen Mannschaf-

ten und Staaten nicht erwehren können. Besonders im Zuge der wirtschaftlichen Globalisie-

rung und der dadurch weltweiten Abhängigkeit von schnellem Warenverkehr ist die Ge-

währleistung von sicheren Handelswegen unerlässlich. Die Piraterie soll hier als Beispiel 

dienen, welche Auswirkungen diese als eine Form von privater Gewalt haben kann und wie 

sie trotz der Schwierigkeit der Beteiligung vieler souveräner Staaten bekämpft werden könn-

                                            
3 Cordingly, David: Piraten – Die Herren der Sieben Meere. In: Roder, Hartmut (Hg.): Piraten – Die Herren der Sieben 
Meere. Katalogbuch zur gleichnamigen Ausstellung, Bremen 2000, S. 8-12 (12). 
4 Vgl. Brandon, John J.: Piracy on High Seas Is Big Business. In: International Herald Tribune, 29.12.2000, S. 1 (unter 
http://www.iht.com/ihtsearch.php?id=5690&owner=&date=20001229000000) oder Gerstenberger, Heide/Welke, Ulrich: 
Piraterie und Logistik. In: Roder, Hartmut (Hg.): Piraten – Abenteuer oder Bedrohung? Bremen 2002, S. 163-175 (163). 
5 Verband deutscher Reeder(Hg.): Seeschifffahrt 2002. Bericht des Präsidiums anlässlich der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung in Hamburg am 5. Dezember 2002, S. 11 (unter http://www.reederverband.de). 
6 Vgl. hierzu zur beispielsweise die aktuellen Prognosen des Fahrgebiets Europa-Fernost in: Seeschifffahrt 2002, S. 8. 
7 Was nicht bedeuten soll, dass es in anderen Teilen der Welt ruhiger zugeht. Die Küsten Brasiliens, die Karibik und die 
Westküste Afrikas sind mindestens ebenso gefährdet. 
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te. Denn vor allem den Strukturen der Schifffahrt ist es inhärent, dass viele Staaten von dem 

Problem der Piraterie betroffen sind.8 

Anhand des Beispiels der Piraterie kann das mangelnde Bewusstsein für Sicherheit auf dem 

Meer verdeutlicht werden, was aber nicht nur für die Weltwirtschaft bedrohlich ist. Weil der 

Akteur Pirat in vielen Fällen eine „Mischform“ verschiedener privater Gewaltakteure dar-

stellt (beispielsweise verübt die philippinische Rebellengruppe Abu Sayyaf auch Piraten-

überfälle), kann dieses gefährliche Netzwerk nicht nur für wirtschaftliche kriminelle Zwecke 

genutzt werden. „Maritime Violence is increasingly constituting more than mere piracy, as 

more and more militant groups seek to further their political aims offshore.“9 

Die steigende Anzahl an Piratenüberfällen und die Schwierigkeiten bei deren Aufklärung 

und Strafverfolgung zeigen, wie einfach Seewege in internationalen und territorialen Gewäs-

sern und die Häfen in ihrem Charakteristikum als Umschlagplatz für Waren aus aller Welt 

für kriminelle Tätigkeiten genutzt werden können, sei es, um Menschen, Drogen oder Waf-

fen zu schmuggeln, ganze Massen- oder Stückgutfrachter verschwinden zu lassen oder ein 

Schiff zu einer fahrenden Bombe, ähnlich wie bei einem Flugzeug, zu machen.  

„Over the last 10 years, however, the incidence of piracy has shown a marked in-
crease and navies of the world are beginning to take notice. Especially of interest 
to the nations involved is the possibility of attacks on ships for the purpose of ter-
rorism: piracy for political reasons and not material gain.“10 

Der offene Charakter des Meerraumes und die geographischen Gegebenheiten einer insula-

ren Region, besonders am Beispiel Südostasien gegeben, bieten ideale Voraussetzungen für 

Angriffs- und Rückzugsmöglichkeiten der Gewaltakteure. 

Hier zeigt sich ein Problem der Analyse auf, da die klassischen Erklärungsansätze der inter-

nationalen Beziehungen als Grundlage meist eine territoriale Grenze voraussetzen, eine 

„conception of geographical space“11. Im Zuge der Globalisierung (auf verschiedenen Ebe-

nen) wird diese Voraussetzung aber mehr und mehr obsolet. Im weiteren Verlauf dieser Ar-

beit wird noch gezeigt werden, wie Grenzen als ein „geographic space, which has been seen 

as a natural barrier and a locus for human barriers, now must be seen as a carrier as well.“12 

Weiterhin ist die moderne Piraterie als Form von privater Gewalt wissenschaftstheoretisch 

noch wenig bearbeitet worden, so dass die Schaffung einer Ausgangsposition, an der dieses 

Phänomen analysiert werden könnte, nur mit Hilfe der Literatur zu privater oder informeller 

                                            
8 Dazu ein Beispiel: Ein in Zypern registrierter Frachter auf dem Weg von Spanien nach Korea, dessen Ladung einer japani-
schen Firma gehört und der in London versichert ist, mit einer Besatzung aus Deutschen, Holländern und Filipinos.  
9 Forster, Anthony: An emerging threat shapes up as terrorists take to the high seas. In: Jane's Intelligence Review,  
July 1998, S. 42-45 (42). 
10 Ebd., S. 42. 
11 Keohane, Robert O.: The Globalization of Informal Violence, Theories of World Politics, and „the Liberalism of Fear“. 
Paper prepared for the Annual Meeting of the American Political Science Association, 2002, S. 5  
(unter http://apsaproceedings.cup.org/Site/papers/017/017001KeohaneRob.pdf). 
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Gewalt (die sich momentan im Allgemeinen hauptsächlich nur mit einer Form, dem Terro-

rismus, beschäftigt) möglich ist.  

Ein weiteres Problem der Analyse ist die Verlässlichkeit der Zahlen. Viele Piratenüberfälle 

werden aus unterschiedlichsten Gründen, beispielsweise aus Angst vor langen kostenintensi-

ven Liegezeiten im Falle einer Ermittlung, gar nicht erst von den Kapitänen, den Reedereien 

oder den Hafenbehörden gemeldet. Dies bedeutet, dass von einer wesentlich höheren Dun-

kelziffer ausgegangen werden muss, und dass die wirtschaftlichen Schäden in Zahlen nur 

unzureichend ausgedrückt werden. Den unterschiedlichen Statistiken in der Literatur liegen 

verschiedene Definitionen von Piraterie zugrunde, auf die später noch eingegangen werden 

soll.  

Die umfassendste Datenbank zu Piratenüberfällen hat das IMB. Es wurde als „Serviceabtei-

lung“ des „Commercial Crime Service“ (CCS) der „International Chamber of Commerce“ 

(ICC) 1981 unter der Leitung von Eric Ellen gegründet und ist in London ansässig. Das IMB 

vertritt in erster Linie die Interessen seiner Mitglieder, hauptsächlich Reedereien, denen bei-

spielsweise mit Hilfe der Datenbank des „Bureaus“ vor einem Geschäftsabschluss Informa-

tionen über die Vertrauenswürdigkeit von in der Schifffahrt tätigen Personen zur Verfügung 

gestellt werden.13 Das IMB steht in engem Kontakt mit der International Maritime Organiza-

tion (IMO), der Abteilung der Vereinten Nationen, die sich mit maritimen Fragen und Prob-

lemstellungen befasst.14 Das IMB hilft weiterhin bei rechtlichen Streitfragen und Ermittlun-

gen in dritten Ländern. Finanziert wird das IMB durch Mitglieder der Schiffsindustrie und 

Versicherungen.15 Erweitert wurde das IMB 1992 durch die Eröffnung des „Piracy Repor-

ting Centers“ in Kuala Lumpur, welches Informationen zu Überfällen sammelt, einordnet 

und kostenlos an jedes Schiff täglich über das Übertragungssystem „INMARSAT“16 und 

wöchentlich über Internet Warnmeldungen für „piratenverseuchte“ Gebiete herausgibt. 

Im ersten Teil der Arbeit soll die Piraterie der privaten Gewalt zugeordnet und die Relevanz 

der Problematik verschiedener Formen von privater Gewalt für die internationale Sicher-

                                                                                                                                       
12 Ebd., S. 5. 
13 Vgl. Stewart, Douglas: Piraten – Das organisierte Verbrechen auf See, Hamburg 2002, S. 105 und S. 209. 
14 Vgl. dazu: „It [das IMB] quickly received the support of the International Maritime Organization in a resolution urging 
governments and law enforcement agencies to cooperate with the new body. More recently, it was granted observer status 
with Interpol. IMB's task is to prevent fraud in international trade and maritime transport, reduce the risk of piracy and 
assist law enforcement in protecting crews. It tracks cargoes and shipments and verifies their arrival at scheduled ports. 
Much of IMB’s work concerns prevention in the form of timely advice on how to reduce corporate vulnerability to fraud 
and malpractice“, (unter http://www.iccwbo.org/ccs/menu_imb_bureau.asp). 
15 Beispielsweise Japan P&I Club, The North of England P&I Association (Bermuda) Limited, Petroships Private Limited 
(Singapore), The Swedish Club (Sweden), Oil Companies International Marine Forum (OCIMF) etc.. In: International 
Maritime Bureau: Piracy and Armed Robbery against ships. Report for the Period 1 January – 31 December 2001.  
London 2002. 
16 Das Inmarsat-System liefert Standortdaten über GPS, ermöglicht Telefon, Fax und E-Mail. Es wird seit 1990 auf Schiffen 
und auch bei international tätigen Speditionen eingesetzt. Inmarsat betreibt neun geostationäre Satelliten, die zusammen ca. 
97% der Erdoberfläche "ausleuchten" (bis auf die beiden Polkappen). Dienste des Inmarsat-System sind E-Mail, Internet, 
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heitspolitik dargelegt werden. Hierbei sollen Untersuchungen zu privater Gewalt hilfreich 

sein. 

Im zweiten Teil der Arbeit soll der Tatbestand der Piraterie dargestellt und folgenden Fragen 

nachgegangen werden: Wie erscheint Piraterie in ihrer heutigen Form? Was sind die Gründe 

für die ansteigenden Zahlen von Überfällen? Wie wehren sich Schifffahrt und Versicherer 

gegen die Gefahr auf dem Meer? Welche Operationsmöglichkeiten zeigt diese Form von 

privatisierter Gewalt anderen Erscheinungsformen der privaten Gewalt auf? Hier kann nur 

auf sehr wenige vorhandene wissenschaftstheoretische Analysen zurückgegriffen werden. 

Nur die Auswertung der Berichterstattung und Analysen der Experten zur Piraterie in Süd-

ostasien können es möglich machen, diese Problematik einzuordnen und zu analysieren.17 

Wichtig sind hierbei u.a. verschiedene Konferenzvorträge und die Veröffentlichungen des 

IMBs. 

Im dritten Teil der Untersuchung wird der Fokus auf die Region Südostasien gelegt. So wer-

den zunächst die theoretischen Möglichkeiten der notwendigen Zusammenarbeit auf ver-

schiedenen Feldern dargelegt, im Anschluss dann die Rollen der regionalen Großmächte 

Japan und China näher beleuchtet. Ebenfalls muss das Problem der maritimen Grenzkonflik-

te besonders im Südchinesischen Meer in die Analyse mit einbezogen werden. Letztlich sol-

len die vorhandenen „multilateralen“ Institutionen und Abkommen Aufschluss darüber ge-

ben, ob eine praktische Zusammenarbeit auf dem Feld der Pirateriebekämpfung möglich ist.  

Es soll dargelegt werden, dass Piraterie nicht das Problem vereinzelter Küstenstaaten dieser 

Region ist, sondern globale Auswirkungen hat, und dass das Problem nur durch eine ge-

meinsame Anstrengung gelöst werden kann. Auch sind die Grenzen zwischen Piraterie, 

Drogen- und Menschenschmuggel und dem Terrorismus so fließend geworden, dass interna-

tionales Handeln gefragt ist. Vor allem die Involvierung mehrerer Staaten aufgrund der geo-

graphischen Gegebenheiten und der für die Schifffahrt charakteristischen Strukturen lässt zu 

dem Problem der praktischen Bekämpfung auch noch das der Kooperation in dem sensitiven 

Bereich der Militär- und Sicherheitspolitik hinzukommen. Wie reagieren die Küstenstaaten 

Südostasiens auf diese maritime Gefahr? Welche Formen der Kooperation unternehmen sie 

zur Bekämpfung von Piraterie? Welche Möglichkeiten bietet das sicherheitspolitische Um-

feld Südostasiens? Hier soll eine Diskussion der Lösungsvorschläge vor dem Hintergrund 

der sicherheitspolitischen Lage in Südostasien dargelegt werden. 

                                                                                                                                       
LAN, VPN, Voicemail, Fax, Telefonie, Datenübertragung, Video-Konferenzen. Ein Inmarsat-Gerät ist in einem Gehäuse in 
der Größe eines Laptops untergebracht. 
17 Wobei hierzu zu beachten ist, dass manche Texte aufeinander basieren bzw. sehr wörtlich übernommen worden sind. 
Vgl. hierzu grundlegend den Aufsatz von Pohl, Manfred: Piraterie in Südostasien – ein Gewerbe mit staatlicher Unterstüt-
zung? In: Reiter, Erich (Hg.): Jahrbuch für internationale Sicherheitspolitik. Hamburg, Berlin, Bonn 2001, S. 849-869, und 
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Im letzten Teil der Arbeit soll ein Ausblick auf die Alternativen zur staatlichen Sicherung 

von Handelsschiffen und den „Sea Lanes of Communication“ (SLOC) geworfen werden. 

Denn gleichzeitig treten nicht nur private Gewaltakteure auf die Weltbühne, die kriminelle 

oder terroristische Absichten verfolgen, sondern auch private Sicherheitsfirmen, die von ver-

unsicherten Unternehmen engagiert werden, um vorrangig deren Passagiere oder die Fracht 

zu schützen. Der Kreislauf der Globalisierung und Privatisierung von Gewalt, in den das 

Problem der Piraterie eingeordnet werden wird, schließt sich somit mit der gleichzeitig ein-

hergehenden Privatisierung von Sicherheitspolitik. Wurden im 17. Jahrhundert Piraten von 

Staaten angeheuert, um primär als Kriegsbrauch die Handelswege des Feindes zu stören, so 

werden jetzt wiederum nicht-staatliche Akteure angeheuert, um die Seewege vor Piraten zu 

schützen. 

 

                                                                                                                                       
Chalk, Peter: Low Intensity Conflict in Southeast Asia: Piracy, Drug Trafficking and Political Terrorism. Conflict Studies 
305/306, 1998. 
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II. Erweiterung des Sicherheitsbegriffes/„Globalisierung“ privater Gewalt 

Die Anschläge des 11. September 2001 wurden von vielen als ein historischer Wendepunkt 

bewertet. Dabei wird übersehen, dass dies nur ein weiterer Höhepunkt der veränderten Be-

drohungspotenziale war, deren extreme Entwicklung schon seit mehreren Jahren befürchtet 

wurde.18 Die Anschläge auf das World Trade Center und das Pentagon im September 2001 

haben jedoch (vor allem den USA) vor Augen geführt, dass es weder militärische Rüstung 

noch Staaten zum Feind braucht, um im eigenen Land kriegsähnliche Situationen zu erzeu-

gen und verheerenden Schaden anzurichten. „Die Risiken, die modernster ziviler Hochtech-

nologie innewohnen, wurden intelligent kumuliert und zum Schlag gegen [...] [das] System 

genutzt.“19 Die Anschläge in den USA haben unter anderem gezeigt, dass eine gute Vernet-

zung und ein reibungsloser, transnationaler Geldtransfer es möglich machen, die Welt für 

kurze Zeit aus den Angeln zu heben. Es zeigte sich, dass  

„die Staaten [...] nicht mehr die einzigen Bezugspunkte des internationalen Sys-
tems [sind], und Staaten – oder Gesellschaften – [...] neuen Bedrohungen ausge-
setzt [sind], bei deren Verhütung [konventionelle] militärische Mittel wenig rele-
vant sind.“20  

Viel wird seitdem über den Terrorismus publiziert, über islamische Fundamentalisten speku-

liert, die sich in ihren Verstecken auf der ganzen Welt auf den nächsten Anschlag vorberei-

ten. 

War früher der Gedanke an den Ausbruch eines 3. Weltkrieges durch die Konfrontation zwi-

schen den Staaten USA und der UdSSR maßgeblich besorgniserregend, so ist dies heute un-

ter anderem der private, nicht-staatliche Terror. „Traditional Security threats (such as inter-

states rivalry, territorial disputes, external aggression and the rise of new hegemonic po-

wers)“21 werden weniger zu befürchten sein als Gewaltakte durch „informelle“, nicht-

staatliche Akteure.22 „Such violence is informal because it is not wielded by formal state 

institution and it is typically not announced in advance, as a declaration of war.“23 Die  

Literatur geht im Allgemeinen von der Annahme aus, dass konventionelle Kriege zwischen 

einzelnen Staaten weniger wahrscheinlich sind als „low-intensity“ Konflikte zwischen legi-

                                            
18 Vgl. dazu: „With the internationalisation of news, terrorists groups have begun to stage even more spectacular attacks. 
These include the bombings of the World Trade Center, New York (1993); the Mumbai (Bombay) stock exchange (1993); 
Alfred P. Murrah Federal Building, Oklahoma City (1995); Central Bank, Sri Lanka (1996); Khobat Towers, Saudi Arabia 
(1996); and US embassies in Kenya and Tanzania (1998).“ In: Gunaranta, Rohan: Transnational threats in the post-Cold 
War era. In: Jane's Intelligence Review, January 2001, S. 46-50 (46). 
19 Lock, Peter: Keine neue Zeitrechnung. In: Bakonyi, Jutta (Hg.): Terrorismus und Krieg. Bedeutung und Konsequenzen 
des 11. September 2001. Universität Hamburg – IPW, Arbeitspapier Nr. 4, 2001, S. 22-36, (26) (unter 
http://www.sozialwiss.uni-hamburg.de/publish/Ipw/Akuf/publ/ap4-01.pdf). 
20 Joetze, Günter: Außen- und sicherheitspolitische Aspekte der Globalisierung. In: Reiter, Erich (Hg.): Jahrbuch für inter-
nationale Sicherheitspolitik. Hamburg, Berlin, Bonn 2000, S. 59-83 (59). 
21 Chalk 1998, S. 1. 
22 Vgl. zur Problematik nicht-staatlicher Gewaltakteuren insgesamt: Mair, Stefan: Die Globalisierung privater Gewalt. 
SWP-Studie S 10, Berlin 2002, (unter http://www.swp-berlin.org/pdf/ap/S10_02.pdf); Chalk 1998; Keohane 2001. 
23 Keohane 2001, S. 3. Der Begriff „informal violence“ soll in dieser Untersuchung mit privater Gewalt  
gleichgesetzt werden. 
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timierter staatlicher Gewalt und privaten Gewaltakteuren.24 „Low-Intensity-Conflicts“ ist ein 

Sammelbegriff für eine Vielzahl von Kategorien gewaltsamer, aber unterhalb der Schwelle 

konventioneller Kriege ausgetragener Konflikte zwischen Staaten und/oder Gruppen.25  

Diese Konflikte begünstigen eine Ausweitung sogenannter „Grey Area Phenomena“ (GAP). 

Dazu gehören u.a. Terrorismus, organisierte Kriminalität, der Drogenschmuggel und die 

Piraterie.26 Gleichzeitig werden die Konflikte selber durch GAPs verstärkt. GAPs 

„bezeichnen vor allem Bedrohungen der Stabilität souveräner Staaten durch 
nicht-staatliche Akteure sowie durch Nicht-Regierungsprozesse und Nicht-
Regierungsorganisationen“.27 

GAPs sind keine neuen Erscheinungsformen, neu sind nur die Einflüsse, denen sie seit Ende 

des Ost-West-Konfliktes ausgesetzt sind wie die „Dollarisierung“, Identitätsfindung und 

Globalisierung.28  

„In today‘s global world, GAP players have the potential to operate with the same 
speed, precision and international dimension as decision-makers in advanced na-
tion-states.“29  

Das Ende des Ost-West-Konfliktes hat die gewalttätige Auseinandersetzung zwischen zwei 

oder mehreren Akteuren auf eine informelle Ebene gelegt, da der Feind mittels der Globali-

sierung auf sozialen, ökonomischen und technologischen Feld transnational, d.h. am „Gate-

keeper“ Staat vorbei, operieren kann.  

„Even though the globalization of informal violence is not entirely new, like other 
forms of globalization its recent forms are different than earlier ones. Terrorists 
[und auch Piraten] can concentrate more force, more quickly, farther from their 
home bases [...].“30  

Ähnlich wie große Unternehmen nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes durch internatio-

nales Handeln die wirtschaftliche Globalisierung vorangetrieben haben und auf der ganzen 

Welt Einfluss entwickeln konnten, können auch terroristische und kriminelle Akteure das 

weltweit aufgebaute Transport-, Kommunikations- und Finanznetz zu ihrem Gunsten nutzen.  

Den Anfang der Ausweitung dieser Formen der privaten Gewalt lässt sich auf das Ende des 

Ost-West-Konfliktes datieren. Zwar gab es diese Gewaltakteure auch schon vorher, sie ope-

rierten jedoch meist national und kooperierten nur in Ausnahmefällen und nicht ohne Diffe-

renzen miteinander (beispielsweise die Rote Armee Fraktion mit der Palästinensischen Be-

                                            
24 Vgl. hierzu insgesamt Münkler, Herfried: Die neuen Kriege. 4. Aufl., Hamburg 2003. 
25 Vgl. Forsteneichner, Günter F.C.: Neue Formen der Bedrohung der internationalen Sicherheit. Terrorismus – Proliferati-
on – Organisierte Kriminalität – Migration. IAP-Sonderheft, Bonn 2001, S. 7. 
26 Vgl. Pohl 2001, S. 851. 
27 Ebd, S. 851. 
28 Der Begriff 'Dollarisierung' beinhaltet den Wunsch nach schnellem Reichtum, verbunden mit (amerikanischen) westli-
chen Wertvorstellungen und Wohlstandssymbolen. Vgl. Chalk, Peter: Non-Military Security and Global Order. London 
2000, S. 3. 
29 Ebd., S. 6. 
30 Keohane 2001, S. 3. 
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freiungsfront in den 70er Jahren).31 Der klassische Begriff von Sicherheit bezog sich nur auf 

eine direkte militärische Bedrohung von Staaten und deren Abwehr. Heute aber werden  

„in viel stärkerem Umfang als jemals zuvor [die] Krisenursachen nicht nur in ei-
nem regionalen Näheverhältnis stehen, sondern durch die verstärkte Interdepen-
denz der Einzelfaktoren auch zu überregionalen Wirkungen führen.“32  

Bedrohungspotentiale erweitern sich, und es entsteht ein „erweiterter“ Sicherheitsbegriff. 

Der „erweiterte“ oder „umfassende Sicherheitsbegriff“ umfasst politische, militärische, sozi-

al/kulturelle/religiöse, ökonomische und ökologische Prozesse im weltweiten Maßstab. Die 

Akteure sind weiterhin Staaten, Internationale Organisationen, aber auch vermehrt Nicht-

staatliche Organisationen und einzelnen Personen (manchmal nur in Form eines Phantoms).  

Der erweiterte Sicherheitsbegriff erschließt sich aus den zunehmenden Interdependenzen, die 

sich durch den Einzug der Globalisierung primär auf wirtschaftlichem und technologischem 

Sektor ergeben. Der Begriff Globalisierung bezeichnete zunächst die Entstehung weltweiter 

Finanzmärkte für Wertpapiere, Geld- und Devisengeschäfte und führte gleichzeitig zuneh-

mend zu einer Internationalisierung der Wirtschaft. Politisch wird der Begriff der Globalisie-

rung primär im Zusammenhang mit Interdependenzen zwischen Politik, Wirtschaft und  

Gesellschaft gebraucht. Globalisierung beinhaltet die  

„radikale Beschleunigung und Verbilligung des Personen- und Gütertransportes 
und vor allem die elektronische Vernetzung, welche Information und Kommuni-
kation in Echtzeit über den ganzen Globus zu geringen Kosten ermöglicht und 
zur Vernetzung ganzer Lebensbereiche führt. Vernetzungen in Echtzeit sind die 
entscheidenden Charakteristika des Prozesses.“33 

Die territorialen Grenzen des Nationalstaates haben durch die Globalisierung an Bedeutung 

verloren. Die Konsequenzen der Globalisierung sind die Relativierung des Staates, Informa-

tionsdominanz Einzelner und technologische Abstände innerhalb von Bündnissen.34 Da die 

Globalisierung nicht in jedem Staat und in jedem Sektor gleichzeitig voranschreitet, entste-

hen immer größer werdende Divergenzen zwischen den reichen und demokratischen Staaten 

(der westlichen Welt) und den unterentwickelten, demokratisch schwachen Staaten, vor  

allem auf der südlichen Halbkugel. Diese Unterschiede sind vor allem im südostasiatischen 

Raum extrem, betrachtet man beispielsweise den reichen Stadtstaat Singapur und das nur 

wenige Seemeilen entfernte bitterarme indonesische Riau-Archipel (eine Ausnahme bildet 

die Insel Batam, die von Singapur als Industriestandort genutzt wird). 

                                            
31 Vgl. dazu: „Die in den achtziger Jahren von der RAF, die sich‚ [...] als Vorreiter – [...] – einer internationalen kommunis-
tischen Bewegung sah, angestrebte Bündelung der Kräfte durch Internationalisierung (‚Westeuropäische antiimperialisti-
sche Front‘) scheiterte in erster Linie an ideologischen Differenzen der angebahnten Gruppen untereinander.“ In: Forste-
neichner 2001, S. 3f. 
32 Wandinger, Thomas M.: Ursachen von Konflikten und Kriegen im 21. Jahrhundert – Konsequenzen für die westlichen 
Industriestaaten. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. B 20, 2001, S. 6-16 (15). 
33 Joetze 2000, S. 61. 
34 Vgl. ebd., S. 64ff. 
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Aus solchen schwachen Staaten heraus operieren die meisten privaten Gewaltakteure. Dies 

stellt die internationale Gemeinschaft vor neue Herausforderungen.  

„Die größte Bedrohung für die Sicherheit der internationalen Gemeinschaft ist die 
Schwäche von Staaten, die über keine demokratischen Strukturen verfügen, die 
zu schwach für die Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des internationa-
len und eigenen Terrorismus und der Korruption sind [...].“35 

Es ergibt sich jedoch die Problematik, dass das Bedrohungspotenzial sich zwar global aus-

wirkt, sich die Staaten jedoch oft gegen ein internationales Vorgehen gegen solche privaten 

Akteure sperren, da sie dies als eine Einmischung in innere Angelegenheiten betrachten. 

Davon profitieren private Gewaltakteure, denn im selben Maße wie sie die nationale Souve-

ränität verletzen oder ignorieren, um ihre illegalen Gewinne zu machen, nutzen sie sie, um 

sich und ihre Beute zu schützen. 

Die Globalisierung erleichtert also national und regional ausgeführte, jedoch transnational 

organisierte und ausstrahlende Aktivitäten durch private Gewaltakteure, die somit globalen 

Stellenwert erhalten und die sicherheitspolitische Perzeption von Bedrohungen grundlegend 

verändern:  

„Globalism should not be equated with economic integration. The agents of glob-
alization are not simply the high-tech creators of the internet, or multinational 
corporations, but also small bands of fanatics, travelling on jet aircraft and in-
spired by fundamentalists religion.“36 

Die durch die Globalisierung hervorgerufene Ausweitung privater Gewalt ändert nun auch 

die lange Zeit gültige Annahme, dass Gewalt nur unter Staaten produziert wird und private 

Gewalt eher als „second-order security phenomenon“, als innerstaatliches Kriminalitätsprob-

lem bewertet wurde.37 Private Gewalt wird nun in ihren Ausmaßen zu einem „first-order 

security problem“. 

Gering diversifizierte Volkswirtschaften, eine gesellschaftliche Modernisierung ohne soziale 

Entwicklung und die Furcht vor Identitätsverlust führen zu sozialer Verelendung und kultu-

reller Entfremdung. Haben die Staaten zudem ein schwaches Gewaltmonopol, führt dies zum 

Staatszerfall und zu Repressionen. Dies alles macht den Nährboden aus, auf dem private 

Gewalt entsteht.38 Die Rückbesinnung auf traditionelle Werte und der Wegfall des Sozialis-

mus als Gegenpol zum kapitalistischen Westen lässt vielen Menschen beispielsweise den 

Islam als alternatives Lebensmodell attraktiv erscheinen, das es durchzusetzen gilt. „Zwei-

felsohne ist die fundamentalistische Auslegung des Islam jene Heilslehre, die die größte 

Ausstrahlung für die verarmten Massen [...] besitzt.“ Demzufolge speist sich  

                                            
35 Rotfeld, Adam Daniel: Die neuen sicherheitspolitischen Herausforderungen. In: Reiter, Erich (Hg.): Jahrbuch für interna-
tionale Sicherheitspolitik. Hamburg, Berlin, Bonn 2001, S. 101-118 (107). 
36 Keohane 2001, S. 13. 
37 Vgl. Burgos, Russell A.: Privatizing Violence in the International System. Paper prepared for the Annual Meeting of the 
American Political Science Association, 2001, S. 1f. (unter http://pro.harvard.edu/papers/018/018002BurgosRuss.pdf) 
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„die Motivation, sich in Gewalttruppen zu engagieren, [...] aus dem real erlittenen 
sozialen Abstieg oder der Furcht davor, aus der selbst empfundene Lebenskrise, 
die sich aus dem Widerstreit zwischen internalisierten traditionellen und erlernten 
westlich-modernen Wertesystem entwickelt [...].“39 

In der öffentlichen Debatte über den 11. September wird dabei häufig übersehen, dass der 

sich zurzeit in der Diskussion befindliche Terminus des islamisch-fundamentalistischen  

Terrorismus nur eine Form der nicht-staatlichen Gewalt darstellt.  

„Today, a range of old and new security threats crossing national borders has re-
placed the single dominant East-West nuclear threat of the Cold War [...]. The 10 
principal transnational security issues are: terrorism; illicit weapons and dual 
technology transfers; proliferation of chemical, biological, radiological, nuclear 
(CBRN) and missile technologies; unregulated migration; illicit drug production 
and trafficking; racketeering and money laundering; computer crime; infectious 
disease; environmental threats; and piracy and robbery at sea. These issues have 
assumed threat proportions with the increase in the porosity of national borders, 
[...].“40 

Als Hauptakteure dieser Bedrohungspotenziale lassen sich neben Terroristen auch Rebellen, 

Warlords und die organisierte Kriminalität benennen, denn ihnen allen liegt die nicht autori-

sierte Gewaltanwendung zur Durchsetzung ihrer Ziele als Mittel zugrunde.41  

Da sich jedoch viele Analyseansätze zu privater Gewalt auf nur die eine Form privater Ge-

walt – den Terrorismus – beschränken, müssen weitere Formen dargestellt werden. Denn  

„dass dieses Jahrhundert nur eines des Terrors sein könne, ist höchst zweifelhaft. 
Aber zumindest seine ersten Jahrzehnte dürften geprägt sein von entstaatlichter, 
privatisierter, kommerzialisierter und oft auch krimineller Gewalt.“42  

Vor allem bedienen sich private Gewaltakteure nicht nur ihrer „eigenen“ Form der Motivati-

on und Gewaltanwendung, sondern profitieren voneinander. Idealtypisch lassen sich die ver-

schiedenen Akteure privater Gewalt unterscheiden in Rebellen, Kriegsherren, Terroristen 

und die organisierte Kriminalität.43 Gemeinsam war und ist ihnen allen, dass sie zur Durch-

setzung ihrer Ziele bereit sind, Gewalt anzuwenden, und dass sie kaum mit konventionellen 

staatlichen Mitteln zu bekämpfen sind.44 Es ergeben sich folgende Unterscheidungen:45 

Kriegsherren und Kriminelle verfolgen wirtschaftliche Ziele, während Terrorgruppen und 

Rebellen eher aus politischen, weltanschaulichen Motiven handeln. Die Zielgruppe von Re-

bellen und organisierter Kriminalität sind andere Gewaltorgane (andere private oder staatli-

che Gruppen), während die Zielgruppe von Kriegsherren und Terroristen unbewaffnete  

Zivilisten sind. Die geographische Reichweite von Rebellen und Kriegsherren ist begrenzt 

                                                                                                                                       
38 Vgl. Mair 2002, S. 45. 
39 Ebd., S. 37f. 
40 Gunaratna 2001, S. 46. 
41 Vgl. Mair 2002, S. 9. 
42 Eppler, Erhard: Weder Krieg noch Frieden. In: Der Spiegel, Nr. 41, 2001, S. 56-59 (56). 
43 Unterscheidung nach Mair 2002, S. 9. 
44 Vgl. Pohl 2001, S. 851. 
45 Vgl. Mair 2002, S. 9. 
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und auf Ausübung von territorialer Kontrolle ausgerichtet. Die geographische Reichweite 

von organisierter Kriminalität und Terrorismus ist hingegen global. Kriegsherren und Rebel-

len wollen in ihren Gebieten das staatliche Gewaltmonopol verdrängen, die organisierte 

Kriminalität und Terroristen koexistieren mit staatlicher Gewalt. 

Mittlerweile haben sich diese Gruppen mehr und mehr vermischt bzw. profitieren voneinan-

der. „Was variiert, ist das Mischungsverhältnis von Fanatismus und Kriminalität, von fun-

damentalistischen Fanatikern und ausgekochten Kriminellen.“46 Rebellen wenden sich hin zu 

krimineller Finanzierung (durch Drogenhandel, Konsumgüterschmuggel, Erpressung und 

Entführung) und terroristischen (kostengünstiger, da kein militärischer Kampf gegen einen 

Staat nötig) Formen der Gewalt, da ihre öffentlichen, staatlichen Finanzquellen nach Ende 

des Ost-West-Konfliktes versiegt sind.47 Kriminelle Gruppen können den Bedarf der Rebel-

len wie auch den terroristischer Gruppen nach Waffen und anderen Gütern decken. Zwar 

bleiben Rebellen meist nur von regionaler Bedeutung, jedoch können sie anderen privaten 

Gewaltgruppen Rückzugsräume und Operationsbasen in den von ihnen kontrollierten Gebie-

ten verschaffen. Die organisierte Kriminalität ist nicht interessiert an der Durchsetzung einer 

neuen Weltordnung, jedoch profitiert sie von chaotischen Zuständen und von der Verhinde-

rung wirksamer Bekämpfung von Kriminalität.  

„Verhaltens- und Handlungsmuster [des Terrorismus] entsprechen vielfach denen 
der organisierten Kriminalität. Dazu zählen die gewaltsame Mittelbeschaffung 
durch Raub, Erpressung oder erpresserische Geiselnahme sowie der illegale Waf-
fen- und Drogenhandel.“48 

Piraterie lässt sich auf den ersten Blick der organisierten Kriminalität zuordnen, denn sie 

profitiert von allen Vorteilen des transnationalen organisierten Verbrechens: Sie kennen bei 

der Verbrechensausübung keine Grenzen, arrangieren sich mit korrupten Staaten und haben 

für Verbrechen schwerwiegenderer Art den nötigen finanziellen Spielraum. Zudem hat ihre 

Bekämpfung keine staatliche Priorität.49 Ihr Operationsfeld sind die Transportwege, die auf-

grund der wirtschaftlichen Globalisierung nun um ein vielfaches stärker genutzt werden und 

somit zahlreiche potenzielle Angriffsziele bieten. Die wirtschaftliche und technische Globa-

lisierung hat hier wieder eine Form der privaten Gewalt aufleben lassen, die von ihr profi-

tiert, sie aber gleichzeitig bedroht.  

 

 
                                            
46 Eppler 2001, S. 56. 
47 Vgl. dazu: „In an era of reduced state sponsorship, when mainstream terrorists backers such as Syria, Iran, Lybia and 
Cuba have all moved to reintegrate into legitimate international politics for the purpose of economic modernisation, capital 
gains of this magnitude are likely to prove as alluring as those that have been traditionally generated through the drugs trade 
and arms smuggling.” Blanche, Ed: Terror attacks threaten Gulf’s oil routes. In: Jane's Intelligence Review.  
Dezember 2002, S. 6-11 (9). 
48 Forsteneichner 2001, S. 3. 
49 Vgl. Williams, Phil: Transnationales organisiertes Verbrechen. In: Internationale Politik, Nr. 2-3, 1999, S. 29-36 (31ff.). 
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„Die selben technologischen Mittel, die die Globalisierung und die nationenüber-
greifende Ausdehnung der zivilisierten Gesellschaft vorantreiben, liefern die Inf-
rastruktur für die Netzwerke einer ‚unzivilisierten Gesellschaft‘ von organisierten 
Kriminellen, Drogenhändlern, Geldwäschern und Terroristen.“50 

Die Piraterie soll als Beispiel dienen für die neuen Bedrohungspotenziale durch private Ge-

waltakteure. An ihr sollen die Probleme der Bekämpfung solcher Akteure aufgezeigt wer-

den, die ein Umdenken des konventionellen sicherheitspolitischen Denkens in Kategorien 

wie extern/intern oder militärisch/nicht-militärisch anhand einer eindeutigen Bedro-

hungsperzeption erfordern.  

„We have slain a large dragon, but now we find ourselves living in a jungle, with 
a bewildering number of poisonous snakes. And in many ways, the dragon was 
easier to keep track of.“51 

 

 

                                            
50 Kofi Annan, zit. in: Forsteneichner 2001, S. 23. 
51 So der früherer CIA-Direktor James Woolsey, zit. in Chalk 2000 (Non-Military Security), S. 2. 
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III. Zum Begriff Piraterie 

Piraterie ist eines der ältesten Gewerbe der Welt und gilt als „Geißel der Menschheit“. Seit 

jeher gab es dort, wo Schiffe fuhren, Menschen, die diese ausraubten. Schon Julius Cäsar, 

selbst einmal in der Hand von Piraten und gegen Lösegeld freigelassen, eröffnete diesen den 

Kampf, den Pompeius siegreich beendete.52 Jedoch wurde bereits  

„im Römischen Recht zwischen Seeräuberei, also Überfällen auf fremde Schiffe 
aus reiner Habgier und der Kaperung im staatlichen Auftrag unterschieden. Erste-
res war ein todeswürdiges Verbrechen, letzteres dagegen eine durch Kriegsbrauch 
und -recht legitimierte Form der Handelskriege [...].“53 

Bekannt sind die Kaperbriefe, die Königin Elisabeth I. dem Piraten Francis Drake ausstellte, 

und die neben der Aufteilung der Beute und der Störung feindlicher Handelsschiffrouten die 

Grundlage für die englischer Seeherrschaft schufen.54  

Die allgemeine Vorstellung über Piraten ist von einer „romantisierten“ Sicht der Ereignisse 

vergangener Zeiten geprägt. Berühmt durch Literatur und Film sind Piratenlegenden wie 

Blackbeard, Klaus Störtebecker und Mary Read. Die Darstellungen dieser Piraten suggerie-

ren dem verzückten Rezipienten ein ungebundenes, an keine Obrigkeit unterworfenes Leben. 

Piraten schaffen sich ihre eigenen Systeme durch eigene „Staaten“ und lassen den Leser und 

Zuschauer von einer selbst gestalteten, zwangfreien Welt träumen.  

„Die Figur des historischen Piraten [ist] aufgestiegen von der Nebenrolle eines 
fabelhaften Fachmannes zur Hauptrolle populärster Sympathieträger, deren Taten 
und Untaten uns immer wieder klammheimliche Begeisterung ablocken – selbst 
wenn wir wissen, dass solch ein Leben meist noch etwas mehr als die eigene Ge-
sundheit gefährdet.“55 

In dieser Arbeit soll dem Begriff Piraterie die Definition des IMB zugrunde liegen. Demnach 

ist ein Akt der Piraterie  

„das Betreten eines Schiffes oder Bootes in der offenkundigen Absicht, Diebstahl 
oder ein anderes Verbrechen zu begehen – mit der Absicht oder Fähigkeit, beim 
Verfolg dieses Aktes Gewalt anzuwenden.“56 

Piraterie im Sinne des IMB reicht von Raubüberfällen, bei denen die Beute das Gut auf Deck 

ausmacht, über die Ausraubung des Kapitänsafes bis hin zur Entführung eines ganzen Schif-

fes.  

                                            
52 Vgl. Vallendar, Benedikt: Die Republik schlägt zurück. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 11.9.2002, S. 3. 
53 Witt, Jan Markus: Kaperei und Piraterie zur Hansezeit. In: Klüver, Hartmut (Hg.): Piraterie – einst und jetzt.  
Düsseldorf 2001, S. 28-39 (28). 
54 Vgl. Klüver, Hartmut: Staatspiraterie – Die Barbareskenstaaten in Nordafrika. In: Klüver, Hartmut (Hg.): Piraterie – einst 
und jetzt. Düsseldorf 2001, S. 40-76 (42). 
55 Fink, Ernst O.: Faszination vermeintlicher Freiheit. In: Klüver, Hartmut (Hg.): Piraterie – einst und jetzt.  
Düsseldorf 2001, S. 77-85 (85). 
56 Vgl. dazu: „Piracy is the act of boarding any vessel with the intent to commit theft or other crime and with the capability 
to use force in the furtherance of the act.“ (unter http://www.iccwbo.org/ccs/imb_piracy/weekly_piracy_report.asp). 
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Hinzuweisen ist darauf, dass dies nicht die völkerrechtlich festgelegte Definition ist. Völker-

rechtlich ist die Definition der Piraterie bereits in Artikel 15 in der Konvention über die Ho-

he See vom 29. April 1958 festgehalten. Diese Definition stimmt wörtlich mit der Definition 

in Artikel 101 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 

1982 (SRÜ) überein, das seit dem 16. November 1994 in Kraft getreten ist:57 

„Seeräuberei ist jede der folgenden Handlungen: 

a) jede rechtswidrige Gewalttat oder Freiheitsberaubung oder jede 
Plünderung, welche die Besatzung oder die Fahrgäste eines pri-
vaten Schiffes oder Luftfahrzeuges zu privaten Zwecken begehen 
und die gerichtet ist 

i) auf Hoher See gegen ein anderes Schiff oder Luftfahr-
zeug oder gegen Personen oder Vermögenswerte an Bord 
dieses Schiffes oder Luftfahrzeuges; 

ii) an einem Ort, der keiner staatlichen Hoheitsgewalt unter-
steht, gegen ein Schiff, ein Luftfahrzeug, Personen oder 
Vermögenswerte; [...].“58 

Demnach ist Piraterie ein rechtswidriger Akt, der gegen ein Schiff und von einem Schiff für 

private Zwecke außerhalb der Jurisdiktion eines Staates verübt wird.59  

Alle Staaten haben weiterhin mit Artikel 100 SRÜ die Möglichkeit, in Zusammenarbeit im 

„größtmöglichen Maße [...] Seeräuberei auf Hoher See oder an jedem anderen Ort zu be-

kämpfen, der keiner staatlichen Hoheitsgewalt untersteht.“ Dazu gehören alle Gewässer, die 

nicht in der 12-Meilen-Zone eines Küstenstaates liegen, auch in der maritimen Wirtschafts-

zone eines Staates, die auf 200 Meilen festgelegt ist.60 Pirat kann demnach nur derjenige 

sein, der auf Hoher See einen Überfall verübt. Damit fallen bereits diejenigen heraus, die in 

Territorialgewässern aktiv sind.  

Ein Aufbringen eines der Seeräuberei verdächtigen Schiffes darf laut Artikel 107 SRÜ nur  

„von Kriegsschiffen und Militärluftfahrzeugen oder von anderen Schiffen oder 
Luftfahrzeugen vorgenommen werden, die deutlich als im Staatsdienst stehend 
gekennzeichnet und als solche erkennbar sind und die hierzu befugt sind.“ 

Also sind Kriegsschiffe aller Staaten völkerrechtlich befugt, verdächtige Schiffe auf Hoher 

See oder in der „Exklusiven Wirtschaftszone“ (EEZ) zu stoppen, zu durchsuchen und zu 

bekämpfen, falls der Flaggenstaat diese völkerrechtlich gebotene Möglichkeit durch 

entsprechend notwendige nationale Rechtsgrundlagen umgesetzt hat.  

                                            
57 Das SRÜ trat mit dem Beitritt Guyanas als 60. Staat in Kraft. 
58 Bundesgesetzblatt 1994 II, München, S. 1799.  
59 Vgl. Elchlepp, Friedrich: Juristische Aspekte des Begriffes der Piraterie. In: Klüver, Hartmut (Hg.): Piraterie – einst und 
jetzt. Düsseldorf 2001, S. 86-95 (89). 
60 In dieser Wirtschaftszone hat der jeweilige Küstenstaat keine umfassende Souveränität, lediglich gewisse Rechte. Er darf 
sie als Fischereigebiet, zur Ausbeutung von Meeresgütern und zur Nutzung des Festlandsockels für sich beanspruchen. 
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Für die „Graue Flotte“ der Deutschen Marine beispielsweise ist solch eine Situation nicht 

hinreichend geklärt. Zwar bietet das Völkerrecht die Möglichkeit zur Bekämpfung von Pira-

ten, jedoch wurde dies im deutschen Gesetz nicht entsprechend umgesetzt. Zusätzlich 

schreibt das Grundgesetz vor, dass jegliche Gewaltanwendung vorher durch einen Parla-

mentsbeschluss bestätigt werden muss. Deutschland behilft sich im Falle eines Piratenangrif-

fes auf ein fremdes Handelsschiff mit dem Artikel 98 des SRÜ, der die Hilfeleistung im Fal-

le von Seenot erlaubt.61  

Ist ein der Seeräuberei verdächtiges Schiff aufgebracht worden, so können  

„die Gerichte des Staates, der das Schiff oder Luftfahrzeug aufgebracht hat, [...] 
über die zu verhängenden Strafen entscheiden sowie die Maßnahmen festlegen, 
die hinsichtlich des Schiffes, des Luftfahrzeugs oder der Vermögenswerte zu er-
greifen sind, vorbehaltlich der Rechte gutgläubiger Dritter“ (Artikel 105 SRÜ). 

Strafrechtliches Vorgehen gegen auf Hoher See festgenommene Piraten ist also reine Staa-

tensache. 

Die Problematik der völkerrechtlichen Definition wird später eingehender beleuchtet wer-

den. Wichtig ist hierbei zunächst nur die Feststellung, dass der Begriff Piraterie unterschied-

lich definiert wird und in seiner völkerrechtlichen Definition der Realität nicht gerecht wird.  

 

 

                                            
61 Für eine ausführliche Darstellung der Handlungsbefugnisse der deutschen Marine im Falle eines Angriffes auf ein Han-
delsschiff deutscher oder andere Flagge siehe den Aufsatz von Stehr, Michael: Konfliktpotential Seeraub Teil I. In: Marine 
Forum, Nr. 4, 2000, S. 18-22, und Stehr, Michael: Konfliktpotential Seeraub Teil II. In: Marine Forum, Nr. 4,  
2000, S. 27-29. 
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IV. Das Phänomen der modernen Piraterie in Südostasien 

„Schon Edward Presgrave, Registraturbeamter für Im- und Exporte in Singapur, 
schrieb 1828 in seinem Bericht über Seeräuberei in der asiatischen Inselwelt: ‚Ein 
nur oberflächlicher Blick auf die Seekarten genügt, um jedermann zu überzeugen, 
daß keine Ecke der Erde besser dazu geeignet ist, ohne jedes Risiko und mit der 
sicheren Gewißheit auf Erfolg Piraterie zu betreiben.‘“62  

Besonders gefährdete Gebiete sind u.a. das Südchinesische Meer, die Java-See, die Ostküste 

von Malaysia und vor allem die Gewässer rund um Indonesien sowie die Straße von Malak-

ka.  

„Die 800 Kilometer lange Passage durch die zum Teil nur knapp 18 Kilometer 
breite Meeresenge zwischen Indonesien und Malaysia ist eine der wichtigsten 
Verbindungen nach Europa und den Golfstaaten und wird jährlich von ca. 
300.000 Schiffen passiert.“63  

Die Straße von Malakka ist die Handelsroute für ca. 75% des Ölimports für Japan, der größte 

Teil des Asien/Afrika-Handels und ein großer Teil des Asien/Europa-Handels laufen durch 

die schmale Seestraße.64 Die Straße von Malakka mündet im südlichen Teil in die Straße von 

Singapur, deren engste Stelle, der Phillips-Kanal, nur 1,5 Meilen breit ist und vor Singapur 

liegt. Singapur ist der verkehrsreichste Hafen der Welt.65 Über ein Drittel bis fast die Hälfte 

des weltweiten Schiffhandels führt durch die piratenverseuchten Gewässer in Südostasien 

(die Zahlen in der Literatur schwanken zwischen 33% und 45%).66  

„Der Verkehr von Tankern durch die Straße von Malakka ins Südchinesischen 
Meer ist mehr als dreimal so hoch wie durch den Suez-Kanal und mehr als fünf-
mal so hoch wie durch den Panama-Kanal [...] Die Tonnage [...] besteht vorwie-
gend aus Rohöl oder verflüssigtem Erdgas. An zweiter Stelle liegen Kohle und 
Eisenerz.“67  

Die Handelsländer, und besonders Japan, sind von dieser Seeroute nach Europa und in den 

Mittleren Osten im höchsten Maße abhängig. Zwar wäre eine Nord-Route kürzer, jedoch mit 

erheblich höheren Kosten verbunden, da für die „Nordpassage“ der Einsatz von Eisbrechern 

erforderlich wäre.68 Ebenfalls wäre der Seeweg südlich von Indonesien zwar sicherer, jedoch 

auch wesentlich länger.69 

Die Passage der Straße von Malakka erfordert höchste Konzentration der Besatzung. Sand-

bänke, Schiffwracks und die Passage der engsten Stelle der Straße mit nur einer Breite von 

                                            
62 Hein, Christoph: Rückt alles raus, wenn die Piraten kommen. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 17.3.2001, S. 15. 
63 Ebd., S. 15. 
64 Vgl. Herrmann, Wilfried A.: Piracy Challenge of the Twenty First Century. In: Maritime Strategies in Asia. Bangkok 
2002. (Manuskript), S. 2. 
65 Vgl. Stewart 2002, S. 199. 
66 Vgl. Dillon, Dana Robert: Piracy in Asia: A Growing Barrier to Maritime Trade. In: The Heritage Foundation, 22.6.2000, 
S. 1 (unter http://www.heritage.org/Reserach/AsiaanfthePacific/BG1379.cfm); Brandon 2000, S. 1. 
67 Wehrschütz, Christian F.: Die Region des Südchinesischen Meeres. In: Österreichische Militärzeitschrift, Nr. 6, 1998,  
S. 706-710 (709). 
68 Vgl. Pohl 2001, S. 860. 
69 Vgl. Smead, Stuart W.: A Thesis on modern day piracy. O.J., S. 9  
(unter http://www.angelfire.com/ga3/tropicalguy/piracy-modernday.html). 
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2,5 Kilometern zwingen die Schiffe zur langsamen Fahrt und machen die Navigation extrem 

schwierig. Die zumeist kleine Besatzung schaut demnach hauptsächlich Richtung Bug.70 Der 

Abstand der Schiff-Frequenz beträgt ca. 20 Minuten, entgegenkommende Schiffe sind meist 

nur eine Meile entfernt.71 

Indonesien mit seinen 13.000 Inseln bietet beste Vorraussetzungen für einen Angriff aus 

dem Hinterhalt und schnelle Rückzugsmöglichkeiten.  

„An archipelago is one of the best environments for pirates. The hundreds of 
small ships on the water mean it’s harder to distinguish pirate ships from other 
ships, and the narrow sea channels make it easy for pirates to elude authorities by 
slipping into various island hideouts.“72  

Moderne Piraten benutzen Radar, um Frachter aufzuspüren, hören den Funkverkehr zwi-

schen den Schiffen ab und attackieren mit kleinen Schnellbooten und automatischen Waffen. 

Die Ladung ist das Ziel des Überfalls, das Schiff selbst selten.73 „Pirates in Southeast Asia 

range from opportunistic fishermen, common criminals and ex-members of the armed forces 

to sophisticated crime syndicates.“74 

1. Gründe für eine Zunahme der Überfälle durch Piraten 

Wie es sich aus den im Anhang ab S. VII-XI dargestellten Zahlen ersehen lässt, sind in den 

neunziger Jahren steigende Zahlen von Piratenüberfällen in der ganzen Welt und v.a. in 

Südostasien zu verzeichnen.  

„Zwar gibt es für die vorhergehende Periode [vor 1992] keinerlei Statistik, doch 
geht aus vielen Berichten hervor, dass sich die Piraterie Ende der achtziger Jahre 
nicht nur verstärkte, sondern auch veränderte. Wurden in den siebziger Jahren 
vorwiegend Überfälle auf Flüchtlingsboote, Fischerboote und Flöße in Asien so-
wie auf  Yachten in Südamerika verübt, so sind seither Handelsschiffe das bevor-
zugte Objekt der Piraterie.“75  

Das Problem der Piraterie ist der Region Südostasien nicht unbekannt. Schon Aufzeichnun-

gen aus dem 5. Jahrhundert belegen den Raubüberfall auf See.76 Vor allem China kann auf 

eine große Tradition in der Seeräuberei zurückblicken.77 In den 70er Jahren des 20. Jahrhun-

derts wurde der Begriff der Piraterie mit den Übergriffen auf flüchtende vietnamesische 

„Boat People“ verwendet, doch stand die Piraterie weitestgehend im Schatten des ideologi-

                                            
70 Vgl. Herrmann 2002, S. 2. 
71 Vgl. Abhyankar, Jayant: An overview of Piracy Problems a Global Update. Society of International Law Singapore 
(SILS), 1999, S. 11 (unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-02.htm). 
72 Chang, Andrew: Terror on the Waves. AbcNews.com, 29.1.2001, S. 2  
(unter http://abcnews.go.com/sections/world/DailyNews/piracy010129.html). 
73 Vgl. Stewart 2002, S. 207. 
74 Brandon 2000, S. 1. 
75 Gerstenberger 2002, S. 165. 
76 Vgl. Chalk 1998, S. 2. 
77 Vgl. hierzu insgesamt Allerbeck, Udo: Piraterie in China. In: Roder, Hartmut (Hg.): Piraten – Die Herren der Sieben 
Meere. Katalogbuch zur gleichnamigen Ausstellung, Bremen 2000, S. 84-89. 
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schen Konfliktes zwischen den USA und der Sowjetunion, die sich gegenseitig auch auf den 

Weltmeeren belauerten und somit die See durch ihre maritime Präsenz sicherten.  

„Die Präsenz des US-Militärs diente auch als Schutzschirm gegen externe Bedro-
hungen für Staaten wie Malaysia, Indonesien oder Singapur, die keine Allianz mit 
den USA unterhielten.“78  

Durch den Wegfall des Ost-West-Konfliktes verringerte sich jedoch auch gleichzeitig die 

militärische maritime Präsenz der beiden Supermächte in dieser Region, die vorher abschre-

ckende Wirkung gezeigt hatte. Diese Lücke wurde noch nicht von den Küstenstaaten ge-

füllt.79 

Ebenfalls hat sich die Anzahl der Handelsschiffe im letzten Jahrzehnt durch die wirtschaftli-

che Globalisierung drastisch gesteigert, wie die im Anhang auf S. XII dargestellten Zahlen 

aufzeigen, und Frachter fahren wie „glitzernde Warenhäuser“80 durch diese von Armut ge-

kennzeichnete Region.81  

„Hinzu kommt, dass v.a. die Kerngebiete und urbanen Zentren der südostasiati-
schen Staaten vom wirtschaftlichen Erfolg profitieren, abgelegene Regionen aber 
durch administrative und wirtschaftliche Nichtbeachtung oder zentralistische 
Ausbeutung noch weiter zurückfielen [...].“82  

Die Einkommensdisparitäten in den betroffenen Gebieten sind sehr hoch, und die wirtschaft-

liche Krise 1997/1998 hat viele Bewohner der Region dazu genötigt, sich zusätzliche neue 

Einkommensquellen zu verschaffen. 

Im gleichen Zuge mussten die Küstenstaaten der Region, die noch vor der Asienkrise von 

1997-1998 enorme finanzielle Rüstungsanstrengungen unternommen haben, ihr Verteidi-

gungsbudget drastisch minimieren sowie auch Küstenbewachungen und Patrouillen ein-

schränken.83 Wie bereits erwähnt bietet die Region mit ihren unzähligen Inseln und Archipe-

len ideale Angriffs- und Versteckmöglichkeiten, die durch fehlenden Patrouillenfahrten nun 

geradezu zu Überfällen aus dem Hinterhalt heraus einladen. 

Finanzielle Unterstützung ist es denn auch, die es den kriminellen Organisatoren für die 

Durchführung schwerwiegender Überfälle erleichtert, Hafenbehörden, Polizisten und Militär 

zum Wegsehen und zur Herausgabe von Informationen zu bewegen.84 

Weiterhin hat die technologische Entwicklung geholfen, die Mannschaften von Schiffen um 

die Hälfte zu reduzieren. Wo früher 50 Mann benötigt wurden, sind es heute gerade mal 

                                            
78 Bürger, Christian: Die ASEAN und die Sicherheit Südostasiens. Kölner Arbeiten zur Internationalen Politik,  
Bd. 10, 2000, S. 61. 
79 Russland hat seine Kräfte im südostasiatischen Raum nahezu vollständig abgebaut, die USA und Großbritannien mindes-
tens um die Hälfte verringert. Die Anrainer dieser Region können diese Lücke jedoch aufgrund ihrer finanziellen Lage nicht 
füllen. Vgl. Abhyankar 1999, S. 3. 
80 Reisner, Stefan: Endstation Südchina. In: mare, Nr. 7, 1998, S. 74-79 (74). 
81 Durch die Straße von Malakka fahren im Durchschnitt täglich ca. 500 Schiffe. Vgl. Herrmann 2002, S. 2. 
82 Pohl 2001, S. 852. 
83 Vgl. Chalk, Peter: Maritime Piracy – a global overview. In: Jane's Intelligence Review, August 2000, S. 47-50 (48). 
84 Vgl. ebd., S. 48. 
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höchstens zwei Dutzend. Da bleibt kaum ein Mann für eventuelle Überwachungen des be-

vorzugten Angriffspunktes eines Schiffes durch Piraten, dem Heck übrig.  

Technische Neuerungen haben auch dazu beigetragen, dass sich die Piraten schneller und 

besser über die Handelsroute und die Fracht eines Schiffes informieren können. Wie bei-

spielsweise der Schiffseigentümer nutzen auch Piraten moderne Kommunikation in Form 

von Mobiltelefonen, Funk oder Datenübertragung per Satellit.  

Zudem ist die Beschaffung von Waffen leichter geworden, so dass die Piraten ihre Opfer 

vielfach mit hochgerüsteten Waffenequipment einschüchtern können. Diese Konsequenzen 

aus dem Ende des Ost-West-Konfliktes, nämlich der Überfluss und dadurch die Vereinfa-

chung der Beschaffung von leichten Waffen und anderem militärischen Kleingerät, kann 

somit ebenso als Grund dafür angeführt werden, dass die Piraten von heute in ihrem Vorge-

hen extrem brutal geworden sind, und dass bei Akten von Piraterie häufig Todesopfer zu 

beklagen sind.85 

2. Einordnung von Überfällen 

In der Literatur wird oft geographisch zwischen den verschiedenen Erscheinungsformen un-

terschieden,86 jedoch lässt sich dies meines Erachtens durch die Verlagerung einiger Er-

scheinungsformen nicht mehr eindeutig festmachen. Daher wird hier der Schwerpunkt auf 

eine Unterscheidung nach der Schwere des Angriffes vollzogen. Das IMB unterscheidet Pi-

ratenangriffe nach drei Ebenen:87 

1. Low-Level Armed Robbery (LLAR) 

Diese Form der Piraterie ist gekennzeichnet durch eine leichte Bewaffnung der Täter und 

findet meist in Häfen oder auf Schiffen, die vor Anker liegen, statt. Interessiert sind die Tä-

ter, sogenannte „maritime muggins“88 (unbedarfte Anfänger) an Bargeld und an allem, was 

in kürzester Zeit mitgenommen werden kann (Hit-and-Run-Taktik). Der Schaden beträgt 

meist zwischen 5.000 bis zu 15.000 US-Dollar.89  

                                            
85 Eine Kalaschnikow ist auf dem illegalen Waffenmarkt in Südostasien beispielsweise schon für 60 US-Dollar zu kaufen. 
Vgl. Herrmann, Wilfried A.: Störtebecker lebt. In: Truppenpraxis/Wehrausbildung, Nr. 3, 1999, S. 167-171 (170). 
86 Asiatische Seeräuberei, südamerikanische Piraterie, Piraterie in politischen Krisengebieten, Phantomschiffpiraterie. Vgl. 
Roder, Hartmut: Piratenabwehr heute: Heldentat oder sinnloses Unterfangen? In: Roder, Hartmut (Hg.): Piraten – Abenteu-
er oder Bedrohung? Bremen 2002, S. 10-19 (11f.). 
87 Vgl. Herrmann 2002, S. 5. 
88 Mukundan, P. K.: Piraterie und bewaffnete Raubüberfälle auf Schiffe. In: Roder, Hartmut (Hg.): Piraten – Die Herren der 
sieben Meere. Bremen 2000, S. 108-113 (108). 
89 Vgl. Chalk 1998, S. 3. 
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„Zeugen haben nicht selten unter den Piraten Täter erkannt, die zuvor im Hafen als Stauer 

oder örtliches Reinigungspersonal gearbeitet haben.“90 Piraterie in Südostasien war lange 

Zeit als Einkommenssicherung akzeptiert, zwar illegal, aber moralisch nicht verwerflich.91 

Piraten, die aus Motiven der Existenzsicherung handeln, wenden in der Regel nur Gewalt an, 

wenn ihnen der Fluchtweg abgeschnitten wird. Die Indizien, dass sie für relativ wenig Ge-

winn (sie stehlen, was an Deck nicht niet- und nagelfest ist) hohe Strafen befürchten müssen, 

sofern sie gefasst werden, belegen ihre verzweifelte finanzielle Situation.92 Übergriffe dieser 

Art können eher vernachlässigt werden, da der ökonomische Schaden relativ gering ist. Die 

überfallenden Gruppen sind in der Regel durch ein energisches Vorgehen der Besatzung 

leicht abzuschrecken. Mittlerweile ist die Hemmschwelle der Piraten jedoch aufgrund der 

schweren Bewaffnung stark gesunken.93 Der Gebrauch von Schusswaffen kann auf einem 

Tanker im Hafen, der mit hochentzündlichen oder explosiven Stoffen beladen ist, katastro-

phal enden.94  

2. Medium-Level Armed Assault and Robbery (MLAAR) 

Bei dieser schwerwiegenderen Form der Piraterie sind die Piraten meist „umfassender“ be-

waffnet, d.h. mit automatischen Waffen, Armbrüsten, Panzerfäusten, Molotow-Cocktails, 

Brandbomben, Mörsern und Kalaschnikows gerüstet. Die Angriffe finden seltener in Häfen 

sondern meist in küstennahen Gewässern statt, wobei die Angreifer dann von einem Mutter-

schiff aus als Basis operieren. Die Crew wird gefesselt oder eingesperrt, während die Täter 

das Schiff gründlich nach Beute und dem Kapitänssafe durchsuchen. Wehrt sich die Besat-

zung, zögern die Angreifer nicht, mit brutaler Gewalt Verletzungen zuzufügen oder sogar 

einen Mord zu begehen. Vor allem die Brutalität in der Vorgehensweise kennzeichnet diese 

Form der Überfälle. Der hohe logistische Aufwand und Einsatz lässt vermuten, dass hier 

professionelle Banden am Werk sind. Diese Form der Piraterie wird von den Reedereien 

aufgrund ihres häufigen Auftretens und des zwangsläufigen Einhergehens mit dem direkten 

Kontakt zur Crew am unangenehmsten empfunden.95 

 

                                            
90 Pohl 2001, S. 854. 
91 Vgl. Abhyankar 1999, S. 2. 
92 Vgl. ebd., S. 2. 
93 Vgl. Mukundan, P.K.: Piracy and Armed Robbery against Ships. In: Klüver, Hartmut (Hg.): Piraterie – einst und jetzt. 
Düsseldorf 2001, S. 96-104 (97). 
94 Als Beispiel kann der Überfall auf den Shell-Tanker „Isomeria“ im Hafen von Alemoa in Brasilien angeführt werden: 
Polizei überrascht die Piraten, ein Schusswechsel findet statt. „Nach Ansicht der Hafenverwaltung hätte die Schießerei am 
Terminal von Alemoa ein Unglück ‚von nicht vorhersehbaren Auswirkungen‘ haben können. Neben den 10154 Tonnen 
flüssigen Erdgas der ‚Isomera‘ lagern dort auch Benzin, Dieselöl und Leuchtpetroleum. Der Ort ist höchste Sicherheitszone. 
Sogar Fotografieren ist verboten. Der Beirat des Umweltkuratoriums in Santos: ‚Die Explosion hätte sogar das Stadtzent-
rum erreicht'.“ Brockmann, Roland; Hager, Tina: Die Piraten von Itapema. In: mare, Nr. 7, 1998, S. 48-66 (64). 
95 Interview mit Detlef Meenke vom Verband Deutscher Reeder vom 17. Januar 2003, Hamburg. 
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3. Major Criminal Hijack (MCHJ) 

Nur ein international oder zumindest regional operierendes Netzwerk macht solch eine Form 

des Überfalls möglich. Schiffe, deren Routen, Ladung, Mannschaft und Sicherheitsvorkeh-

rungen aus bestochenen Quellen vorher ausgekundschaftet worden sind, werden auf ihrem 

Weg zum Zielhafen entführt und die Ladung an einem unbekannten Ort gelöscht. „Beängsti-

gend genau wissen viele dieser Kriminellen darüber Bescheid, welche Ladung sie auf  

welchem Schiff erwartet.“96 Die entführten Schiffe tauchen meist nicht wieder auf, sind um-

gestrichen, mit neuem Namen und gefälschten Papieren versehen und kreuzen weiter als 

sogenannte „Phantomschiffe“ auf dem Meer. Sie dienen als Schmuggelschiffe oder als Mut-

terschiffe für weitere Überfälle. Die vorherige Besatzung wird entweder ermordet, auf einfa-

chen Flößen oder in den Beibooten auf dem offenen Meer ausgesetzt. Haben sie Glück,  

treiben sie an Land oder werden von Fischern entdeckt. Solch ein „Schiffsklau auf Bestel-

lung“ ist nur durch „well-connected international crime syndicates who will contract to hi-

jack a specified large vessel or cargo (the going rate is +/- $ 300.000 U.S.)“97 zu organisie-

ren. 

Das Problem der „Phantomschiffe“ ist es auch, das den Staaten in der Region das größte 

Kopfzerbrechen bereitet. Verbrechersyndikate verdienen mit dieser Form der Piraterie ca. 50 

Millionen US-Dollar im Jahr.98 Bei Aussicht auf solche Gewinnspannen ist die Behandlung 

der Mannschaften dementsprechend brutal und die Waffenausrüstung entsprechend gefähr-

lich. Vor allem lässt „der Ladungsraub auf Bestellung [...] auf ein enges Netzwerk schließen, 

das zwischen Hafenbehörde, Zoll und Freibeutern geknüpft ist.“99 Es wird geschätzt, dass 

allein im Südchinesischen Meer 2-5 Banden solche Überfälle verüben.100 

Im Falle einer Schiffsentführung hindert die mangelnde Transparenz von Ermittlungen und 

strafrechtlicher Verfolgung in einigen Ländern die Eigentümer von Schiff und Fracht daran, 

ihren „verloren“gegangen Schiffen nachzugehen.101 Im Falle etwa der „Baltimar Zephyr“ 

wird sogar vermutet, dass die Untersuchungen nur stattfanden, um die eigene indonesische, 

in den Vorfall verwickelte Marine und Polizei reinzuwaschen.102 Auf das Problem der Kor-

ruption, die v.a. in China aber auch in den anderen Staaten Südostasiens die Bekämpfung der 

Piraterie erschwert, soll aber später noch eingegangen werden.  

                                            
96 Schulte, Frank: Leinen los und Kurs auf Raub. In: Financial Times, 10.1.2003, S. 29. 
97 Hopkins, Frank: Piracy – Sailing in harm’s way. Part II. In: Soldier of Fortune, April 2000, S. 48-53, 70-71 (71). 
98 Vgl. Chalk 2000, S. 49. 
99 Hein 2001, S. 15. 
100 Stewart 2002, S. 193. 
101 Vgl. Beckman (Summary and Conclusions) 1999, S. 3. 
102 Vgl. für die Untersuchung zum Fall der „Baltimar Zephyr“ in: Stewart 2002, S.158-186 oder im Anhang auf S. II. 
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Ergänzend lässt sich noch die Yachtpiraterie hinzufügen, die allerdings nicht weiter von Be-

deutung für die hier vorgenommene Analyse ist.  

„Generally, attacks take place against boats that have the capacity to undertake 
long journeys, are wells stocked with provisions, are known to carry a large sum 
of money ion board and are crewed by members with a questionable identity.“103  

Diese Form der Piraterie tritt meist in Südamerika, in der Karibik und im Golf von Mexiko 

auf. Beispielsweise wurde der Segelheld und mehrmaliger Gewinner des America’s Cup, Sir 

Peter Blake, Ende 2001 bei solch einem Angriff in Brasilien erschossen.104  

3. Taktik 

Zum besseren Verständnis, wie ein Tanker oder Stückgutfrachter von kleinen Booten aus 

gekapert werden können, sollen hier kurz einige Voraussetzungen und gängige Taktiken 

dargestellt werden. 

Piraten greifen in der Regel im Schutz der Dunkelheit mit sechs bis acht Mann an. Sie be-

nutzen meist kleine Schnellboote aus Plastik oder Holz, die nicht vom Radar eines Schiffes 

erfasst werden können.105 Die schmale Silhouette lässt solche Boote v.a. bei Nacht kaum 

erkennen. Oft werden zwei Boote mit einem Seil verbunden, die dann in einer Meerenge auf 

ihr Opfer warten. Fährt das zu überfallene Schiff zwischen den beiden Piratenbooten durch, 

erfasst es das Seil und die beiden Angreiferboote werden automatisch lautlos mitgezogen 

und „klappen“ sich um das zu überfallende Boot herum. Der Angriff erfolgt dann durch 

Taue oder Ankerseile, die an der Reling hochgeworfen werden. Manchmal wird auch nur 

von einem Boot aus angegriffen, bevorzugter Weise dann aber vom Heck aus, da es dort 

meist keine Bewachung gibt. Dies geschieht durch das Einhaken von Wurfankern.  

Besonders häufig werden folgenden Schiffstypen angegriffen: Bulk Carrier, Containerschif-

fe, Stückgutfrachter und Tanker (Tabelle im Anhang auf S. XIII). Mit 30-40 Metern über der 

Meereslinie sind solche Schiffe schlecht umfassend zu überwachen, vor allem da die Mann-

schaft, etwa in engen Meeresstraßen, vollauf mit der Navigation beschäftigt ist. Das frühzei-

tige Erkennen der Piraten ist fast unmöglich, da diese sich beispielsweise als Fischer tarnen. 

Sobald die Piraten an Bord sind, wird die Besatzung entweder gefesselt oder in einen Raum 

gesperrt und der Kapitän oder der erste Offizier muss den Safe öffnen. Solch ein Safe enthält 

meist sehr viel Bargeld, damit Hafengebühren und Zölle entrichtet werden können oder die 

Mannschaft bei Landgang entlohnt werden kann. 

                                            
103 Chalk 2000, S. 48. 
104 Vgl. Stewart 2002, S. 221-260. 
105 Vgl. Hein 2001, S. 15. 
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Manchmal kommen aber auch Piraten ohne großes Einhaken an Bord, indem sie ein autori-

siertes Handeln durch die offizielle Kleidung eines Polizisten oder Militärs vortäuschen, um 

die Frachträume angeblich auf Schmuggelware zu überprüfen. Als solche wird die Ladung 

dann kurzerhand erklärt und ausgewählte Stücke werden zur Beweissicherung mitgenom-

men. Die Behörden des Küstenstaates wissen hinterher nichts von der Beschlagnahmeaktion. 

Ob es tatsächlich Polizisten waren oder nicht, bleibt unklar, die konfiszierten Dinge jeden-

falls bleiben verschwunden.106 

Oft werden die Radioanlagen zerstört, die Piraten gehen von Bord und die Besatzung muss 

zusehen, dass sie sich befreit, damit das Schiff nicht unkontrolliert in seiner normalen Ge-

schwindigkeit weiterfährt. Denn selbst ein Autopilot kann zwar vor einer Kollision warnen, 

diese jedoch nicht verhindern.  

4. Auswirkungen 

Die Auswirkungen der Piraterie betreffen unterschiedliche Felder. Die Angaben zu den Zah-

len des wirtschaftlichen Schadens rangieren zwischen ca. 13 Milliarden US-Dollar über 25 

Milliarden US-Dollar bis zu 30 Milliarden US-Dollar (hier inklusive Cargo-Diebstähle) jähr-

lich.107 Abgesehen von dem finanziellen Schaden verunsichert diese Störung des Seever-

kehrs das „fragile Geflecht zwischen Seetransporteuren, Herstellern und Kaufleuten.“108  

Lieferanten erleiden Rufschädigung und verlieren Kunden, bis sie am geschäftlichen Ruin 

stehen. 

Vor allem die Küstenstaaten in Südostasien werden langfristig unter den wirtschaftlichen 

Auswirkungen zu leiden haben, sollte dem Problem der Piraterie nicht entschlossen entge-

gengetreten werden. Piratenattacken werfen ein schlechtes Licht auf die Hafeneinrichtungen, 

von denen viele Küstenstaaten in dieser Region abhängig sind. Als Beispiel kann hier ein 

Boykott des Hafens von Hongkong von 1992 bis 1995 dienen. Hongkong wurde als Hafen 

von „extreme danger“ bezeichnet.109 „Between 1992-1995, the British and Japanese Shi-

powners Association threatened to reduce and redirect trade until Hong Kong increased its 

maritime surveillance.“110 Diese Angst der Hafenbehörden und der Schiffseigentümer vor 

Rufschädigung und den damit einhergehenden wirtschaftlichen Verlusten erklärt ebenso, 

                                            
106 Vgl. Reisner 1998, S. 76. 
107 Vgl. dazu ICC: IMB combats growing problem of global cargo theft. 20.7.2000, S. 1  
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108 Stehr, Michael: Bedrohung für Handelsschifffahrt und Märkte. In: Schiff & Hafen, Nr. 3, 2001, S. 12-14 (12). 
109 Vgl. Chalk 1998, S. 5. 
110 Smead o.J., S. 9. 
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warum viele Überfälle nicht gemeldet werden.111 Handelt es sich „nur“ um einen Raubüber-

fall mit geringen finanziellen Verlusten durch Diebstahl, stellt sich für die Schiffsangehöri-

gen nicht die Frage, ob sie den Diebstahl anzeigen. Denn dies würde Ermittlungen nach sich 

ziehen, die das Schiff im Hafen festhalten und sich für die Reederei in einem Kostenaufwand 

von täglich bis zu 25.000 US-Dollar niederschlägt. Ebenfalls würden die Versicherungsprä-

mien steigen.112  

„Viele Reedereien leugnen den Tatbestand der Piraterie, um nicht zusätzlich Ver-
sicherungskosten, Gefahrenzulagen für die Schiffsbesatzung oder kostenaufwen-
dige Umwege zahlen zu müssen.“113 

Denn ein Schiff, das liegt, kostet Geld, und nur ein fahrendes Schiff verdient es. 

Ökologische Auswirkungen kann die Piraterie dadurch haben, dass die Mannschaft während 

eines Überfalls, der ca. 30 Minuten andauert, gefesselt oder eingesperrt ist, und das Schiff 

navigationsunfähig nur, wenn überhaupt, mit dem Autopiloten weiterfährt. Gerade in der 

Straße von Malakka mit ihren Sandbänken, ihrer geringen Breite von teilweise nur wenigen 

Kilometern und ihrer starken Frequentierung kann somit die Gefahr einer Kollision oder des 

Grundlaufens nicht ausgeschlossen werden. Jährlich passieren beispielsweise ca. 1.000 Öl-

tanker die Straße von Malakka.114 Welche ökologischen Schäden ein Leck in einem hava-

rierten Öltanker hervorrufen kann, ist nicht erst seit dem Untergang der „Prestige“ seit  

November 2002 bekannt. Jährlich fahren allein ca. 10.000 Tanker durch das Südchinesische 

Meer, und ca. 25% aller Angriffe richten sich gegen Öltanker.115 „In ihren ‚worst-case‘-

Szenarien rechnen die Versicherer vor, dass je nach Schiffs- und Ladungswert Schäden von 

bis zu 1 Milliarde US-Dollar drohen.“116 Doch nicht nur Öltanker können Katastrophen ver-

ursachen, auch der Transport von explosiver, entzündlicher und giftiger Ladung kann zu 

Umweltkatastrophen ähnlichen Ausmaßes führen. 

„Aus Räubern werden immer öfter Mörder auf hoher See.“117 Diese Aussage skizziert eine 

der erschreckendsten Entwicklungen der modernen Seeräuberei. Piraten kommen immer 

leichter an günstige Waffen heran, so z.B. automatische Waffen, Antischiffsminen, leichte 

Mörser und Raketenmunition.118 Dies bewirkt eine Eskalation, die immer häufiger in Mord 

und Totschlag endet (vergleiche hierzu die Tabelle im Anhang auf S. XIV). Findet ein Auf-

tragsüberfall statt, werden die angeheuerten Piraten von ihrem Anführer oft sogar gezwun-

                                            
111 Vgl. Pohl 2001, S. 850, und Stehr 2001, S. 12. 
112 Vgl. Chalk 1998, S. 4. 
113 Stockfisch, Dieter zit. in: Reisner 1998, S. 77. 
114 Wehrschütz 1998, S. 708. 
115 Vgl. Zou, Keyuan: Issues of Public International Law relating to the Crackdown of Piracy in the South China Sea and 
Prosecution for Regional Cooperation. Society of International Law Singapore (SILS), 1999, S. 10  
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117 Hein 2001, S. 15. 
118 Vgl. Pohl 2001, S. 865. 
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gen, Mitglieder der Besatzung zu töten. Dies wird dann teilweise auf Videoband aufgezeich-

net, um sich das Stillschweigen der Piraten zu sichern.119 Doch selbst wenn niemand getötet 

wird, ist die Wirkung eines Überfalls auf offener See für die Besatzung traumatisierend. Ein 

Überfall auf ein Schiff auf See ist ein extremes Eingreifen in die Privatsphäre der Seeleute, 

ganz zu schweigen von der psychisch und physischen Belastung durch Aussetzung und  

tagelanger Treibung auf dem offenen Meer.120 Die Opfer können auf See nicht damit rech-

nen, dass ihnen jemand zu Hilfe eilt.121 „It is impossible for those ashore to fully appreciate 

the trauma pirate attacks cause, both physically and mentally.“122 Vor allem in indonesischen 

Gewässern gibt es zudem immer wieder auch Kaperungen mit anschließenden Entführungen, 

um Lösegeld zu erpressen.123  

„Pirates attacked and kidnapped crewmembers demanding ransom for their safe 
returns. This 'kidnap and ransom' trend previously was confined to Somali waters 
[...] The amount demanded by these pirates is normally not exorbitant and shi-
powners pay to avoid complications.“124  

Für einen deutschen Kapitän allerdings wurden auch schon bis zu 800.000 US-Dollar ver-

langt.125 

Gerade die steigende Zahl von extrem brutalen Überfällen auf Schiffsbesatzungen mit meh-

reren Toten, Verletzten und Vermissten, durchgeführt mit Hilfe militärischen Geräts, lässt 

Forderungen der Schifffahrtsverbände nach entsprechenden Gegenmaßnahmen laut werden. 

Hier seien nicht mehr nur die sowieso kaum präsente „maritime“ Polizeikräfte des jeweiligen 

Küstenstaates gefragt, sondern es handele sich um ein sicherheitspolitisches Problem, das 

mitunter auch militärische Gegenmaßnahmen erforderlich macht.126 Bislang sind diesbezüg-

lich noch kaum Fortschritte erzielt worden. Die steigende Anzahl solcher Überfälle und die 

damit einhergehende fehlende Strafverfolgung zeigen aber auch anderen privaten Gewaltak-

teuren neue Möglichkeiten auf, den Seeweg für ihre wirtschaftlichen und politischen Interes-

sen zu missbrauchen. 

                                            
119 Vgl. den Fall der "Cheung Son" in: Stewart 2002, S. 415 oder im Anhang auf S. IV. 
120 Stehr 2001, S. 12. 
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122 Abhyankar, Jayant, zit. in: ICC: Piracy report reveals major increase in attacks in 1999. 24.1.2000, S. 1  
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5. Terror auf See 

Ein weiterer Grund dafür, sich mit dem Problem der Piraterie und der damit zusammenhän-

genden Nicht-Sicherung der Schifffahrt zu beschäftigen, liegt in der Gefahr des Terrorismus 

auf See.  

„Seebanditen haben vorgemacht, wie leicht sich aus staatlicher Schwäche Kapital 
schlagen lässt [...]. Das ermuntert Terroristen geradezu, das weite Meer und die 
Schifffahrt für Angriffe auf die Gesellschaft zu nutzen.“127  

Jüngere Beispiele waren der Anschlag auf die „USS Cole“ im Hafen von Aden am 12. Okto-

ber 2000, der 17 Seeleuten das Leben kostete, 30 Verletzte zur Folge hatte und Reparatur-

kosten in Höhe von 250.000 US-Dollar verursachte. Zwar dominieren in den Weiten der 

Weltmeere die Schiffs- und Flugzeugsträgerverbände der US-Navy sicher und unangefoch-

ten, da keiner ihrer potenziellen Gegner ein gleichrangiges Potenzial besitzt.128 Die Situation 

ändert sich aber in Küstennähe, denn hier existiert eine Bedrohung durch Minen, konventio-

nelle U-Boote, landgestützte Flugzeuge, Flugkörperbatterien oder Flugkörper-Schnellboote 

und durch Terroranschläge.129 Zudem ist die schlechte Verteidigungsmöglichkeit im Nahbe-

reich ein weiterer Nachteil. 

Ein weiteres Beispiel für einen Angriff, diesmal auf ein nicht-militärisches Ziel, fand am 6. 

Oktober 2002 auf den französischen Öltanker „Limburg“ statt. Immer wieder sind Warnun-

gen vor politisch motivierten Anschlägen auf die Handelsschiffe in den Schlagzeilen zu  

finden. So gibt es „Hinweise auf die Absicht El Kaidas, die Handelsschifffahrt anzugreifen, 

um so für wirtschaftliche Instabilität zu sorgen.“130  

„The same day the „Limburg“ was struck, Al-Jazeera TV in Qatar broadcast an 
audio tape of Bin Laden warning the 'crusader community' that Islamic forces 
were 'preparing for you things that would fill your hearts with terror and target 
your economic lifeline.'”131  

Bestes Beispiel sind v.a. die „Liberation Tigers of Tamil Eelam“ (LTTE) in Sri Lanka, die 

sich mittlerweile eine eigene kleine Marine zusammengekauft und gestohlen haben.  

„Zivile Schiffe unter der Flagge Sri Lankas sind regelmäßig Angriffsziel. Nach 
den klassischen Regeln der Seekriegführung wird der Handel des Gegners ge-
stört, und nicht nur nebenbei wird so auch Beute zur Ergänzung des eigenen 
Nachschubes an Gütern aller Art gemacht. Darüber hinaus betätigen sich Kräfte 
der LTTE als klassische Piraten, indem sie Schiffe verschiedenster Flaggen über-
fallen, um Schiff und Ladung zum eigenen Nutzen zu erbeuten.“132  

                                            
127 Stewart 2002, S. 12. 
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Gerade „das Beispiel LTTE verdeutlicht die fließenden Grenzen zwischen dem 
Termini Terroristen, Befreiungskämpfer und Bürgerkriegspartei. Auch die enge 
Verzahnung mit dem Bereich der 'Organisierten Kriminalität' wird an diesem 
Beispiel deutlich sichtbar. Der internationale Schmuggel von Drogen, Waffen 
und Menschen lässt sich kaum effektiv bekämpfen, ohne Zugriff zu nehmen auf 
die Rückzugsgebiete der terroristischen oder kriminellen Gruppen.“133  

Ein anderes Beispiel aus Südostasien ist die „Abu Sayyaf“, die regelmäßig von Booten aus 

Angriffe startet. „The Abu Sayyaf group [...] has also struck at shipping. They put a bomb on 

a passenger ferry that killed 34 persons.“134 Speziell in Südostasien wird zwar kaum ein Ter-

rorismus wie im Nahen Osten praktiziert, jedoch werden unter anderem terroristische Takti-

ken zur Durchsetzung der eigenen Ziele angewandt. Denn Terrorismus ist billig, er erreicht 

durch seine Angstwirkung viele Menschen und verhilft auch der kleinsten und unbedeu-

tendsten Gruppe zu Beachtung in der Öffentlichkeit.135 Bezüglich den Überfällen auf See 

kann teilweise kaum eine Unterscheidung zwischen einer wirtschaftlichen oder politischen 

Motivation gemacht werden, da entweder der Überfall selbst den Anschlag darstellen kann 

(„Limburg”) oder die erbeuteten Mittel zur Finanzierung eines anderen Anschlages dienen 

können. „Indeed, attacks against sea-borne targets constitute only 2% of all international 

incidents carried out over the last 30 years.”136 In den letzten dreißig Jahren gab es aber auch 

noch nicht dieses hohe „Verkehrsaufkommen” auf den Meeren, und man kann aufgrund des 

rasanten Anstieges des Volumens des Seetransports davon ausgehen, dass diese leichten Zie-

le öfter Opfer eines Angriffes werden.  

Von religiösem islamisch-fundamentalistisch Terrorismus sind in Südostasien v.a. die  

Philippinen, Thailand und Indonesien betroffen. Dazu zählen neben der philippinische „Abu 

Sayyaf“ beispielsweise die indonesische „Laskar Jihad“ oder die malaysische „Jemaah Isla-

miah“.137  

„Since Indonesia has many radical Muslim groups with a history of violence, 
which have been linked to the bombing in Bali in October, law enforcement and 
intelligence officials worry that terrorists may tap the pirates' expertise to mount 
attacks on ships in the region.”138  

So könnten Terroristen in dieser Region die Möglichkeiten, die ihnen die modernen Piraten 

aufgezeigt haben, dafür nutzen, ihren Zielen und Forderungen weiteren Nachdruck zu ver-

leihen.  

„It could be a suicide attack on a passenger cruise liner, the seizure of a liquid pe-
troleum gas carrier to explode it in a busy harbor or the deliberate sinking of a 

                                            
133 Ebd., S. 4. 
134 Richardson, Michael: Q&A: Ships pose inviting targets, but they remain unprotected. In: International Herald Tribune, 
26.11.2001, S. 1 (unter http://www.iht.com). 
135 Vgl. Chalk 1998, S. 14. 
136 Blanche 2002, S. 8. 
137 Vgl. The International Institute for Strategic Studies (IISS) (Hg.): The Military Balance 2002-2003. London  
2002, S. 228f. 
138 Bradsher, Keith: Tankers face pirates and terrorists on the high seas. In: International Herald Tribune, 13.12.2002. 



 30

tanker carrying oil or a hazardous cargo to cause major pollution. Just sinking a 
ship at the entrance of a large port or in a narrow shipping lane, such as the inter-
national straits that pass Singapore, could disrupt maritime trade and have serious 
economic consequences. Of course, the one that everybody is really worried 
about is a terrorist attack on a ship carrying radioactive waste to get hold of mate-
rial for the so-called 'dirty' nuclear bomb or to cause contamination.“139  

Die Krisenszenarien könnten sein: Die Kaperung von Kreuzfahrtschiffen und Passagierfäh-

ren zwecks Erpressung; Anschläge auf Kreuzfahrtschiffe und Passagierfähren um Aufmerk-

samkeit, Reiseängstlichkeit und allgemeine Verunsicherung zu erregen; die Kaperung von 

Schiffen mit gefährlicher Fracht wie Erdöl oder flüssigem Erdgas zum Einsatz als schwim-

mende Bombe; die heimliche Beförderung von nuklearen, biologischen oder chemischen 

Kampfstoffen oder die Verwendung von terroristisch kontrollierten Handelsschiffen als 

Kriegsschiffe. Diese Möglichkeiten ergeben sich erst aus der laxen Handhabung mit dem 

Problem der Piraterie und der damit einhergehenden Nicht-Sicherung der Seewege.140  

Die einfachste Form eines terroristischen Angriffes ist eine Überwassersprengattacke, wie 

sie bei der „USS Cole” angewendet worden ist: Ein mit Sprengstoff gefülltes Schnellboot 

wird in ein anderes Schiff hineingelenkt. Weiterhin könnten Überfälle mit einzeln operieren-

den Booten auf kleine Schiffe oder Marineeinheiten bis zum Eindringen mehrere Fahrzeuge 

bei Nacht in Häfen oder Angriffe auf ganze Flottilleneinheiten verübt werden.141  

Die IMO bemüht sich aufgrund der Ereignisse des 11. Septembers 2001 verstärkt um die 

Neuregelung einiger schifffahrtsrelevanter Punkte: automatische Schiffsidentifikationssys-

teme, Schiffs- und Offshore-Sicherheitspläne, einschließlich Bestimmungen über einen 

Schiffssicherheitsoffizier und einen Unternehmenssicherheitsoffizier, Sicherheitspläne für 

Hafeneinrichtungen und Einschätzungen möglicher Gefährdung derartiger Einrichtungen 

unter Berücksichtigung der Schnittstelle Schiff/Hafen, Sicherheitsmaßnahmen beim Contai-

nerverkehr und Gewinnung von Informationen über Schiff, Ladung, Mannschaft und Passa-

giere.142 Eine weitere Maßnahme, die seit dem Anschlag auf die „Limburg“ diskutiert wird, 

ist die Errichtung sogenannter „no-go-areas“ für Tanker, um eine ökologische Katastrophe 

im Falle eines Angriffes zu verhindern.  

„All pleasure craft, fishing boats and other vessels should be barred from the 
lanes tankers and other vulnerable vessels use in approaching terminals 
[...]Patrols should be intensified and naval and police units should immediately 
board and investigate any unauthorized vessels caught loitering in the no-go ar-
eas. The responsibility for security of water ways must remain with the govern-
ments concerned.“143 
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Bei der Problematik des Terrors auf See sind v.a. die Häfen das Hauptproblem. Deren laxen 

Sicherheitsbestimmungen bei der Einfahrt und die Freigängigkeit einer Hafenanlage für  

jedermann machen es für die Mischform des politisch oder wirtschaftlich motivierten Piraten 

relativ einfach, Schaden anzurichten. Viele Forderungen beinhalten daher den Sicherheitssta-

tus eines Hafens dem eines Flughafens anzugleichen, was die Einrichtung sogenannter „Ga-

teways“ und eine genauere Untersuchung der Fracht der Schiffe bedeuten würde. Diese eine 

mögliche Form der Bekämpfung illegaler privater Aktivitäten soll aber im nächsten Kapitel 

beschrieben werden.  

6. Unsichere Häfen 

„Nach wie vor ist jeder Hafen ein schwaches Glied in der Sicherheitskette [...] Es 
bringt nichts, wenn wir in Häfen wie Liverpool, Le Havre oder Hamburg für hun-
dertprozentige Sicherheit sorgen, Terroristen in Daressalam aber einen Container 
mit tödlichem Inhalt voll stopfen und in die USA schicken können.“ 144  

Diese Aussage betrifft gleich zwei Faktoren, einmal die freie Zugänglichkeit der Häfen für 

jedermann sowie der Inhalt von Containern. Zwar hat diese Problematik mit der Piraterie nur 

entfernt zu tun, jedoch beinhaltet sie die gleiche Gefahrenquelle. Da ein großer Teil der Ü-

berfälle in den Häfen stattfindet, ist eine Sicherung der Häfen ein gutes Mittel, zumindest der 

LLAR Einhalt zu gebieten. Auch könnte die Sicherung der Häfen und der Containerinhalte 

anderen Erscheinungsformen privater Gewalt Vorschub leisten. Beispielsweise kann ein lee-

rer Container mit einem falschen Gewicht deklariert werden und in ein anderes Land  

verschifft werden. Für diesen leeren Container, der ja tatsächlich mit der angeblichen Ware 

angekommen ist, kann dann Geld ins Ausland fließen, ohne dass etwas verdächtig erscheint. 

Weiterhin werden in diesen Containern Drogen und Menschen geschmuggelt; viele der 

Menschen überleben die Tortur einer wochenlangen Schifffahrt nicht. Die größte Sorge der 

USA ist es jedoch inzwischen, dass Container mit chemischen oder biologischen Stoffen 

gefüllt in einen US-amerikanischen Hafen eingeschifft werden und dort verheerenden Scha-

den anrichten könnten. Momentan werden nur zwei Prozent aller Container, die in die USA 

gelangen, geöffnet.145 Aber auch die Zugänge zu den Häfen könnten für einen terroristischen 

Angriff genutzt werden. Bestes Beispiel hierfür war der Anschlag auf die „USS Cole”, die ja 

im Hafen von Aden attackiert worden ist. Ein anderes Krisenszenario könnte ein Anschlag 

auf ein vollbesetztes Kreuzfahrtschiff oder eine Passagierfähre sein, die im Hafen liegt. 
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Zwar gibt die IMO „Guidelines“ für Schiffsbesatzungen und Schiffseigentümer heraus, je-

doch bislang nicht für die Hafenbehörden.146 Die USA haben aber seit dem 11. September 

einige Anstrengungen unternommen, um Häfen und Container sicherer zu gestalten. So soll 

es automatische Gate-Kontrollen und Chipkartensysteme für Taxen und Lastwagen geben, 

die dem Vorbild entsprechender Maßnahmen auf Flughäfen entsprechen. Ebenfalls sollen in 

den USA Hafenbecken für Kreuzfahrtschiffe und Tanker für jeden anderen Schiffsverkehr 

gesperrt werden. Seit dem 11. September 2001 haben die USA mehr als 42 Millionen  

US-Dollar in die verstärkte Sicherung von amerikanischen Häfen investiert. Ca. 41% der 

Investitionen fließen in Wachpersonal.147 Von einlaufenden Schiffen verlangen die US-

Hafenbehörden nun 96 Stunden vorher eine Anmeldung. Gilt ein Schiff von „besonderem 

Interesse“, so soll ein „Sea Marshall“ vorher an Bord gehen, der die Einfahrt in die Küsten-

gewässer kontrolliert.  

„Ultimatives Ziel dieses Ansatzes: der ‚gläserne Container‘ und das ‚gläserne 
Schiff‘. Zwei Maßnahmen, diesem Ziel näher zu kommen, werden derzeit unter 
US-Marine-Experten mit Inbrunst diskutiert: Amerika müsse mit seinen Kontrol-
len am 'Frachtursprung' beginnen: der Fabrik oder Lagerhalle, in der ein Contai-
ner zuerst bestückt und versiegelt werde. Und es müsse dafür Sorge tragen, dass 
endlich Licht ins Dickicht des internationalen Schiffseignerdschungels kommt, 
besonders durch das Zurückdrängen der Besitzer sogenannter 'Billigflaggenschif-
fe'.“148 

Die USA haben nach dem 11. September Sicherheitsmaßnahmen erarbeitet, die einen Schritt 

in die richtige Richtung gehen, aufgrund ihrer Kostenintensität aber wahrscheinlich gerade in 

kleinen Häfen in ärmeren Regionen dieser Welt nicht umsetzbar sein werden. Zu den  

Sicherheitsmaßnahmen gehören ein automatisches Schiffsidentifikationssystem, die Einfüh-

rung von Sicherheitsplänen für Schiffe und für „Hafeneinrichtungen“, das Einsetzen von 

Beauftragten für Schiffsicherheit an Bord des Schiffes, des Schifffahrtsunternehmens (Ree-

derei) sowie der „Hafeneinrichtung“, eine relevante Ausbildung und Vorbereitung der Si-

cherheitsbeauftragten, Erstellung von Gefährdungsanalysen der Häfen, verbindliche und 

verbesserte Identitätsnachweispflicht der Seeleute und die Überprüfung von Containern im 

Frachtverkehr.149 Diese Punkte werden von der IMO gerade neu geregelt und firmieren unter 

dem Kürzel ISPS Code (International Ship and Port Facility). Der ISPS Code soll voraus-

sichtlich am 1. Juli 2004 in Kraft treten.150 Zusätzlich haben die USA mit den Zollbehörden 

in den Haupthäfen Asiens und Europas bilaterale Verwaltungsvereinbarungen getroffen, die 

Aktivitäten amerikanischer Zollverwaltungen in diesen Häfen zur Ladungskontrolle erlau-
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ben.151 Die Problematik bei der ganzen Umstrukturierung wird allerdings der Kostenfaktor 

sein.  

„Malaysia operates two of the world's 25 busiest container ports, although they 
do not figure on the U.S. list, which is based on the volume of sea container traf-
fic destined for the United States. Transport Minister Ling Liong Sik said that 
Malaysia would join the program 'on conditions that it will not lead to delays or 
congestion at the ports'.”152 

7. Rechtliche Aspekte eines Piratenangriffes 

„What makes piracy a tempting crime is the difficulty of effective law enforce-
ment, and the unwillingness of many countries to prosecute pirates caught in their 
own territorial waters for acts of piracy committed under another country's juris-
diction. This is where the Rome convention comes in. It seeks to remove the 
problem of jurisdiction in piracy cases, which has all too often prevented states 
from prosecuting pirates that enter their territorial waters after committing piracy 
in the jurisdiction of another country.“153  

Hier liegt eines der Grundprobleme im Kampf gegen die Piraterie. Mit der momentanen in-

ternationalen wie nationalen Rechtslage können Piraten fast ohne Befürchtung weiterhin ihre 

Raubzüge begehen. Betrachtet man die völkerrechtliche Definition, fallen zwei Formulie-

rungen ins Auge, die der Realität im Kampf gegen die Piraten nicht gerecht werden: die Beg-

riffe „Hohe See“ und „privater Zweck“. 

Da sich die Bekämpfung der Seeräuberei nach dem SRÜ nur auf die Hohe See beschränkt, 

findet der Pirateriebegriff in den Territorialgewässern völkerrechtlich keine Bedeutung. Zur 

Hohen See gehören alle Gewässern außerhalb der 12-Meilen-Zone eines Küstenstaates.154 

Die EEZ, die sich auf weitere 188 Meilen (insgesamt also 200 Meilen) erstreckt, schützt  

indes die Piraten nicht vor einer Verfolgung, da dem jeweiligen Küstenstaat innerhalb der 

EEZ nur bestimmte wirtschaftliche Rechte gewährt sind, und diese Zone somit zu Hohen See 

gerechnet wird.155  

„Die EEZ gibt Küstenstaaten souveräne Rechte für die Nutzung, Erforschung und 
Ausbeutung, Bewahrung und Verwendung der natürlichen Ressourcen in diesen 
Gewässern sowie auf dem Meeresgrund und darunter.“156  

Findet die Seeräuberei in territorialen Gewässern oder im Hafen statt, spricht das IMO im 

Gegensatz zum IMB von „Armed Robbery against ships“.157 Die meisten Überfälle finden 

                                                                                                                                       
150 Vgl. Seeschifffahrt 2002, S. 19. 
151 Vgl. ebd., S. 19. 
152 Richardson, Michael: Cargo containers as weapons. In: International Herald Tribune, 11.9.2002. 
153 ICC: East Asian governments must clamp down on piracy together. 20.3.2000, S. 2  
(unter http://www.iccwbo.org/home/news_archives/2000/piracy_east_asia.asp). 
154 Vgl. Elchlepp 2001, S. 91. 
155 Vgl. Stehr 2000 (Teil I), S. 20. 
156 Wehrschütz 1998, S. 708. 
157 Vgl. Beckman, Robert: Summary and Conclusions. Society of International Law Singapore (SILS) 1999, S. 1  
(unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-13.htm). 
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aber innerhalb der 12-Meilen-Zone statt, d.h. in dem Hoheitsgebiet eines Staates, der nun 

allein für die Bekämpfung und Aufklärung zuständig ist. 158 

Der terroristisch motivierte Überfall auf ein Schiff auf Hoher See fällt mangels privater Be-

reicherungsabsicht der Täter nicht in die völkerrechtliche Definition von Piraterie.159 Abhilfe 

wird hier durch spezielle völkerrechtliche Abkommen erzielt, wie das 1988 geschaffene und 

am 1. März 1992 in Kraft getretene „Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher 

Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt“ 160 (SUA-Abkommen). Vorausgegan-

gen war dieser Übereinkunft ein Terroranschlag auf das italienische Kreuzfahrtschiff „Achil-

le Lauro“ im Jahr 1985, bei dem vier Mitglieder der palästinensischen Befreiungsfront (PLF) 

das Schiff in ihre Gewalt brachten und eine US-amerikanische Geisel erschossen. Sie hatten 

gedroht, bei Nichterfüllung ihrer Forderungen nach und nach alle 19 US-Amerikaner, die 

sich auf dem Schiff befanden, zu erschießen.161 

Nach Artikel 101 SRÜ war dies kein Akt der Piraterie, da diese rechtswidrige Gewalttat mit 

Freiheitsberaubung nicht zu privaten Zwecken, also aus wirtschaftlichen Motiven begangen 

wurde. Nach diesem Anschlag regte sich die Forderung, v.a. auf Seiten der USA, diese „Ge-

setzeslücke“ im Völkerrecht zu schließen. Das SUA-Abkommen wurde am 10. März 1988 in 

Rom verabschiedet. Es definiert die Gewalt gegen Schiffe, Personen und Vermögenswerte 

an Bord detaillierter als das SRÜ. Der Zusatz „private Zwecke“ ist ausgeklammert, politisch 

motivierte Gewalt gilt demnach auch als Piraterie und darf bekämpft werden. Zudem defi-

niert das SUA-Abkommen die internationale Zusammenarbeit zur Verhütung und strafrecht-

licher Verfolgung weiter. Es legt im Gegensatz zum SRÜ nicht nur die Bekämpfung,  

sondern auch die Nachsorge eines Überfalles fest, es legt also fest, wer wen wann verfolgen 

und bestrafen darf.162 Die Staaten werden dazu verpflichtet, festgenommene Piraten entwe-

der selbst zu verurteilen oder sie an das Herkunftsland der Piraten auszuliefern.163  

Das SUA-Abkommen haben insgesamt 43 Staaten unterzeichnet. Von den für diese Untersu-

chung relevanten Staaten haben jedoch nur Indien, China und Japan das Abkommen unter-

zeichnet. Speziell in Südostasien ergibt sich zusätzlich das Problem, dass es in einigen Zo-

nen der Region aufgrund der geringen Entfernungen der Küsten keine Hohe See geben kann. 

                                            
158 Ca. 80 Prozent aller Attacken werden gegen Schiffe vor Anker verübt. Vgl. Stockfisch, Dieter: Piraterie auf den Welt-
meeren. In: Marine Forum, Nr. 4, 2000, S. 17-18 (17). 
159 Vgl. Stockfisch, Dieter: Militärische Aspekte der Piratenabwehr. In: Klüver, Hartmut (Hg.): Piraterie – einst und jetzt. 
Düsseldorf 2001, S. 110-116 (110). 
160 SUA ist die Abkürzung für „Suppression against unlawful acts“. 
161 Der genaue Ablauf der Vorgänge ist nachzulesen bei Stewart 2002, S. 111-122. 
162 Vgl. insgesamt Hinz, Christoph: Weltweite Piraterie: Wie reagiert die Schifffahrtspolitik. In: Klüver, Hartmut (Hg.): 
Piraterie – einst und jetzt. Düsseldorf 2001, S. 105-109 (107). 
163 Vgl. Mukundan 2000, S. 113. 
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Dies nutzen die Piraten aus, indem sie an der Grenze des Hoheitsgewässers eines Staates 

angreifen, um nach begangener Tat in die Gewässer eines anderen Staates zu flüchten.164  

Das IMB übt dahingehend Kritik an der bestehenden Konvention (SRÜ) und dem SUA-

Abkommen, dass Piratenangriffe nur strafbar sind, sofern diese auf Hoher See begangen 

werden. Und dort obliegt es dem Flaggenstaat, juristisch aktiv werden. Aber die meisten 

Flaggenstaaten gelten als Billigflaggenländer, wie z.B. Panama, Sri Lanka oder Liberia, die 

sich mit ihren begrenzten finanziellen Mitteln kaum eine Ermittlung leisten können und wol-

len (siehe im Anhang auf S. XV die führenden Flaggenstaaten).165 

Die international akzeptierte Rechtsdefinition der Piraterie wird also der vielfältigen Proble-

matik nicht gerecht. Das hat nicht nur Auswirkungen auf die Statistiken, sondern verzerrt 

auch den Blick für die Ausmaße dieses Problems und den daraus resultierenden konsequen-

ten Gegenmaßnahmen. Den Piraten ist diese verworrene Rechtslage durchaus bekannt, und 

sie nutzen sie aus, indem sie laufend die Hoheitsgewässer wechseln, um vor Verfolgung  

sicher zu sein.166  

Das IMB bevorzugt daher eine andere Definition von Piraterie, die auch dieser Untersu-

chung zugrunde liegt:  

„Das Betreten eines Schiffes oder Bootes in der offenkundigen Absicht, Diebstahl 
oder ein anderes Verbrechen zu begehen – mit der Absicht oder Fähigkeit, beim 
Verfolg dieses Aktes Gewalt anzuwenden.“167 

Das IMB unterscheidet also nicht in Hohe und Territoriale Gewässer.168 

Die Anwendung des Begriffes der Piraterie ist jedoch rechtlich auf Territorialgewässern 

kaum durchsetzbar, da sich die meisten Staaten in ihrer Souveränität verletzt fühlen würden, 

wenn es fremden Kriegsschiffen erlaubt wäre, in dieses Gebiet zur Bekämpfung und Auf-

bringung von Piraten einzudringen. Dies könnte als Gewaltakt gegen den Küstenstaat aufge-

fasst werden. Fremden Kriegsschiffen wird in Territorialgewässern nur die „friedliche 

Durchfahrt“ gewährt, d.h., dass zum Beispiel die Frequenzen mit den Fernmeldebestimmun-

gen des jeweiligen Küstenstaates abgestimmt werden müssen.169 

Ein weiteres Problem ergibt sich aus der Tatsache, dass viele Küstenstaaten in Südostasien 

die ihnen vorliegende völkerrechtliche Möglichkeit, eine Rechtsgrundlage des Strafbestan-

des der Piraterie umzusetzen, nicht oder nur unzulänglich in ihr nationales Gesetz transfor-

                                            
164 Vgl. Petit, Jean-Yves: Seestreitkräfte in Südostasien – Beginn eines neuen Rüstungswettlaufes? Jahreschrift der Füh-
rungsakademie, Hamburg 1997, S. 29-54 (41). 
165 Vgl. Mukundan 2001, S. 102, oder Roder 2002, S. 13. 
166 Vgl. Stockfisch, Dieter: Neue Bedrohung auf See – Kriegsschiffe vor neuen Aufgaben? In: Soldat & Technik, Nr. 9, 
1998, S. 595-598 (597). 
167 Vgl. dazu: „Piracy is the act of boarding any vessel with the intent to commit theft or other crime and with the capability 
to use force in the furtherance of the act.“ (unter http://www.iccwbo.org/ccs/imb_piracy/weekly_piracy_report.asp). 
168 Für den in dieser Untersuchung verwendeten Begriff Piraterie soll die Definition des IMB zugrunde liegen. 
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miert haben (sieht man von Indien 1957 und Thailand 1991 ab).170 So befindet sich der Tat-

bestand der Piraterie insbesondere in Südostasien in einem „Definitionsloch“. „Da Überfälle 

auf Hoher See [...] selten vorkommen, gibt es – streng nach Definition [des SRÜ] – eigent-

lich gar keine Piraten.“171  

„Studies which have been undertaken conclude that one basic difficulty in obtain-
ing effective measures of suppression is a lack of uniformity in national laws 
concerning piracy and acts of maritime violence as well as the reporting and in-
vestigation of incidents.“172  

Die Staaten werden von der IMO und dem IMB ständig dazu aufgefordert, das bestehende 

SUA-Abkommen zu unterzeichnen oder wenigstens ein Gesetz zur Definition des Tatbe-

standes der Piraterie in nationales Recht umzusetzen. „Questions of overlapping jurisdiction 

can always be resolved, but a lack of jurisdiction cannot be retroactively remedied.“173 Das 

„Comite Maritime International“ (CMI) versucht beispielsweise, rechtliche Gesetzesmodel-

le, quasi Mustergesetze, zu entwickeln, die in die unterschiedlichen Rechtssystemen relativ 

einfach von einem Staat adaptiert werden könnten.174 Im Unterschied zur IMO konzentriert 

sich das CMI  

„upon issues of jurisdiction and prosecution of the crimes of piracy and maritime 
violence, while IMO would continue its work on operational measures to investi-
gate and report concerning incidents of piracy and maritime violence“.175  

Das CMI möchte verhindern, dass ein jeglicher Akt der Piraterie, sei er nun definiert durch 

IMO oder IMB, aus dem rechtlichen Rahmen eines Landes fällt.176 

8. Bekämpfung der Piraterie 

Zwar mögen die folgenden Darstellungen zur praktischen Bekämpfung von Piraterie auf den 

ersten Blick hin aufgrund ihrer Banalität kaum erwähnenswert erscheinen, aber die Quantität 

und die immer wiederkehrende Aufforderung, in der diese Maßnahmen in den verschiedenen 

Berichterstattungen und „Guidelines“ vorgetragen werden, zeigt auf, wie alleingelassen die 

Seeleute mit dem Problem der Piraterie sind. Auch im Vergleich mit der als selbstverständ-

                                                                                                                                       
169 Vgl. Stockfisch 2001, S. 111. 
170 Vgl. Stehr 2001, S. 13, und Herrmann 2002, S. 7. 
171 Linke 2002, S. 2. 
172 Comite Maritime International: Piracy – Uniformity of the Law. Singapore I, o.J., S. 1  
(unter http://www.comitemaritime.org/singapore/singahome.html). 
173 Menefee, Samuel Pyeatt: Adding bight to existing conventions by developing effective national laws concerned with the 
investigation and prosecution of ship hijackers in national waters. Society of International Law Singapore (SILS), 2000,  
S. 3 (unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-06.htm). 
174 Vgl. Comite Maritime International (Hg.): CMI News Letter, Nr. 4, 1999, S. 4  
(unter http://www.comitemaritime.org/news/pdfiles/nl99_4.pdf). 
175 Comite Maritime International: Piracy – Uniformity of the Law. Singapore I, o.J., S. 2. 
176 Vgl. dazu die Homepage des Comitee Maritime International  
unter http://www.comitemaritime.org/singapore/piracy/piracy.html. 
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lich angenommenen Sicherung von Flughäfen mutet es geradezu grotesk an, was sich die 

einzelnen Besatzungen einfallen lassen müssen, um sich und ihre Schiffe zu sichern.  

„Ebenso, wie es an Land durchaus bestimmte Grundsätze gibt, um sich präventiv vor 

Verbrechen zu schützen, kann und muss Ähnliches zur Abwehr von Piratenangriffen vermit-

telt werden!“177 Die Angst vor einem Piratenüberfall ist mittlerweile so groß geworden, dass 

manche Vorkehrungen unerlässlich sind, will ein Schiff nicht Ziel einer möglichen  

Piratenattacke werden. Das „Maritime Security Comite“ (MSC), der Schiffsicherheitsaus-

schuss der IMO, gibt bereits neben den monatlichen „Reports on Piracy“ „Guidelines“ für 

Schiffsbesatzungen und Schiffseigentümer heraus, die Ratschläge beinhalten, wie man sich 

vor einem Überfall durch Piraten schützen kann.178 Beispielsweise enthält das Papier 

MSC/Circ. 623/rev 1 Empfehlungen für Reeder und Schiffsführung. Dazu gehören vorbeu-

gende Maßnahmen zur Sicherung der Deckhäuser, Sicherheitspläne, Vorschläge zur Mini-

mierung des Safeinhaltes, zur Positionierung in der Nähe von anderen Schiffen, zu Funkkon-

takten und verstärkter Bewachung. Ebenfalls beinhaltet der „Guideline“ Empfehlungen für 

das Verhalten nach einem erfolgreichen Entern der Piraten.179  

Vorbeugend kreist manch ein Kapitän sogar in Absprache mit der Reederei nachts eher 

draußen auf dem offenen Meer, als den Hafen in der Nacht anzulaufen oder vor der Küste zu 

ankern. Sechs Stunden Kreisen kosten ca. 5.000 US-Dollar, was immer noch günstiger sei 

als die möglichen Schäden bei einem Überfall, wo womöglich mit dem Verlust des Schiffes 

oder mit tagelangen kostspieligen Ermittlungen zu rechnen ist, berichtet ein Kapitän.180  

Methoden, mit denen man das Entern von Piraten frühzeitig bemerken oder abschreckende 

Wirkung erzielen kann, sind beispielsweise Stacheldraht um die Reling zu spannen oder 

mannshohe Puppen mit Wasserschläuchen in der Hand zur Abschreckung hinzustellen. Aus 

Japan kommt beispielsweise das System „Toranomon“; in diesem System ist ein Draht ent-

lang der Reling mit einem Spiegel verbunden. Bewegt sich der Draht, wird auch der Spiegel 

bewegt und dadurch wird ein Lichtsignal ausgelöst. Detlef Meenke vom Deutschen Verband 

Deutscher Reeder allerdings meint, dass die Ausrüstung des Decks mit elektronischen Mit-

teln, z.B. Videokamerasysteme zur besseren Überwachung oder Infrarotkameras, nur bedingt 

zweckmäßig seien, da der Verschleiß solcher elektronischen Geräte auf See aufgrund der 

Salzwassereinwirkung sehr hoch ist. Ebenso sei die Aufstellung einer Wache skeptisch zu 

beurteilen, da dies auch immer die Gefahr einer Geiselnahme beinhalte, abgesehen von der 

                                            
177 Spiewok, Michael: Hat sich das Konzept des widerstandslosen Erduldens bewährt? In: Schiff & Hafen, Nr. 3,  
2001, S. 14. 
178 Auflistung der verschiedenen MSC Circulars unter http://www.imo.org/dynamic/mainframe.asp?topic_id=327. 
179 MSC/Circ. 623/rev 1 (unter http://www.imo.org/includes/blastDataOnly.asp/data_id=3488/623REV1.pdf;  
vgl. Hinz 2001, S. 107). 
180 Vgl. Hein 2001, S. 15. 
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Notwendigkeit jedes Mannes zur Abfertigung des Arbeitsablaufes auf dem Schiff. Wie 

schon erwähnt hilft Radar leider in den wenigsten Fällen, da die kleinen Schnellboote auf-

grund ihres Baumaterials nicht mit dem Radar zu orten sind. Effektiver wäre im Falle einer 

Enterung des Schiffes durch Piraten die Verriegelung aller Türen, ebenso die Errichtung 

einer „Sicherheitszone“ auf der Brücke durch den Einbau schusssicheren Glases. 181 Alles 

Bewegliche wird dann weggeschlossen, die Rettungsringe werden abgenommen, die Boote 

extra gesichert und die Mannschaft schließt sich ein.182 

Das IMB empfiehlt in seinem neuesten Bericht die Installierung eines Elektrozaunes um die 

Reling, der potenziellen Angreifern einen „painful but not deadly“ Stromschlag von 9.000 

Volt versetzen soll.183 Der Preis beträgt ca. 25.000 US-Dollar.184 Die Installation funktionie-

re bei jedem Wetter und wäre auch nicht durch die Salzwassereinwirkung beeinträchtigt, so 

der Hersteller.185 Allerdings könne der Zaun nicht auf Öltanker oder anderen mit leicht ent-

flammbaren Material beladenen Frachtern installiert werden.  

Solch eine Einrichtung mag zwar vielleicht auf Hoher See von Nutzen sein, im Hafen jedoch 

könnte es zu großen diplomatischen Schwierigkeiten kommen, falls ein Unbeteiligter aus 

Versehen an die Reling gerät und einen Stromschlag erhält.186 Trotz der Einrichtung von 

Sicherheitszonen kann diese Gefahr nicht ausgeschlossen werden. 

Entdeckt die Besatzung die Piraten, bevor diese entern, sollte das Schiff volle Beleuchtung 

einschalten, sein Horn für Warnsignale nutzen und einen Zick-Zack-Kurs fahren, der das 

Verfolgerschiff aufgrund der dadurch entstehenden Wellen zum Abkehren zwingt.187 Eben-

falls wird der Gebrauch von Wasserschläuchen empfohlen, die durch das Bewässern des 

Schiffsdeckes und der Zielung des Schlauches auf die Piraten das Entern eines Schiffes ver-

hindern können.188  

Ist ein Schiff erfolgreich von Piraten geentert worden, wird zu einem defensiven Verhalten 

geraten und vom Schusswaffengebrauch abgeraten, da dies eine Eskalation der Situation 

herbeiführen würde. Im Falle von besonders schweren Formen des Überfalls, des „MLAAR“ 

oder auch dem „MCHJ“, bei der das ganze Boot entführt wird und die Crew im unmittelba-

ren Kontakt mit den Piraten steht, gibt es jetzt neue Lebensrettungswesten, die auch auf Ku-

gelsicherheit hin entwickelt sind.  

                                            
181 Interview mit Detlef Meenke vom Verband Deutscher Reeder vom 17. Januar 2003, Hamburg. 
182 Vgl. Hein 2001, S. 15. 
183 Vgl. ICC: Electric fence for ships steps up fight against pirates. 23.1.2003, S. 1  
(unter http://www.iccwbo.org/ccs/news_archives/2003/electric _fence.asp). 
184 Vgl.: Piraterie nimmt auf der ganzen Welt zu. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31.1.2003, S. 14. 
185 Ebd., S. 1 
186 Interview mit Detlef Meenke vom Verband Deutscher Reeder vom 17. Januar 2003, Hamburg. 
187 Vgl. Hein 2001, S. 15. 
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„The jacket, which conforms to International Maritime Organization standards 
for lifevests, but which has integral knife and bullet resistance, is one of a thou-
sand specially endorsed 'millennium products'. Mirroring the times in which we 
all live, the jacket is billed as having being developed ‘in response to increased 
international maritime crime.’ Weighing 3.5kg, the Lorica Armoured Lifevest has 
body armour encased in a high tensile polymer fabric that combines inherent 
buoyancy and water resistance with stab and bulletproofing. It is currently being 
tested by the German customs service in the Baltic and has already been ordered 
by police in Thailand.“189 

Nicht zuletzt sollten die Handelsschiffe wie in der zivilen Luftfahrt mit elektronischen Alar-

mierungs- und Ortungsanlagen ausgerüstet werden.190 Mittlerweile gibt es ein System, dass 

von der IMO und dem IMB empfohlen wird und sich SHIPLOC nennt. SHIPLOC ist ein 

„satellite tracking system“, ein über Satelliten gesteuerter Sender, der an Bord eines Schiffes 

verborgen installiert wird und der kontinuierlich die Position des Schiffes an die Reederei 

oder andere autorisierte Stellen meldet. Kein Besatzungsmitglied weiß über den Ort des 

SHIPLOC Bescheid. Um das Schiff orten zu können, wird nur ein PC mit Internet-Zugang 

benötigt. Diese Variante ist im Verhältnis zu anderen Maßnahmen mit einem monatlichen 

Kostenaufwand von ca. 240 US-Dollar sehr günstig, zahlt sich jedoch erst bei einem erfolg-

reichen Entführungsversuch aus.191 

Überhaupt ist die Meldung über einen erfolgten oder versuchten Angriff sehr wichtig, damit 

das Aussehen der Piraten, das Aussehen ihrer Schiffe und Waffen, die Art, wie sie an Bord 

kamen, etc. Aufschluss über das verzweigte Netzwerk der Piraten geben kann.  

„Half of the problem is no one will admit there is one. A captain with a load of 
perishables is not going to want to hang around in a port while an investigation 
takes place, and owners may not want to worry about insurance premiums ri-
sing.“192  

Hier dient das IMB als (kostenloser) Mittler zwischen den Opfern und den Law Enforcement 

Agencies. Die Ermittler des IMB kommen zum Hafen, an dem das Schiff nach dem Überfall 

anlegt und nehmen die Berichte auf. So kann garantiert werden, dass Schiffe nicht unnötig 

lange im jeweiligen Hafen festgehalten werden.193  

Ein weiterer Vorschlag in diese Richtung ist die Schaffung eines Fonds für Opfer von Pira-

tenattacken, der durch die Schiffs- und Frachteigentümer zu finanzieren wäre. Im Falle eines 

Überfalls könnten aus diesem Fond Anwälte engagiert und der Aufbau einer regionalen Ver-

                                                                                                                                       
188 Vgl. Hollingsbee, Trevor: Repelling the pirates. In: Jane's International Police Review, keine Monatsangabe, 1999, S. 2 
(unter http://www.janes.com/security/law_enforcement/news/ipr/ipr000105-2.shtml). 
189 ICC: Anti Piracy life-jacket in show at London Dome. 29.6.2000, S. 1 (unter 
http://www.iccwbo.org/ccs/news_archives/2000/lifevest.asp). 
190 Vgl. Stockfisch 1998, S. 598. 
191 Vgl. Roder 2002, S. 13. 
192 Forster 1998, S. 44f. 
193 Vgl. Mukundan 2001, S. 102f. 
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netzung von Anwälten vorgenommen werden. Die anfallenden Kosten einer Ermittlung 

würden ebenfalls aus dem Fond getragen werden.194 

Das IMB kann aber auch einige Erfolge in der Suche nach entführten Schiffen verbuchen. 

Durch die Weiterverbreitung relevanter Informationen an alle Schiffe, die in der Region 

kreuzen, wurde schon manches entführte Schiff wiedergefunden und die Entführer konnten 

so durch die zuständigen Stellen dingfest gemacht werden.  

„The 'Alondra Rainbow' case is a remarkable one because it is a perfect example 
of the unique role that the IMB Reporting Center can play in this particular crime 
by issuing timely alerts to ships at sea. We were able to get masters of ships to 
look out for the vessel and to report back to us.“195 

Als unverzichtbar hat sich dieses „Piracy Reporting Center“ in Kuala Lumpur erwiesen. Es 

ist die Piraterie-Lagefeststellungszentrale, in der gemeldete Überfälle gesammelt und ausge-

wertet werden. Durch die kostenlos zur Verfügung gestellten, wöchentlich erscheinenden 

„Piracy Reports“ können die Kapitäne und Reedereien erfahren, in welchem Gebiet sich 

gerade mehrere Angriffe ereignet haben. Dadurch können die der Gefahr entgegenwirken, 

indem sie diese Gebiete meiden oder besondere Vorkehrungen der Absicherung treffen. 

Bei all den unterschiedlichen Empfehlungen zum Schutz vor Piraterie fehlt aus guten Grün-

den die Selbstverteidigung mit Waffengewalt. „Bloß keine Waffen an Bord [...] Bei Gewalt 

gegen Gewalt ist der Seemann am Ende immer der Verlierer.“196 Experten der IMO, des 

IMB und des Verbandes Deutscher Reeder sind der Meinung, dass diese Form der Selbstver-

teidigung die Gewaltbereitschaft der Piraten nur noch steigern und zu einer Eskalation der 

Situation führen würde. Weiterhin gebe es im Falle einer Verletzung oder Tötung eines  

Piraten ernsthafte Probleme mit dem jeweiligen Küstenstaat, in dem kaum nach dem Grund 

der Selbstverteidigung gefragt und die Piraterie in den seltensten Fällen trotz vorhandener 

Beweise anerkannt wird.197 Zu schnell kann sich ein rigoroses Vorgehen vonseiten der Über-

fallenen gegenteilig auswirken und den sich zur Wehr setzenden Seeleuten als Übergriff an-

gehängt werden.198 Eine einzelne bewaffnete Person würde zudem nichts verhindern, wenn 

schon dann müsste die ganze Mannschaft bewaffnet sein, was verheerende Folgen nach sich 

ziehen könnte. Darüber hinaus müssten alle an der Waffe ausgebildet sein und regelmäßig 

trainieren. Zwar darf sich ein Kapitän eine Waffenbesitzkarte ausstellen lassen und eine 

                                            
194 Vgl. grundlegend Gray, Julian: Modest Proposal for the establishment of a private international organisation vigorously 
to pursue private legal remedies in various countries against persons or syndicates engaged in piracy and armed robberies 
against ships. Society of International Law Singapore (SILS), 1999  
(unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-11.htm). 
195 Mukundan zit. in: ICC: International cooperation beats modern-day piracy. 24.11.1999, S. 1  
(unter http://www.iccwbo.org/ccs/news_archives/1999/international_cooperation_beats_pirates.asp). Vgl. den Fall der 
„Alondra Rainbow“ im Anhang auf S. V. 
196 Hein 2001, S. 15. 
197 Vgl. Stewart 2002, S. 248. 
198 Sassen T.: Schillerndes Freibeutertum. In: Schifffahrt international, Nr. 1, 2001, S. 10-12 (12). 
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Waffe auf seinen Schifffahrten mit sich führen, die Waffe darf aber nicht am Körper geführt, 

sondern muss sicher in einem Panzerschrank verwahrt werden.199 Damit ist diese Waffe im 

Falle eines Angriffes auch nicht von großem Nutzen. Zudem schlagen Angreifer nach einem 

gewaltsam abgewehrten Angriff meist mit Verstärkung in Person und Waffe zurück.200 

Zur Diskussion um die Frage nach Waffen zur Selbstverteidigung an Bord ist ein Aufsatz 

von Dave Kellerman, dem Vorsitzenden des US-Unternehmens Maritime Security, hilfreich, 

der die praktischen Seiten des Gebrauches von Waffen darlegt.201 Die Frage einer Bewaff-

nung an Bord lässt sich danach leicht beantworten, wenn man in nur einem gerichtlichen 

Zuständigkeitsgebiet zur See fährt. So sollte man sich bezüglich der Regelung zum Führen 

von Waffen erkundigen. Unabhängig davon bleibt die Notwendigkeit der Schulung und des 

Trainings bestehen. Schließlich sollte eine Waffe ausgesucht werden, die auf die eigenen 

Bedürfnisse zugeschnitten ist.  

Problematisch ist nur, dass man selten in einem Zuständigkeitsgebiet bleibt. In Indonesien 

beispielsweise ist es Handelsschiffen verboten, Waffen an Bord zu haben.202 Sollte man also 

keine Waffen an Bord haben, besteht „nur“ die Gefahr vor einem Überfall. Hat man dagegen 

Waffen an Bord, muss man zusätzlich vor möglichen Verstößen gegen die Waffengesetze 

des jeweiligen Küstenstaates Besorgnis haben. Zudem muss man sich über die „deadly 

force“203 im Klaren sein, die der Gebrauch einer solchen Waffe mit sich bringt. So sollte sie 

wirklich nur angewendet werden, wenn man Angst um sein oder das Leben anderer Personen 

haben muss oder andere bestimmte Gründe dies rechtfertigen. Die Überlegenheit in einer 

Situation eines Überfalls hängt entscheidend von einer nicht-zögernden Aktion oder Reakti-

on ab. Man muss sich darüber im Klaren sein, dass nicht alle Angreifer beim Anblick einer 

Waffen das Weite suchen, sondern dass man sie notfalls auch gebrauchen muss, sofern sie 

einmal gezogen wurde.  

„The firearm should only be presented when you are committed to using it as a 
tool of deadly force. It is not a 'scare tactic' and any deterrence is a passive but 
welcomed side effect [...] and if they run you had better not shoot.“204  

Leider sind gerade Yachteigner, also Privatleute, der Meinung, Waffen an Bord wären eine 

gute Lösung: „Firearms are the best cockpit conversation [...]. A nice word with a gun is 

always better understood than simply a nice word.“205 Bei Frachtschiffen darf aber nicht  

                                            
199 Interview mit Detlef Meenke vom Verband deutscher Reeder vom 17. Januar 2003, Hamburg. 
200 Vgl. Stewart 2002, S. 249. 
201 Vgl. insgesamt Kellerman, Dave: Guns On-Board? O.J. (unter http://www.maritimesecurity.com/guns_on_board.htm). 
202 Vgl. Chin, Christopher: Piracy on the Asian Seas: An often ignored modern-day issue. O.J., S. 2  
(unter http://www.freshangels.com/realtime/international/articles/26.html). 
203 Kellerman o.J., S. 4. 
204 Ebd., S. 5. 
205 Bezogen auf Yachtpiraterie. In: Piracy – Fact or Fiction? S. 3  
(unter http://www.affairaction.com/woodreportarticle96.htm). 
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übersehen werden, dass die Art der Fracht (flüssiges Erdgas, Erdöl oder andere gefährliche 

Güter) den Gebrauch von Schusswaffen u.U. nicht zulässt. Nichtsdestotrotz sollten die 

Schiffsgesellschaften und Eigentümer ihre Besatzungen für das richtige Verhalten bei mögli-

chen Attacken ausbilden und trainieren.206 

 

                                            
206 Vgl. Beckman (Summary and Conclusions) 1999, S. 3. 
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V.1. Strategien zur Bekämpfung der Piraterie in Südostasien 

– Staatliche Möglichkeiten und Grenzen 

1.1. Die Region Südostasien 

Die geographische Region Südostasien besteht aus einem festländischen und einem insularen 

Teil. Zu dem festländischen gehören die Staaten Burma, Thailand, Kambodscha, Laos und 

Vietnam, zu dem insularen Teil Malaysia, Indonesien, die Philippinen, Singapur und das 

Sultanat Brunei. In diesen Grenzen umfasst die Region eine Größe, die in etwa der Europas 

(ohne Russland) entspricht (rd. 4,5 Millionen ha).207 Die weit nach Südosten reichende ma-

layische Halbinsel trennt zwei Weltmeere voneinander, den Pazifik und den Indischen Ozean 

und umschließt viele Nebenmeere und Meerstraßen, wie z.B. die Straße von Malakka und als 

das größte Nebenmeer das Südchinesische Meer.208 Die geostrategische Bedeutung dieses 

Raumes ist kaum zu unterschätzen, da hier die Möglichkeit besteht, den Handelsverkehr des 

südpazifischen Raumes Japans, Australiens und Afrikas zu kontrollieren.209  

Südostasien lässt sich politisch in die „Association of Southeast Asian Nations“ (ASEAN), 

das kommunistische geprägte Indochina210 und das isolierte Burma trennen. Für diese Unter-

suchung sind vorrangig die ASEAN-Staaten des insularen Teils von Bedeutung (Indonesien, 

Malaysia, Philippinen, Singapur).211 China und Japan müssen als ostasiatische Staaten ent-

sprechend ihrer Bedeutung als sicherheitspolitische Kräfte und Interessensgruppe in die  

Analyse miteinbezogen werden.212 

Die Gesellschaften Südostasiens sind kulturell, ethnisch und wirtschaftlich äußerst hetero-

gen. Im Gegensatz zum europäischen weitestgehend homogenen christlichen Kulturraum 

gibt es in Südostasien keine gemeinsame Religion, die Länder verbindet.213 Die größte reli-

giöse Gruppe, zu der fast 40 Prozent der 508 Millionen Einwohner Südostasiens gehören, 

bilden die Muslime.214 Diese extreme Heterogenität gefährdet in einigen Staaten die innere 

                                            
207 Vgl. Uhlig, Harald: Südostasien. Band 3, Frankfurt am Main 1987, S. 16. 
208 Vgl. ebd., S. 13. 
209 Vgl. Herrmann, Wilfried A.: Territoriale Ansprüche in Ost- und Südostasien – Konfliktherde mit Eskalationspotential? 
In: Reiter, Erich (Hg.): Jahrbuch für internationale Sicherheitspolitik. Hamburg, Berlin, Bonn 2001, S. 831-848 (836). 
210 Vgl. dazu: „Im Unterschied zur ASEAN war die Situation in den Ländern Indochinas (Vietnam, Kambodscha, Laos) in 
den letzten Jahrzehnten von Kriegen, politischen Wirren und totalitären Regimes geprägt, was wirtschaftlichen Verfall und 
weitgehenden Ausstieg aus den regionalen Wirtschaftsbeziehungen bedeutete.“ In: Wallraf, Wolfram: Japan und Südost-
asien. In: Pohl, Manfred; Meyer, Hans-Jürgen (Hg.): Länderbericht Japan. Geographie – Geschichte – Politik – Wirtschaft – 
Gesellschaft. Bonn 1998, S. 385-398 (388). 
211 Vgl. dazu die Grafik im Anhang auf S. XVI 
212 Die Ausnahme bildet das kleine Sultanat Brunei, das trotz seines Status als ASEAN-Staat aufgrund seiner minimalen 
strategischen Bedeutung nicht in die Analyse mit einbezogen wird.  
213 Vgl. Kurokawa, Tsuyoshi: Die sicherheitspolitische Situation Japans am Beginn des neuen Jahrhunderts. In: In: Reiter, 
Erich (Hg.): Jahrbuch für internationale Sicherheitspolitik. Hamburg, Berlin, Bonn 2000, S. 883-894 (885). 
214 Vgl. Wagener 2001, S. 9. 
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Stabilität,  was durch die wachsenden sozialen Gegensätze verstärkt wird.215 Ebenfalls sind 

die Regierungsformen sehr unterschiedlich. Es gibt konstitutionelle Monarchien (Japan, 

Thailand), parlamentarische Demokratien, allerdings mit dem Einschlag einer Entwick-

lungsdiktatur (Singapur, Indonesien) und sozialistische Parteidiktaturen (China, Vietnam).216 

Gemeinsam ist den Staaten der Region jedoch die Akzeptanz einer dem Westen fremden 

Prioritätensetzung im Wertesystem.  

„Asian values, explain the leaders from these countries, emphasize the stability of 
society and the general well-being and health of the populace over the emphasis 
placed by the United States and the West on rights of individuals.“217 

Die Unterschiede der wirtschaftlichen Entwicklung in den einzelnen Staaten sind enorm. So 

ist Japan fast doppelt so wohlhabend wie Singapur und Malaysia, dreißigmal so reich wie die 

Philippinen und Indonesien und gar hundertmal reicher als Laos.218 Vor allem die Folgen der 

Finanzkrise in den Jahren 1997 und 1998 verstärkte den Gegensatz in wirtschaftlicher und 

gesellschaftlicher Hinsicht zwischen den einzelnen Staaten und Gesellschaften.  

„Einerseits hat die rasche wirtschaftliche Entwicklung besonders in Südostasien 
dazu beigetragen, soziale, ethnische und religiöse Spannungen abzuschwächen, 
andererseits hat diese Entwicklung vor allem seit der Asienkrise ab 1997 die 
Kluft zwischen arm und reich vertieft.“219  

Beispielsweise war  

„Indonesia, the fourth most populous country in the world and the planet’s largest 
Muslim state [...] a center of instability in the wake of the 1997-98 East Asian fi-
nancial crisis. Problems that were exacerbated by the economic situation only 
worsened already-existing ethnic and religious tensions. Malaysia shares similar 
economic and stability problems.“220  

(Vergleiche beispielsweise zu indonesischen Problemprovinzen die Grafiken im Anhang auf 

S. XVII). So sind innenpolitische Risikofaktoren aufgrund der Heterogenität der Region und 

der schwierigen wirtschaftlichen Lage nicht von der Hand zu weisen.  

Internationale, extern begründete potenzielle Konflikte ergeben sich aus den Folgen der ko-

reanischen Krisen, aus der latenten Bedrohung durch die auf vielen Ebenen aufstrebende VR 

China (militärisch, ökonomisch, demographisch) und die Gefahr eines Konfliktes zwischen 

der VR China und Indien um die seestrategisch wichtigen Verbindungen zwischen dem Pazi-

fik und dem Indischen Ozean.221  

                                            
215 Vgl. Köppinger, Peter: Südostasien – Partner Europas oder neuer Krisenherd? In: KAS-Auslandsinformationen, Nr. 12, 
2001, S. 72-86 (72) (unter http://www.kas.de/db_files/dokumente/auslandsinformationen/7_dokument_dok_pdf_242.pdf). 
216 Vgl. Kurokawah 2000, S. 886. 
217 Scobell, Andrew, Wortzel, Larry M.: The Asia-Pacific in the U.S. National Security Calculus for a new millenium. 
Strategic Studies Institute, 2000, S. 4. 
218 Vgl. Kurokawa 2000, S. 886. 
219 Pohl, Manfred: Der asiatisch-pazifische Raum. In: Bundesakademie für Sicherheitspolitik (Hg.): Sicherheitspolitik in 
neuen Dimensionen. Kompendium zum erweiterten Sicherheitsbegriff. Hamburg, Berlin, Bonn 2001, S. 321-346 (343). 
220 Scobel/Wortzel 2000, S. 9. 
221 Vgl. Herrmann 1997, S. 14. 
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„In der langfristigen Lagebeurteilung südostasiatischer Experten, die in asiati-
schen Zeitmaßstäben ca. 50 – manchmal bis zu 100 Jahre – umfasst [...], nimmt 
ein [...] Risiko einen prominenten Platz ein: ein eskalierender Interessenskonflikt 
ab 2030 zwischen Indien und der Volksrepublik China um die Seeverbindung 
(SLOCs) zwischen dem Indischen und Pazifischen Ozean, dessen Zentrum bei 
einer maritimen Auseinandersetzung die Malakkastraße und die angrenzenden 
südostasiatischen Länder Burma, Thailand, Malaysia, Singapur und Indonesien 
wären.“222  

Internationale, jedoch intern begründete Konflikte sind v.a. die unklaren Grenzziehungen als 

Relikte der Kolonialzeit, auf dem Land wie auf dem Meer, und eben die Piraterie.223  

1.2. Staatliche Möglichkeiten und Grenzen 

Welche Möglichkeiten haben nun die zu betrachtenden Staaten dieser Region, dem Problem 

der Piraterie entgegenzutreten? Fakt ist, dass das Problem nur kollektiv bekämpft werden 

kann. Die See ließe als das Verbindungsstück zwischen den einzelnen Staaten den Piraten 

verschiedenste Aktions- und Rückzugsmöglichkeiten offen, würde sich ein Staat der Be-

kämpfung verweigern. Sollte in einem Staat ein Akt der Piraterie nicht geahndet werden, 

kann ein Piratenangriff in fremden Territorialgewässern stattfinden, und die Piraten ziehen 

sich danach wieder in das territoriale Gewässer eben dieses straffreien Staates zurück. Eben-

falls würde ein weiterer Anstieg der Piraterie der gesamten Region in ihrem Ansehen als 

sicherer Wirtschaftsraum langfristig schaden.  

Leider fehlt es jedoch bis jetzt an einer regionalen Vereinbarung zur Durchführung der Be-

kämpfung von Piraterie, die es Küstenwachen, der Marine und Strafverfolgungsbehörden 

erlauben würde, miteinander und einheitlich zu handeln.  

Wilfried Herrmann, einer der wenigen deutschen Experten auf diesem Gebiet, sieht auf staat-

licher Ebene drei Bereiche, in denen Fortschritte für eine erfolgreiche Bekämpfung der Pira-

terie gemacht werden müssten: erstens auf der Ebene der politischen Willensbildung, zwei-

tens auf der Ebene der Operationsfähigkeit und schließlich auf dem Feld der Technologie.224 

Politische Ebene 

Politisch müssten die Vorstöße zur Bildung von internationalen, bilateralen oder multinatio-

nalen Regelwerken und zur Zusammenarbeit energischer angetrieben werden. „Die Industrie 

arbeitet bereits enger zusammen, als es den Regierungen bislang gelungen ist.“225 Das MSC 

der Vereinten Nationen gibt ebenfalls in ihrem Papier MSC/Circ. 622/rev 1 eine Empfehlung 

                                            
222 Herrmann 2000, S. 847. 
223 Für eine Auflistung der meisten Konflikte siehe Scobel/Wortzel 2000, S. 6f. 
224 Vgl. hierzu grundlegend Herrmann 2002. 
225 Hinz 2001, S. 108. 
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an Regierungen heraus. Diese beinhaltet die Ausarbeitung eines Aktionsplanes: Aufbau  

eines Kommandosystems, das sich mit diesen Fragen beschäftigt; Verfolgung und Bestra-

fung von Tätern sowie die Errichtung von regionalen Abkommen für ein gemeinsames Vor-

gehen.226 Einige Staaten operieren auch schon auf dem Gebiet der Pirateriebekämpfung. Bei-

spielsweise setzt Singapur seit 1991 Seestreitkräfte zur Überwachung von Seewegen ein, und 

Malaysia beschäftigt seit 1993 vier Anti-Piraterie-Einheiten. Jedoch kann diese Form des 

Einzelkampfes gegenüber dem gesamten Problemfeld aus den oben angegeben Gründen 

nicht effektiv wirken. Gerade in Südostasien ist die Abneigung gegenüber multilateralen 

Bündnissen groß, nur wenige bilaterale Abkommen zeugen bisher von der Bereitschaft zu 

einer gemeinsamen Bekämpfung des Problems. Auf das einzige bestehende Forum, in dem 

eine solche Zusammenarbeit zum Aufbau einer gemeinsamen Sicherheitsstruktur zur der 

Sicherung der „Sea Lanes of communication“ (SLOCs) entwickelt werden könnte, soll aber 

später noch eingegangen werden.  

Einige wenige bilaterale Vereinbarungen existieren jedoch. Beispielsweise besteht seit 1992 

zwischen Indonesien und Singapur ein Abkommen, das eine „Command and Control“-

Hotline zum Austausch von Informationen und gemeinsame Patrouillen vorsieht. Ebenfalls 

entschlossen sich 1993 Indonesien und Malaysia zu gemeinsamen Patrouillen („Maritime 

Operating Planning Team“, kurz MOP).227 Auch führen Thailand und Vietnam seit 1997 

gemeinsame Patrouillen gegen Piraterie durch.  

Jedoch darf von diesen bilateralen Abkommen nicht allzu viel erwartet werden. Beispiels-

weise ist in dem Agreement zwischen den Philippinen und Malaysia festgelegt, dass bei der 

Verfolgung eines verdächtigen Schiffes, das in das Territoriums des Nachbarn eindringt, die 

Verfolgung an eben diesen Nachbarn übergeben werden muss.  

„Under no circumstances would we intrude into each other’s territory. If we chase 
a ship and it runs into the other side, we let the authorities there handle it.“228  

Nach der Asienkrise 1997/1998 wurden jedoch auch diese erst mal gekürzt. So sehen die 

Ergebnisse einer gemeinsamen Piraterie-Konferenz in Tokio vom April 2000 weiterhin le-

diglich die Intensivierung des Austausches gegenseitiger Informationen und als zweiten 

Schritt gemeinsame Patrouillenfahrten vor, dieser Schritt ist aber noch nicht weiter entwi-

ckelt worden.229 Ebenfalls verstärken die Küstenstaaten ihre Patrouillen meist nur für eine 

kurze Zeit, nachdem der jährliche Piracy-Report des IMBs veröffentlicht wurde.  

                                            
226 MSC/Circ. 622/rev 1 unter http://www.imo.org/includes/blast_bindoc.asp?doc_id=940&format=PDF;  
vgl. Hinz 2001, S. 107. 
227 Vgl. Herrmann 2002, S. 10, und Stockfisch 2001, S. 114. 
228 So der Direktor des Malaysian Maritime Enforcement Coordination Centers, zit. in: Chalk 1998, S. 22. 
229 Vgl. Pohl 2001, S. 862, und Cottril, Ken: Asia fights piracy. In: The journal of commerce, 8.4.2000, S. 1  
(unter http://www.joc.com). 
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„The Indonesian navy has despatched six warships to the Malacca Straits follow-
ing the release last week of ICC's Annual Piracy Report which found they are still 
the most dangerous waters in the world.“230 

Ein Vorschlag für eine effektivere Bekämpfung der Piraterie, zumindest in der Straße von 

Malakka, wäre eine neue Vereinbarung zwischen Singapur, Indonesien und Malaysia, die 

eine gesetzliche Verankerung der Verfolgung von Gewaltübergriffen gegen durchfahrende 

Schiffe regelt. Nach einer erfolgreichen Verhaftung der Täter, die zwar nicht in eigenen Ge-

wässern, aber in denen des Nachbarstaates Gewalt gegen Schiffe verübt haben, sollen die 

Piraten dann entweder an den Staat ausgeliefert werden, dessen Nationalität der Täter hat, 

oder vom Staat, der sie verhaftet hat, verurteilt werden.231 

Eine positive Entwicklung im Umgang der Piraterie zeigt sich mittlerweile in der Akzeptanz 

des Problems. Die Staaten der Region leugneten noch vor wenigen Jahren die Existenz von 

Piraterie, zumindest was ihre eigenen Territorialgewässer anging und verwiesen auf die  

Gewässer des Nachbarstaates.232 Diese geänderte Einstellung zeigt sich beispielsweise auch 

in der Meldung, dass Japan, China und Südkorea ein trilaterales Engagement in der Bekämp-

fung von Piraterie, Terrorismus und Menschenschmuggel entwickeln möchten.233  

Ebenso „bietet zur Zeit sozusagen im Alleingang und mit globalen politischen 
Absichten die indische Marine allen Handelsschiffen in einem 'integrierten Sea-
power-Konzept' weltweit Schutz gegen Piratenüberfälle an.“234  

Das Engagement der ASEAN-Länder ist in der Willenserklärung „Work Program to Imple-

ment the ASEAN Plan of Action to Combat Transnational Crime“ dokumentiert, die im Mai 

2002 verabschiedet wurde und den Kampf gegen die Piraterie mit einbezieht.  

Zwar haben die für diese Untersuchung relevanten Staaten Malaysia, Singapur, Indonesien, 

Philippinen, China und Japan das SRÜ unterzeichnet und ratifiziert, jedoch muss dazu gesagt 

werden, dass es in den betroffenen Zonen der Region Südostasien aufgrund der geringen 

Entfernungen der Küsten zueinander kaum eine Hohe See geben kann. Das wissen auch die 

Piraten und nutzen diese Grenzen für sich aus, indem sie an der Grenze des Hoheitsgewäs-

sers eines Staates angreifen, um nach begangener Tat in die Gewässer eines anderen Staates 

zu flüchten.235  

Das SUA-Abkommen wurde indes bislang von China, Japan und Indien unterzeichnet. Die 

Unterzeichnung des Abkommens von weiteren Staaten der Region wäre ein erster Schritt zur 

verschärften Bekämpfung des Problems, da es die Piraten als internationale Verbrecher klas-

                                            
230 ICC: ICC report sends six warships into battle against pirates. 12.2.2002, S. 1  
(unter http://www.iccwbo.org/home/news_archives/2002/piracy.asp) 
231 Vgl. Beckman 1999, S. 7. 
232 Vgl. Stockfisch 1998, S. 596. 
233 Vgl. Asian countries to step up cooperation on antiterrorism. In: Japan Today, 30.7.2002, S. 1  
(unter http://www.japantoday.com/e/?content=news&id=224824). 
234 Roder 2002, S. 13. 
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sifizieren und ihnen die Versteckmöglichkeiten (durch den fehlenden Zugriff in manchen 

Staaten auf die Piraten) erschweren würde.236 Das SUA-Abkommen würde es den einzelnen 

Staaten erlauben, Piraten in den eigenen Gewässern festzunehmen und gegebenenfalls zu 

verurteilen, obwohl der Angriff in fremden Gewässern stattfand. Gründe für die Nichtunter-

zeichnung des SUA-Abkommens sind schwer zu finden. Am ehesten lässt es sie vielleicht 

aus der Abneigung gegen die Verpflichtung zur Strafverfolgung erklären, die nämlich der 

guten Absicht der Einführung eines souveränen und streng rechtsstaatlichen Verfahren wi-

dersprechen würde. Hier zeigt sich jedoch ein weiterer Widerspruch, dass kaum ein Staat in 

Südostasien nationale Gesetze gegen Piraterie verfasst hat. Die Einführung nationaler Geset-

ze gegen die Piraterie ist jedoch von grundlegender Bedeutung, da nur so Regelungen zur 

Verfolgung und Bestrafung von Piraterie im Falle einer Festnahme zur Verfügung stehen. 

Grundsätzlich jedoch steht dem Kampf gegen die Piraterie nach wie vor die Tatsache im 

Wege, dass die Wahrung territorialer Seegrenzen über der Notwendigkeit der Festnahme von 

Piraten steht. Zwar kann eine Übergabe der Verfolgung aufgrund der bereits vereinbarten 

Abkommen theoretisch reibungslos zwischen betroffenen Staaten ablaufen, jedoch erschwe-

ren unterschiedliche Standards auf verschiedenen Ebenen solche Abläufe. 

Operationsfähigkeit 

Ein wichtiger weiterer Schritt neben der politischen Willenserklärung der einzelnen Staaten 

wäre die aktive polizeilich-militärische Bekämpfung von Piraterie. „Convoying alone will 

greatly reduce the number of attacks.“237 Patrouillen sind dabei sehr effektiv. Als Beispiel 

hierfür dient, dass die Zahl der weiter nördlich in der Südchinesischen See vorkommenden 

Überfälle, vor allem auf russische Frachter, nach Entsendung russischer Kriegsschiffe rapide 

zurückgingen.238 Von hoher Bedeutung ist dabei die Zuverlässigkeit der Geheimhaltung der 

Patrouillenpläne. Ein weiterer wichtiger Schritt wäre das Aufspüren der Basen, quasi der 

Piratennester, durch die Marineeinheiten der Anrainerstaaten.239 

Zu den schifffahrtspolizeilichen und –militärischen Mitteln gehören weiterhin eine wirksame 

Behördenstruktur, effiziente Kommunikationssysteme, rasch verfügbare Seekräfte sowie der 

Wille zu einer entschlossenen Verfolgung der Täter und zur regionalen Kooperation.240 Vor 

allem in technischer Hinsicht könnte durch eine Taktik viel erreicht werden, die auf der akti-

                                                                                                                                       
235 Vgl. Petit 1997, S. 41. 
236 Vgl. Beckman, Robert: Issues of Public International Law relating to Piracy and Armed Robbery against ships in the 
Malacca and Singapore Straits. Society of International Law Singapore (SILS), 1999, S. 8  
(unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-03.htm). 
237 Stubblefield, Gary, zit. in: Forster 1998, S. 45. 
238 Vgl. Herrmann, Wilfried A.: Südostasien vergessen? Jahresschrift der Führungsakademie, Hamburg 1997, S. 13-28 (19). 
239 Vgl. Chan, Alan: The Dangers of Piracy and Ways to Combat it. Society of International Law Singapore (SILS), 1999, 
S. 3 (unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-01.htm). 
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ven Überwachung in Echtzeit, einem konstanten Aufbau einer Informationsstruktur und  

einer Reaktion mithilfe technischer Mittel (ebenfalls in Echtzeit) beruht.241  

Grundlegend ist für die Problematik im operativen Bereich, dass eine Strategie hinsichtlich 

„Military operations other then war“ in der Region nicht weit verbreitet ist.242 Diese Einstel-

lung und unterschiedliche technische Ausrüstung erschweren eine gemeinsame regionale 

Operationsstruktur und -führung. Diese Operationsstruktur müsste in den verschiedenen Ma-

rinen, Küstenwachen und Ermittlungsbehörden auf eine einheitliche Ebene gebracht werden. 

Bis jetzt gibt es noch kein multilaterales Forum, bei dem staatliche Verantwortliche in mari-

timen Fragen Maßstäbe für eine gemeinsame Operationsfähigkeit erarbeiten. Dabei wären 

verschiedenste Problemfelder zu bearbeiten, wie die rechtlichen Durchsetzungsmöglichkei-

ten und die notwendige Kooperation durch gemeinsame Behörden, die unterschiedliche 

technische Ausrüstung für die Informationsgewinnung und die Kommunikation, die unter-

schiedliche Ausbildung der Geheimdienstmitarbeiter und die verschiedenen Datenbanksys-

teme.  

Gerade unterschiedliche Ausrüstung führt bei militärischen Einheiten und bei der Küstenwa-

che (Boote etc.) zu Einschränkungen und Problemen. Darüber hinaus finden kaum gemein-

same Manöver statt. Die Weißbücher, die im Rahmen des ARF veröffentlicht werden, zeigen 

beispielsweise einen „Waffenmix“ auf, der schon innerhalb des nationalen Militärs Probleme 

bereitet.243  

Letztendlich fehlen nun auch seit der Asienkrise 1997/98 die finanziellen Mittel, um sich 

dieser Aufgaben anzunehmen. Haushaltskürzungen haben die Modernisierungspläne zu-

nächst nur verschoben,  

„demgegenüber sind durch Einsparungen bei Betrieb, Unterhalt und Ersatzteilbe-
schaffung inzwischen erhebliche negative Auswirkungen auf die Einsatzbereit-
schaft und operativen Fähigkeiten der Streitkräfte zu konstatieren.“244  

Jedoch sollte erwähnt werden, dass die südostasiatischen Staaten den Streitkräfteaufbau seit 

ca. drei Jahren wieder verstärken (siehe dazu im Anhang den Anteil des Verteidigungshaus-

haltes am Bruttosozialprodukt S. XVIII). Die Modernisierung der Streitkräfte Südostasiens 

zielt primär auf einen Ausbau der maritimen Streitkräfte ab. Zwar findet keine Rüstungs-

wettlauf zwischen den einzelnen Staaten statt, so gibt es dennoch Tendenzen zu einem reak-
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tiven Rüstungsverhalten.245 Vor allem die militärischen Rüstungspläne Chinas werden ge-

nauestens beobachtet und in die Überlegungen mit eingeschlossen, was zu kaufen ist. Eben-

falls spielt Prestige ein nicht zu unterschätzenden Faktor in den Rüstungsvorhaben.  

Jedoch erkennen die Staaten der Region langsam die Notwendigkeit, zunächst politisch, 

dann operativ eine gemeinsame Linie in die Verfolgung von Piraten zu finden. Im Folgenden 

sollen die einzelnen Entwicklungen der Staaten auf maritimem Feld dargestellt werden.246 

Indonesien beispielsweise will die Zusammenarbeit von Marine, Küstenwache und Händlern 

optimieren. Trotz einer Küstenlänge von ungefähr 54.000 Kilometer247 bewegt sich Indone-

sien erst jetzt im Zuge der Gesamtreform der Streitkräfte und aufgrund fehlender finanzieller 

Mittel sehr langsam von einer territorial-landgestützten zu einer maritim orientierten Strate-

gie.248 Die lange Zeit ignorierte Teilstreitkraft Marine wird dabei von 46.000 auf 70.000 

Mann erhöht. Gründe für den Ausbau sind neben der Piraterie wildernde Fischer und v.a. die 

Aktivitäten der für die Unabhängigkeit der Region Aceh kämpfenden „Gerakan Aceh  

Merdeka“ (GAM), die einen Großteil ihrer Waffenlieferungen über den Seeweg erhält.249 

Auch erpresst die GAM durch die Entführungen von Schiffsmannschaften Lösegeld zur Fi-

nanzierung ihres Freiheitskampfes.250 Vorrangig liegen die Aufgaben der indonesischen Ma-

rine erstens in der Unterstützung der internen Entwicklung des Landes (hauptsächlich logis-

tisch) und zweitens in der Verteidigung der nationalen Souveränität in dem Verbindungsar-

chipel zwischen Indischem Ozean und Pazifik.251 Mittlerweile verfügt Indonesien über ver-

schiedene Schiffstypen zur Bekämpfung der Piraten, die im Übrigen zum großen Teil aus der 

ehemaligen DDR stammen.252 

„Obwohl Malaysia eine militärisch nur schwer zu kontrollierende Landmasse mit 
vielen Inseln besitzt, sind die Streitkräfte und vor allem die Marine eher klein [...] 
8.000 Soldaten hat die Marine. 4 Fregatten und 6 Korvetten sowie 8 Schnellboote 
sind der schwimmende Untersatz. Für größere Truppenbewegungen stehen 115 
Landungsboote bereit. Eine kleine Einheit von 160 Marinefliegern mit 17 
Kampfhubschraubern sorgt für Luftunterstützung.“253  

Für die Überwachung der Küstenlinien in der Straße von Malakka soll die Küstenwache nur 

ein Polizeiboot zur Verfügung haben.254 Trotz der schlechten Finanzlage versucht Malaysia 

jedoch, die veraltete Flotte der Marine gegen neue Schiffe auszutauschen, indem die Werften 

                                            
245 Vgl. Busse, Nikolas: Wenn der Nachbar ein Auto kauft... .In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 28.11.2000. 
246 Siehe dazu einen Teilstreitkräftevergleich Marine im Anhang auf S. XIX. 
247 Vgl. Stewart 2002, S. 157. 
248 Vgl. Herrmann, Wilfried A.: Die Rolle des Militärs in Indonesien. Entwicklung und aktuelle Situation. Hamburg 2000 
249 Vgl. ebd., S. 22. 
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zum Bau von neuen Schiffen im eigenen Land modernisiert werden. Bis dahin werden „Ge-

brauchtschiffe“ aus dem Ausland gekauft.255  

Die Philippinen haben zumindest mittlerweile 30 Küstenbewachungsboote erstanden, die 

sich als sehr effizient in der Pirateriebekämpfung erweisen.256  

„In February 1996, the chief of the Philippine armed forces announced that piracy 
was a serious threat to the economic development of his country and that this new 
danger would be one of the primary considerations in the long-term planning of 
the Philippine Navy. As a result, the Navy requested a significant number of off-
shore patrol boats as part of its $12 billion, 22-year modernization and expansion 
program.“257  

Dieses Vorhaben hat sich allerdings durch die Asienkrise bis auf weiteres verzögert. 

Singapurs Marine ist die einzige der Region, die bereits modern ausgestattet und hochgradig 

leistungsfähig ist.258 Jedoch kann Singapur aufgrund seiner geringen Größe in der Relation 

zu seinen Nachbarstaaten nur einen kleinen Teil zu der Bekämpfung der Piraterie in operati-

ven Bereich beitragen.  

Der Grund dafür, dass die Marieneinheiten der Region in ihrer Einsatzfähigkeit quasi noch in 

den Kinderschuhen stecken, liegt in der früheren Prioritätensetzung auf die Landstreitkräfte, 

hervorgerufen durch die Grenzstreitigkeiten und internen Rebellionen, vorrangig zurzeit des 

Ost-West-Konfliktes.259 Früher waren eher leichte konventionelle Waffen für Landstreitkräf-

te (aufgrund des Primats innenpolitischer Sicherheitsanforderungen wegen Guerilla-

Bewegungen) von Nöten, und erst jetzt beginnt die Aufrüstung im maritimen Bereich. Dies 

erscheint für eine derart insular geprägte Region doch bemerkenswert. 

Zwar führt die strenge Budgetierung der einzelnen Staaten zu einer verminderten Hand-

lungsfähigkeit, jedoch könnte dieses Problem hinsichtlich der Anschaffung besserer Ausrüs-

tung (Boote, Radarsysteme, Helikopter, Kommunikationsmittel) und Ausbildung der einzel-

nen Mitwirkenden (Marine, Luftwaffe, Law agencies) durch den Aufbau einer regionalen 

Kooperation umgangen werden, indem man sich für multilaterale Operationen Mittel von 

den einzelnen Nachbarstaaten „ausleiht“.  

„Während man eigentlich erwarten konnte, dass die nationalen Einsparungen die 
militärpolitische Zusammenarbeit eher forcieren würde, um dadurch gemeinsame 
Ressourcen zu sparen, sind die ASEAN-Staaten eher den umgekehrten Weg ge-
gangen.“260  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Abhilfe auf dem Feld der Operationsfähigkeit durch 

eine Standardisierung von operativen und rechtlichen Prozeduren geschafft werden könnte, 
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die Bereitstellung von Finanzmitteln für das Training der Ermittlungen, strafrechtliche Ver-

folgungen und Behörden, die Schaffung von Agreements bezüglich der Absprache zwischen 

den einzelnen Strafverfolgungsbehörden und die Einführung eines regulären Informations-

austausches zwischen Polizeichefs, Justizministern, Geheimdienstoffizieren etc.261 China 

und Japan leisten durch die Bereitstellung von Schiffen einen Beitrag zur Bekämpfung von 

Piraten. Jedoch behindern nationale Interessen und nationaler Stolz bislang einen effektiven 

Austausch von (militärischen) Informationen. Ein koordinierter, internationaler Lösungsan-

satz zur Einbindung der verschiedenen Marinen durch die Schaffung einer legalen Grundla-

ge zur Gesetzesdurchsetzung auf See und die gleichzeitige Nutzung militärischer Führungs-, 

Fernmelde- und Überwachungsanlagen könnte dem Problem der Piraterie gerecht werden.262  

Für die Sicherung der hohen wie auch der territorialen Gewässer ist die Idealvorstellung die 

Errichtung einer multinationalen Seepolizei unter der Führung der IMO.263 Sie sollte über 

die notwendigen Rechte zur Verfolgung von Piraten auch in territorialen Gewässern und 

über eine Kommandozentrale verfügen, um Verbrechen auf hoher See aufklären zu können. 

Sie soll in jedem Land tätig werden dürfen, um Beweismaterial zu sammeln. Jedoch scheitert 

diese Forderung bisher an dem Widerstand der betroffenen Staaten, da dies einen Eingriff in 

ihre Hoheitsrechte darstellen würde und die Folgerung nahe legte, sie bekämen dieses Prob-

lem nicht selber in den Griff. 

Technologie 

Die Operationsfähigkeit ist auch abhängig von Fragen der Technologie, denn nur eine weit-

testgehende Standardisierung von operationellen Abläufen durch Nutzung gemeinsamer 

Ausrüstung und Kommunikationsmitteln sowie Technologie ermöglicht eine effektive und 

schnelle Verfolgung von Piraten, die über mehrere territoriale Seegrenzen hinweg funktio-

nieren soll. Blockaden und Überwachungsaufträge der Seegebiete erfordern nicht nur eine 

größere Anzahl von patrouillierenden Schiffen und Flugzeugen, sondern auch einen erheb-

lich höheren Kommunikations- und Koordinierungsaufwand.264  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Voraussetzung einer erfolgreichen Eindämmung 

von Piraterie zunächst ein technologisch und materiell wettbewerbsfähiger, gegen verwerfli-

che Einflussnahme immuner innerstaatlicher Behördenverbund sein muss sowie ein rechts-

staatlich gesichertes Gesetzes- und Verordnungssystem.265 Es müssen internationale, von 
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allen Staaten konsequent durchzusetzende Rechtsstandards geschaffen werden, die den Pira-

teriebegriff auch in territorialen Gewässern definieren. Zudem muss eine Intensivierung der 

internationalen polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit sowie die grenzübergreifende 

Unterstützung beim Aufbau von Abwehrkräften erfolgen. „Denn wenn das organisierte 

Verbrechen Grenzen problemlos überschreiten kann, müssen diese auch für die Strafverfol-

gung durchlässiger werden.“266 Und es müssen über die internationale Zusammenarbeit hi-

nausgehende politische Strategien gegenüber Staaten, die sich der Umsetzung rechtsstaatli-

cher Standards sowie der internationalen Zusammenarbeit verweigern, entwickelt werden. 
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V.2. Randbedingungen der Problematik der Piraterie und ihrer Bekämpfung 

Zwar zählen Japan und China geographisch nicht zu Südostasien, doch sind sie für die regi-

onale Stabilität und das Problem der Piraterie wichtige Akteure. Japan hat aufgrund seiner 

Abhängigkeit von den Seewegen großes Interesse an einer Lösung des Problems und verfügt 

vor allem über das nötige Kapital (in finanzieller, technologischer und materieller Sicht). 

China gilt als aufstrebende Großmacht als maßgeblicher Sicherheitsfaktor der südost- und 

ostasiatischen Region und nimmt eine zweideutige und bremsende Rolle in der Pirateriebe-

kämpfung ein. Ebenso hält China an Ansprüchen auf große Teile des Südchinesischen  

Meeres fest, was zu Konflikten mit anderen Küstenstaaten führt, die wiederum in die Bewer-

tung der Lage bezüglich der Pirateriebekämpfung einbezogen werden müssen. 

2.1. Japans Interesse an sicheren Seewegen 

Im Sinne einer Arbeitsteilung in der globalen „Ordnungspolitik“ gehört Südostasien eigent-

lich in die Obhut Japans.267 Japan hat von allen Staaten in dieser Region das größte Interesse 

an einer Sicherung der Seewege. Die Piraterie „kostete“ Japan in den letzen fünf Jahren ca. 

24 Millionen US-Dollar. 268 Fast der gesamte Rohstoffimport Japans zwängt sich durch das 

Nadelöhr der südostasiatischen Gewässer. Japan ist zu 99% von Einfuhren abhängig,269 ca. 

40% des Außenhandels werden durch die südostasiatischen Meerengen nach Europa und in 

den Mittleren Osten verschifft (vergleiche zu den Im- und Exporten Japans die Grafik im 

Anhang auf S. XX).270 Japan sieht somit nicht nur seine Transportwege bedroht, sondern 

sieht durch das Problem der Piraterie ebenso die gesamte soziale Stabilität und ökonomische 

Prosperität der Region bedroht.271 

Daher drängen die Japaner am meisten auf eine Lösung des Problems und bieten Hilfe, fi-

nanzieller wie auch militärischer Art, an. Jedoch ist die japanische Außenpolitik geprägt von 

einer Zurückhaltung hinsichtlich einer exponierten außenpolitischen Stellung, da die Erinne-

rungen an die japanische Besetzung während des 2. Weltkrieges noch immer wach sind.272 

Fundamente japanischer Sicherheitspolitik sind die Absage an Remilitarisierung und die 

Einschränkung des militärischen Aktionsradius der Streitkräfte über 1.000 Seemeilen hin-
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aus.273 Eine militärische Rolle Japans ist mit den Interessen der ASEAN-Staaten kaum ver-

einbar.  

„The aim of the Japanese is to co-ordinate anti-piracy units and training to im-
prove maritime security in the region. Problematically, Southeast Asian nations 
do not wholly appreciate Japanese efforts to help. A Malaysian official main-
tained that the Japanese offer to send Japanese Coast Guard ships to Southeast 
Asian waters to assist in anti-piracy operations cannot be viewed as positive. 
There is still serious anxiety over allowing the Japanese to become involved in 
Southeast Asia.“274  

So wurde denn auch der Vorschlag Japans, maritime Patrouillen in Südostasien durchzufüh-

ren, erst von China, dann von Malaysia und später von Indonesien im November 2000 abge-

lehnt.275 Es wird Japan unterstellt, „geostrategische Interessen [zu verfolgen], bei deren 

Durchsetzung [Japan] das Piratenproblem vorzuschieben“ scheint.276 Es wolle eine maritime 

Verbindung mit Indien eingehen, um zusammen den Machtanspruch in der Region gegen-

über China zu verfolgen. Auch wurde der Vorschlag Japans abgelehnt, eine multinationale 

Küstenwache aufzustellen, die direkt dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen unterstellt 

ist.  

Singapur ist der einzige Staat in der Region, der Japan einen Stützpunkt in seinem Gebiet 

zugesteht,277 und der aufgrund mit dem größten Hafen für Frachtschiffe ebenfalls ein  

Interesse an der Bekämpfung von Piraterie hat.278  

So bleibt Japan nichts als das Angebot, Staaten, die es sich selbst nicht leisten können, die 

erforderliche Ausrüstung und Schiffe und Training bereitzustellen.279 Die japanische Küs-

tenwache sendete beispielsweise ein Patrouillenboot zu gemeinsamen Übungszwecken nach 

Indien (November 2000 und Mai 2001), Malaysia (November 2000) und zu den Philippinen 

(Oktober 2001).280 Weitere Möglichkeiten bleiben die Intensivierung des bilateralen Dialogs 

mit seinen Nachbarn, die Sicherung der Präsenz der USA und die Errichtung einer verstärk-

ten Verteidigungsbereitschaft. Jedoch hat  

„Tokio mit dem Problem zu kämpfen, dass Japan zwar das stärkste Interesse an 
der Regionalen Integration hat und das größte Potenzial einbringt, gerade des-
wegen aber auf Misstrauen seiner regionalen Partner stößt, die aus ihren histori-
schen Erfahrungen heraus eine neue japanische Hegemonie fürchten.“281 
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Zwar hat sich Japan nun nach Versicherung und Überzeugung der ASEAN-Staaten einer 

militärischen Selbstbeschränkung zu einer verstärkten Übernahme von mehr sicherheitspoli-

tischer Verantwortung durchgerungen, jedoch bleibt der Verantwortungsbereich auf wirt-

schaftliche Interaktion und Hilfe als Stabilitätsbeitrag beschränkt.282 Japan musste allerdings 

auch innenpolitisch erst einen Prozess der veränderten Bedrohungsperzeptionen entwickeln. 

„It affirmed that Japan’s national security rested not solely in the defense of Japan, but also 

in the maintenance of peace and stability throughout the region.“283 

2.2. Chinas zweideutige Rolle in der Piratenbekämpfung 

Piraterie hat in China schon lange Tradition. Ein chinesische Überlieferung, etwa 3.000 v. 

Christus geschrieben, besagt: „Der beste Trog, sich zu mästen, ist ein Schiff auf Raub-

fahrt.“284 China werden zwei Vorwürfe hinsichtlich der Pirateriebekämpfung gemacht. Ei-

nerseits soll China versuchen, mit der Billigung der Piratenüberfälle maritime Ansprüche im 

Südchinesischen Meer durchsetzen zu wollen. Diese Sorge wird verstärkt durch die große 

Anstrengungen Chinas zur Modernisierung der Streitkräfte, speziell der Marine. Das Ziel, 

eine Seemacht zu werden, liegt jedoch aufgrund der sehr veralteten Flotte noch in weiter 

Ferne.285 Doch die Bemühungen Chinas, maritime Großmacht zu werden, rufen bei seinen 

südostasiatischen Nachbarn gemischte Gefühle hervor, die sich dadurch bedroht fühlen und 

ihrerseits ihre Verteidigungsbereitschaft verstärken wollen. Das Problem der maritimen 

Grenzkonflikte soll aber im nächsten Kapitel behandelt werden. 

Der zweite Vorwurf zielt auf die mangelnde Kontrolle der Regierung Chinas über Behörden 

in Südchina und deren Bestechung. Denn man vermutet, dass hinter den schweren Verbre-

chen auf See, den Schiffsentführungen, die chinesische organisierte Kriminalität in Form der 

Triaden im Hintergrund die Fäden zieht. Viele entführte Schiffe wurden im Südchinesischen 

Meer vor der Küste Chinas wieder entdeckt, die als Phantomschiffe beispielsweise für den 

Menschenschmuggel weiter verwendet werden.286 Nach der Entdeckung solcher Schiffe hat 

China die Piraten in den wenigsten Fällen hart bestraft (obwohl China Unterzeichner des 

SUA-Abkommens ist).287  
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„China has been accused of not doing enough to combat pirates, who are respon-
sible for increasingly violent attacks in Asian waters [...]. At a conference on pi-
racy in Singapore, the International Maritime Bureau said China failed to prose-
cute pirates, and gave the impression it was encouraging them to hijack ves-
sels.“288  

Ebenfalls ist die Rückgabe der Schiffe mit hohen Kosten verbunden, die teilweise bis zu 

400.000 US-Dollar „Gebühren“ betragen können.289 Die organisierte Kriminalität in China 

hat die zuständigen Hafenbehörden, die Zugang zu den Informationen über Auslaufzeiten 

und Fracht haben, mit den eigenen Leuten infiltriert.290  

„If these corrupt officials are not directly tacking part in the attacks they are shar-
ing private information or detaining ships from their rightful owners, thereby con-
tributing to the cost of piracy. Southeast Asian countries may not be willing to 
adopt a definition that acknowledges this level of corruption in their countries. In 
addition, they may not be open to having other countries interfere with their af-
fairs and challenge their sovereignty.“291  

Wichtig zur Rekrutierung der Piraten ist nicht nur die Bezahlung durch die Triaden, sondern 

auch die Verpflichtung, im Falle einer Festnahme, die Piraten mit den besten Anwälten zu 

versorgen. Ebenfalls hat die organisierte Kriminalität großen Einfluss auf das Rechtssystem 

und die Polizei.292  

Somit werden China schwerwiegende Vorwürfe hinsichtlich eines möglichen Kontrollver-

lustes gemacht, denn „that corrupt elements of the southern Chinese bureaucracy have be-

come increasingly active and difficult to control in recent years.“293 Jedoch gibt es keine 

Beweise, dass die Führung in Peking direkt in die Komplizenschaft zwischen Piraten und 

Beamten involviert ist.294  

Eher ist dieses Problem der Verwicklungen chinesischer Offizieller in die Piraterie der Kor-

ruption und den Auswirkungen der chinesischen Anti-Schmuggel-Politik zuzurechnen.295  

„Moreover, in many of Southeast Asia's armed forces, a culture of corruption has 
evolved under years of authoritarian governments, often abetted by the military. 
With limited budgets, the military often cannot afford to provide sufficient pay to 
officers and lower ranking members, who then resort to 'off budget' sources of in-
come. In countries with high tariff barriers, such as many Asian countries, smug-
gling is a lucrative business and works well for fencing pirated goods.“296  
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Die Anti-Schmuggel-Politik der VR China erleichtert es Piraten – seien sie nun wirklich 

Angestellte einzelner Behörden oder nur Kriminelle – getarnt durch die Kleidung in offiziel-

len Uniformen, die Beschlagnahmung fremder Schiffe oder der Fracht durchzuführen.297 

Zwar erhoffte man sich kurzzeitig, dass die vermehrte Kontrolle durch die Anti-Schmuggel-

Einheiten der chinesischen Marine durchaus einen positiven Nebeneffekt auf andere See-

verbrechen ausüben könnte,298 jedoch wurden auch viele unschuldige Frachter auf Schmug-

gelverdacht hin beschlagnahmt und nur gegen eine hohe Gebührenzahlung freigelassen. 

Grund hierfür waren versprochene Prämien für Zollbeamte und Polizisten, wenn sie ent-

schlossen gegen den Schmuggel vorgingen. Jedoch führte dieses entschlossene Vorgehen zu 

meist nichts anderem als offiziell gebilligte „Piratenüberfälle“.299 Gleichzeitig wurden wei-

terhin Schmiergelder angenommen, um beim echten Schmuggel wegzusehen.300  

„The problems of underpaid maritime security forces and smuggling infect 
China's People's Liberation Army (PLA) Navy as well. Recent reports describe 
documented attacks on a number of ships on the high seas that were boarded by 
personnel from military gunboats bearing the markings of the PLA Navy. The pi-
rates reportedly were dressed in PLA Navy uniforms. These reports illustrate that 
although piracy is not condoned in the regional maritime security forces, the 
temptation to participate in it or to turn a blind eye to it in exchange for kickbacks 
or bribes appears to be very strong.“301 

Nachdem immer wieder große Empörung über festgenommene und trotz erdrückender Be-

weise wieder freigelassene Piraten ausbrach, sah sich China im Falle der „Cheung Son“302 

endlich dazu in der Lage, ein Exempel zu statuieren.303  

Der Fall der „Cheung Son“ gab China die Möglichkeit, gegen Piraten und die damit einher-

gehende Korruption vorzugehen, da chinesische Fischer chinesische Leichen aus chinesi-

schen Gewässern gezogen hatten, die von einem Schiff kamen, das aus einem chinesische 

Hafen ausgelaufen war.304 Die Motivation dazu lässt sich primär aus der asiatischen Eigen-

schaft heraus verstehen, das „Gesicht nicht zu verlieren". Denn hätten die chinesischen  

Behörden nicht gehandelt, wären alle ihre Beteuerungen, sich gegen die Piraterie und die 

Korruption stark zu machen, bedeutungslos geworden. 

Hinzuweisen ist hierbei darauf, dass Piraterie grundsätzlich überall dort ein Problem ist, wo 

der Verfall der Staatsgewalt und die Armut der Bevölkerung groß ist. Und sie existiert eben-

                                            
297 Der Schmuggel in China erlebte in den 90er Jahren einen Boom aufgrund der erhöhten Zollabgaben auf Luxusgüter. 
298 Vgl. Hollingsbee 1998, S. 2. 
299 Vgl. Stewart 2002, S. 407f. 
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Vgl. Pohl 2001, S. 867 und zum Fall der „Tenyu“ im Anhang auf S. III. 
304 Vgl. Stewart 2002, S. 419. 
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falls überall dort, wo Polizei und Staat in kriminelle Geschäfte involviert sind. Dies gilt zwar 

besonders für Indonesien und China,305 aber prinzipiell für den ganzen südostasiatischen 

Raum. So sieht ein Vorschlag der Betroffenen vor, dass sich die ASEAN-Abteilung für  

organisiertes Verbrechen, die auch für die Bekämpfung der Korruption zuständig ist, auch 

der Bekämpfung der Piraterie annehmen soll.306 

2.3. Maritime territoriale Grenzkonflikte im Südchinesischen Meer 

„Südostasien ist als Region auch nach dem Ende von Kolonialzeit und Ost-West-
Konflikt durchaus nicht spannungsfrei [...]. Diese Spannungen und ungelösten 
Konflikte verblassen aber gegenüber dem politischen und wirtschaftlichen, für 
Länder wie Vietnam auch militärischen Druck, den das riesige China an der 
Nordgrenze der Region potentiell ausüben kann und durchaus auch in territoriale 
Auseinandersetzungen – wie z.B. die Frage der Zugehörigkeit des ölreichen Ge-
biets um die Spratly-Inseln – einbringt.“307 

Ein Problem, dass die multilaterale Kooperation unter den Staaten Südostasiens bezüglich 

der Bekämpfung von Piraterie erschwert, sind die vielfach ungelösten Grenzfragen. Zu den 

Auseinandersetzungen um bestimmte Territorien kommen Konflikte um maritime Grenzen 

hinzu, die einen Schatten auf die internen Beziehungen innerhalb der ASEAN und zur 

Großmacht China werfen.  

„Dem Malaysian Maritime Enforcement Coordination Center zufolge werden von 
fünfzehn maritimen Grenzen im Südchinesischen Meer zwölf in Frage gestellt, 
zwei wurden anerkannt, davon eine nur teilweise, und eine einzige wurde im 
Rahmen einer kombinierten Vereinbarung über die Ausbeutung von Ressourcen 
festgelegt.“308  

Am bekanntesten ist hier der Konflikt um die Spratly-Inseln.  

„Die Inseln sind [...] aus politischen und strategischen Gründen wichtig, weil de-
ren Besitzansprüche dazu dienen, Ansprüche auf die sie umgebenden Seegebiete 
und deren Ressourcen zu erheben.“309  

Lange Zeit waren die meisten maritimen Grenzen im Südchinesischen Meer unangefochten, 

bis die Seerechtskonvention der Vereinten Nationen von 1982 Richtlinien über den Status 

von Inseln, Meere und Territorialgrenzen festhielt, die u.a. die Errichtung der EEZ beinhalte-

ten, in der, wie schon erwähnt, ein Küstenstaat über gewisse Rechte bis zu 200 Meilen ver-

fügt.  

Gründe für das Erstarken der maritimen Ansprüchen im Südchinesischen Meer ist die nicht 

zu unterschätzende strategische Bedeutung der Seewege, die das Verbindungsstück zwischen 
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308 Petit 1997, S. 37. 
309 Wehrschütz 1998, S. 706. 
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dem Pazifik, dem Indischen Ozean und dem Persischen Golf sind.310 Zusätzlich werden  

große Erdöl- und Erdgasreserven vermutet, ebenso große Vorkommen an Phosphat und rei-

che Fischbestände. Tatsächlich sind diese Vermutungen bislang in ihren Schätzungen höchst 

unterschiedlich und noch nicht bewiesen worden.311  

Aufgrund der vermehrten Investitionen in das maritime militärische Potenzial durch die ein-

zelnen Staaten ist die Gefahr einer militärischen Auseinandersetzung um diese kleinen Insel-

gruppen (die größte der Spratly-Inseln hat nur ein Länge von 1,4 km und eine Breite von 400 

m, insgesamt haben die Spratly-Inseln eine Landmasse von nur 8 km2, verteilt auf 240.000 

km2), nicht auszuschließen, bzw. kommen immer wieder kleinere militärische Zusammen-

stöße vor (vergleiche dazu im Anhang S. XXI).312 Anspruch auf die Spratly-Inseln erheben 

Malaysia, Taiwan, Brunei, Vietnam und besonders „hartnäckig“ China.  

China beansprucht insgesamt fast 90% des südchinesischen Meeres und damit auch die Kon-

trolle über die internationalen Schifffahrtsrouten dieser Region.313  

„Diese [historischen] Ansprüche sind weder durch Koordinaten noch auf andere 
Weise klar definiert. Chinas Ansprüche basieren auf einer Anzahl historischer Er-
eignisse einschließlich einer Seeexpedition zu den Spratly-Inseln durch die Han-
Dynastie im Jahr 110 n.C. und durch die Ming-Dynastie zwischen 1403 und 1433 
[...].“314 (vergleiche dazu auch die Ansprüche der anderen Küstenstaaten im An-
hang auf S. XXII und S. XXIII). 

Der harte Kurs der chinesischen Regierung bezüglich der maritimen Grenzkonflikte im Süd-

chinesischen Meeres lässt den Verdacht aufkommen, dass die Piratenüberfälle im Südchine-

sischen Meer und die laxe Handhabung der chinesischen Behörden mit dem Problem China 

in der Durchsetzung seiner Ansprüchen nicht ungelegen kommen.  

„The first thing is a growing indication that pirate rings and syndicates have bene-
fited from Chinese material and financial support, with Beijing using such ‚third 
parties‘ as a way of indirectly exerting expansive maritime claims in the South 
China Sea.“315  

Die Begründung des Vorwurfes der „Staatspiraterie“ liegt darin, dass China versuche, durch 

Unterstützung bzw. Billigung der Piraterie eigene territoriale Interessen im Südchinesischen 

Meer durchzusetzen.316 Nach modernem Rechtsverständnis werden solche Akte aber meis-

tens als kriminelle Handlungen Einzelner eingestuft, selbst wenn eine Beteiligung staatlicher 

Marine- und Polizeieinheiten stattgefunden hat.317 Läge eine Genehmigung der Regierung zu 
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einem Überfall vor, wäre dieser als eine höhere Politik ausgelegt, als eine angemessene  

Reaktion zur Wahrung eigener Interessen, was im Falle der Konflikte um territoriale An-

sprüche im Südchinesischen Meer gegeben wäre.318 Nichtsdestotrotz könnte man die (nur 

vermutete) Billigung, wenn nicht sogar Unterstützung der Piraten durch Behörden in Süd-

china, wenn nicht sogar durch die Regierung, als „Staatspiraterie“ benennen. 

Ein weitere Indikator für den Vorwurf der „Staatspiraterie“ ist auch, dass China „in multila-

teralen Operationen gegen Piraten im Südchinesischen Meer und in einer größeren regiona-

len Rolle für Japan eine Bedrohung der eigenen Territorialansprüche auf die Spratly-

Inseln“319 sieht. So verhindert China jeglichen Ansatz zur gemeinsamen Bekämpfung des 

Problems.  

Durch die Schaffung eines „Code of Conducts“, erstmalig vorgeschlagen auf einem 

ASEAN-Treffen im November 1999 von den Philippinen und Vietnam, sollte festgelegt 

werden, dass keine militärischen Manöver in der Umgebung der diskutierten Areale der 

Spratly-Inseln (und anderen) stattfinden. China erhebt jedoch den Einwand, dass dieser 

„Code of Conduct“ den Status quo einfriert.320  

Die chinesische Außenpolitik, die ihre maritimen Ambitionen durch einen starken Zuwachs 

der chinesischen Seemacht unterstützten will, löst durch ein solches Agieren bei den Anrai-

nerstaaten des Südchinesischen Meeres eine wachsende Unruhe aus und trägt nicht zur Ver-

trauensbildung bei.321 Jedoch zeigt sich  

„trotz [einiger] Auseinandersetzungen bei allen Beteiligten auch die Bereitschaft, 
nach Lösungsmöglichkeiten im bi- und multilateralen Rahmen zu suchen, um 
weitere Eskalationen des Konfliktes zu verhindern.“322  

Den Piraten sind diese maritimen „Uneinigkeiten“ allerdings höchst willkommen, verhindern 

sie doch eine multilaterale Kooperation der Anrainerstaaten auf dem Meer. 
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V.3. Sicherheitspolitisches Umfeld in Südostasien 

Das sicherheitspolitische Umfeld in Südostasien ist in keinster Weise zu vergleichen mit 

dem sicherheitspolitischen Umfeld in Europa. „Die Bemühungen um eine wirtschaftliche 

Strukturierung haben noch nicht zu einer wirksamen politischen Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der kollektiven Sicherheit geführt.“323 Aufgrund von Ängsten bezüglich Souveräni-

tätsverletzungen, historischen und politischen Problemen ist somit auch bis jetzt keine Initia-

tive im Rahmen eines regionalen Zusammentreffens gegen Piraterie durchgesetzt worden.324 

Im Folgenden sollen die sicherheitspolitischen Strukturen untersucht werden, auf deren Ba-

sis eine multilaterale Bekämpfung der Piraterie stattfinden sollte. 

3.1. Association of South East Asian Nations (ASEAN) 

Die „Association of South East Asian Nations“, kurz ASEAN, wurde am 8. August 1967 als 

subregionaler Kooperationsverbund gegründet.325 Zugrunde liegt ihr die „Bangkok Declara-

tion“. Mitglieder sind Brunei, Indonesien, Malaysia, Philippinen, Singapur, Thailand, Viet-

nam (seit 1995), Laos (seit 1997), Myanmar (seit 1997) und Kambodscha (seit 1999). Der 

Schwerpunkt der Zusammenarbeit liegt im wirtschaftlichen, technologischen, sozialen und 

kulturellen Bereich: „to accelerate the economic growth, social progress, and cultural devel-

opment in the region [...]“.326 Seit der Gründung der ASEAN hat noch kein Staat der Region 

Krieg gegen einen anderen Staat der ASEAN geführt.327 Die ASEAN versteht sich als Orga-

nisation zum Wohle der Gemeinschaft. Der Grundgedanke bei der Gründung war das ge-

meinsame Interesse, regionale Spannungen einzudämmen und Konflikte zwischen den  

einzelnen Mitgliedern integrativ zu regulieren. Man muss die ASEAN als eine Antwort auf 

externe Herausforderungen der Sicherheit betrachten, die sich zu der Gründungszeit aus dem 

Ost-West-Konflikt ergaben.328 Man wollte ein Ende der konfrontativen Austragung der 

Großmächtekonkurrenz im Stellvertretersystem durch Etablierung eines kooperativen 

Gleichgewichtssystems in der Region.329 Gleichzeitig perzipierten die ASEAN-Staaten eine 

Bedrohung ihrer innerstaatlichen Sicherheit durch kommunistische Guerilla-Bewegungen, 
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und es ergab sich die Übereinstimmung, dass wenn ein Staat instabil werden sollte, dies auf 

den Nachbarn übergreifen würde.330 Priorität sollte demnach jedoch die wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit als stabilisierende Rolle haben und nicht der Austausch auf sicherheitspoliti-

schem Feld. Die ökonomische Entwicklung galt als untrennbar mit der nationalen politischen 

Stabilität verbunden. Die Gründung war also durch sicherheitspolitische Interessen moti-

viert, der Beitrag sollte jedoch nicht-militärischer Art sein.331 

Zu den Prinzipien der ASEAN gehören die Gleichberechtigung, die Rotation und die Über-

einstimmung.  

„Es sind dies die javanischen Traditionen entspringenden Verhaltensprinzipien 
des 'Musjawarah', einer Form der Beratung, die auf 'Mufakat', d.h. auf eine durch 
Beratung und Kompromissbereitschaft erzielte einstimmige Beschlussfassung ab-
zielt, wobei der gesamte Prozess der Entscheidungsfindung auf der Verwirkli-
chung des 'Gotong-Rojong-Prinzips', der gemeinschaftlichen freiwilligen Zu-
sammenarbeit beruht.“332  

Zu diesen Prinzipien gehört auch, dass sich alle Mitglieder strikt der Kommentierung der 

innenpolitischen Entwicklungen in den Nachbarnstaaten enthalten. Der „ASEAN way“ zur 

Lösung von regionalen Konflikten zeigte sich in der Diplomatie, die von „indirect, informal 

and unconfrontational behaviour“ gekennzeichnet war.333 Die Arbeit der ASEAN besteht aus 

Konsultationen und Kompromissen, die geprägt sind vom Austausch von Höflichkeiten, dem 

Konsens und der Harmonie und ebenfalls der Diskretion und Sensibilität.334  

„Its hole essence is driven by an attempt to minimize confrontation and maximize 
trust [...]. The ASEAN Way of consensus is driven by the idea that no state shall 
lose face in public gatherings.“335  

Der Wahrung der Souveränität der verschiedenen ASEAN-Staaten kommt größte Bedeutung 

zu, was nur aus der Historie zu verstehen ist, da all diese Staaten erst seit relativ kurzer Zeit 

selbständig sind.  

Und genau dieses Prinzip der Nichteinmischung, was sich aus der Wahrung der Souveränität 

ergibt, verhindert hier ein konzentriertes und gemeinsames Vorgehen auf dem Feld der  

Sicherheitspolitik gegen Piraterie. Denn  

„wer ASEAN als eine Vorstufe einer Art südostasiatischer Vereinigung nach dem 
Vorbild der Europäischen Union sieht, liegt völlig falsch. Der regionalen Zu-
sammenarbeit in Südostasien sind nicht nur aus infrastrukturellen und wirtschaft-
lichen, sondern vor allem auch aus kulturellen Gründen enge Grenzen gesetzt.“336  
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Die einzelnen Staaten sprechen sich strikt dagegen aus, dass sich aus der wirtschaftlichen 

Zusammenarbeit der ASEAN eine Zusammenarbeit auf sicherheitspolitischen Feld ergibt, 

dass sie gar zu einem System der kollektiven Sicherheit werden könnte.  

„ASEAN doesn’t need a military pact. ASEAN military forces are familiar with 
each other on a bilateral basis. To me, that’s good enough. Because when you 
have a pact, people will ask: Who is it directed at? So it raises a lot of questions 
[...].“337 

Die ASEAN soll ein Instrument für die Stabilisierung eigenstaatlicher Sicherheit, nicht einer 

kollektiven Sicherheit sein. Das solch ein Vorgehen im Falle der Piraterie jedoch wenig Sinn 

macht, wurde schon aufgezeigt. 

Ebenfalls wird die Übernahme ähnlicher Organisationen wie in Europa abgelehnt, da man 

dadurch eine Einflussnahme westlicher Mächte befürchtet. Denn im Gegensatz zu „Europe’s 

regional cooperation [was] about transcending the nation-state, in Southeast Asia it was 

about to preserving it.“338 Das größte Hemmnis für eine Zusammenarbeit auf sicherheitspoli-

tischer Ebene ist das große Misstrauen untereinander, verstärkt durch die untereinander 

schwelenden Konflikte und unterschiedlichen Bedrohungsperzeptionen.339 

Jedoch zeigt sich seit dem Ende des Ost-West-Konflikts Reformbedarf in der Arbeit der 

ASEAN, wie das Problem der Piraterie aufzeigt. Denn die ehemalige automatisierte Funkti-

on der USA, nämlich die Sicherung der Seewege im südostasiatischen Raum, von denen alle 

Staaten der Region abhängig sind, muss nun übernommen werden. Man ist jedoch der Mei-

nung:  

„The reality is that ASEAN cannot be a proactive promoter of changes in the ex-
isting political arrangement of any member country. To advocate such a role is to 
misinterpret the genesis nature of ASEAN in a very fundamental way.“340  

Zur regionalen Konfliktlösung werden weiterhin bilaterale Verhandlungen gebraucht. Auf 

einen Vorschlag der USA hin, bilaterale Sicherheitskooperation zwischen einzelnen 

ASEAN-Staaten zu multilateralen Manövern unter ihrer Mitwirkung auszubauen, zeigte sich 

eine deutliche Ablehnung der ASEAN-Staaten. Das Grundproblem liegt im Fehlen einer 

einheitlichen Perzeption externer Sicherheitsrisiken. Daher gestaltet sich eine enge multilate-

rale Kooperation durch territoriale Auseinandersetzungen zwischen den Mitgliedern schwie-

rig.341 

„Doch sind die regionalen Institutionen des Pazifiks immer noch schwach, vergli-
chen mit den europäischen und atlantischen Institutionen. So kosten der Aufbau 
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von Vertrauen und die Einigung auf ein gemeinsames Vorgehen immer noch viel 
Zeit. Die wachsende Interdependenz der asiatisch-pazifischen Staaten stellt die 
politischen Führer des Pazifiks vor die Aufgabe, neue Institutionen zu schaffen, 
die die wirtschaftliche Zusammenarbeit, die Lösung von Konflikten, den Schutz 
der Umwelt und einen kulturellen Austausch erleichtern. Die Vereinigung Süd-
ostasiatischer Staaten (ASEAN) spielte bei vielen dieser diplomatischen Bemü-
hungen eine entscheidende Rolle.“342  

Auch führen die veränderten Bedingungen nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes langsam 

zu einem Umkehrdenken bezüglich der Sicherheit. Die Gründung des ARF auf dem Gipfel 

von Bangkok im Jahr 1994 zeigt einen Vorstoß für den Aufbau einer gemeinsamen Sicher-

heitsstruktur. „It is argued that political elites will need to be prepared to engage multilateral 

co-operation possibly through such structures as the ASEAN ARF.“343 Ebenfalls haben die 

Ereignisse des 11. Septembers zu einer veränderten Perzeption gemeinsamer Sicherheitsrisi-

ken geführt. Das im Mai 2002 verabschiedete „Work Programme to Implement the ASEAN 

Plan of Action to Combat Transnational Crime“ beinhaltet gemeinsame Aktionen gegen Ter-

rorismus, Piraterie, Drogen- und Waffenschmuggel, Menschenhandel und weiteres. Durch 

den Austausch von Informationen auf Geheimdienstebene und fundierterer Analysen des 

Materials soll eine bessere Zusammenarbeit ermöglicht werden. Ebenfalls sollen Gesetze 

angeglichen werden. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob dies bloße Absichtserklärungen waren 

und dieses Programm nicht wieder auf möglichen Widerstand der einzelnen Mitgliederstaa-

ten stoßen wird oder ob es dem Aufbau einer gemeinsamen Sicherheitsstruktur im Rahmen 

des ARF dienlich sein wird.344  

3.2. ASEAN Regional Forum (ARF) 

Das ASEAN Regional Forum wurde am 25. Juli 1994 in Bangkok gegründet. Es umfasst 

neben den zehn ASEAN-Staaten elf Dialogpartner: die EU, Japan, Südkorea, Australien, 

Neuseeland, USA, Kanada, China, Indien, Russland und die Mongolei.345 

„Machtpolitische Neuordnungsproblematik nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes sorgte für einen Konsens der ASEAN-Staaten, mit dem Instrument ei-
nes multilateralen Sicherheitsdialoges ein kooperatives Gleichgewichtssystem in 
Südostasien unter Beteiligung der Großmächte zu organisieren.“346  

Die Einrichtung des ARF war zunächst davon geprägt, Kontroll- und Steuerungsfunktionen 

der ASEAN-Staaten gegenüber den Großmächten abzusichern. Die Befürchtungen waren 

groß, dass China und Japan durch den Wegfall der Großmächte eine politische und militäri-
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sche Machtprojektion entwickeln könnten.347 Die Etablierung des Forums durch die ASEAN 

führte auch dazu, dass die organisatorische und inhaltliche Verantwortlichkeit bei den 

ASEAN-Staaten liegt und somit eine Aufwertung der ASEAN insgesamt stattfand.348 Im 

Gegensatz zu der europäischen Auffassung von einem Sicherheitsforum ist das ARF jedoch 

nur ein reines Diskussionsforum, was Meinungsaustausch fördert, aber keine konkreten 

Maßnahmen beschließen kann (und will). 

„Mit der Entscheidung zur Gründung des ARF sahen sich daher die ASEAN-
Staaten mit dem Problem konfrontiert, die inhaltliche Agenda des ARF bestim-
men zu müssen, um innerhalb des ARF-Prozesses nicht marginalisiert zu werden. 
Dabei bestand das Dilemma, einerseits dem ARF-Prozeß Substanz zu geben, um 
seine Effektivität als stabilitätsförderndes Instrument nicht gleich von Beginn an 
im Zweifel zu lassen, andererseits die Entwicklung des ARF hin zu einem institu-
tionalisierten Multilateralismus zu bremsen, da dies nicht im Interesse der Mit-
gliedstaaten war beziehungsweise von der VR China nicht akzeptiert wurde.“349  

So haben die ASEAN-Staaten angesichts der Gefahr eines Disengagement der Großmächte 

bei ausbleibenden Fortschritten einen Ansatz zu konkreten Maßnahmen zur Sicherheitsko-

operation in Form eines ASEAN-Konzeptpapiers angefertigt. Dieses Konzeptpapier sieht 

drei Etappen vor: 1. die Förderung vertrauensbildender Maßnahmen, 2. die Entwicklung von 

Maßnahmen der präventiven Diplomatie und 3. die Entwicklung von Konfliktlösungsme-

chanismen. Momentaner Stand der Etappenbewältigung steht zwischen der ersten und der 

zweiten Etappe.350 Die Entwicklung vertrauensbildender Maßnahmen ist in einer detaillier-

ten Vorlage festgelegt.351 Diese „Confidence security building measures“ (CSBM) beinhal-

ten politische, kulturelle, wirtschaftliche und auch militärische Interaktionen, äußern sich auf 

der militärischen Ebene bis jetzt jedoch hauptsächlich in Konsultationen. Beispielsweise soll 

die Veröffentlichung von Weißbüchern zu mehr Transparenz der Rüstungsvorhaben führen, 

die Qualität solcher Bücher ist aber noch weit entfernt von einem europäischen Standard.352 

Prinzipiell gilt es bei einer Beurteilung eine asiatische Besonderheit im Auge zu behalten.  

„Der Vorschlag einer Diskussionsrunde in Gestalt eines Forums trägt jedoch we-
sentlichen Merkmalen asiatischer Mentalität Rechnung: Wichtig ist nicht irgend-
eine Idee, die hinter einem Treffen steht, sondern die Tatsache des Treffens und 
die 'Wahrung des Gesichtes' der Teilnehmer.“353  

Außerdem wird dadurch eine Nichtfestlegung die Flexibilität in der Agenda erhalten. Die 

inhaltliche Reichweite bei der Thematisierung militärisch-sicherheitspolitischer Probleme ist 

                                                                                                                                       
346 Bürger 2000, S. 149. 
347 Vgl. ebd., S. 112f. 
348 Vgl. ebd., S. 151. 
349 Bürger 2000, S. 134. 
350 Vgl. Auswärtige Amt: ASEAN Regional Forum (ARF). Datenblatt. Dezember, 2001, S. 1  
(unter http://www.auswaertiges-amt.de/www.de/aussenpolitik/regionalkonzepte/asien/arf_html). 
351 Vgl. Bürger 2000, S. 146. 
352 Vgl. Herrmann 2000, S. 854f. 
353 Ebd., S. 854. 
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aufgrund des Souveränitätsprinzips noch sehr begrenzt.354 Die post-kolonialen Strukturen 

haben zu einem besonders stark ausgeprägten Selbstbewusstsein geführt, was nach wie vor 

eine effektive Zusammenarbeit in puncto Sicherheitspolitik verhindert.355 Dabei wäre eine 

verstärkte Zusammenarbeit aufgrund des Interesses beispielsweise bei gemeinsamen Kon-

fliktlösungen zur Vertrauensbildung notwendig, haben doch alle ASEAN-Länder verhält-

nismäßig viele Soldaten unter Waffen – zusammen fast zwei Millionen Mann.356 Jedoch 

haben weder ASEAN noch das ARF einen bürokratischen Apparat, der sich mit sicherheits-

relevanten Fragen auseinandersetzt.357  

Vor allem Singapur, als einer der größten Umschlaghäfen der Welt, wünscht im Rahmen des 

ARF mehr Kooperation. „The ARF could also play an important role in fostering multilat-

eral responses to transnational security challenges such as terrorism and piracy.“358  

3.3. Western Pacific Naval Symposium (WPNS) 

Eine Alternative zur ASEAN oder dem ARF zum Schutz der Seewege könnte das „Regional 

Naval Consultative Body on the Lines of the West Pacific Naval Symposium“ (WPNS) sein. 

Es gilt bis jetzt als bloßes Zusammentreffen aller Marineführer aus 17 Mitgliedsländern des 

Pazifiks,359 mit Indien, Frankreich, Kanada und Chile als Beobachter. Ebenfalls könnte ein 

Austausch mit den USA und Europa stattfinden. Es ist jedoch das einzige multilaterale 

„Framework“ für maritime Kooperation in der Region.360 

Seinen Ursprung fand das WPNS 1987 auf dem neunten „International Seapower Symposi-

um“. Das erste formelle Treffen fand ein Jahr später statt. Ursprünglich sollte es als Diskus-

sionsforum zum gegenseitigen Verständnis dienen. Nun hat es sich die Entwicklung von 

„maritime confidence-building measures“ als Ziel gesetzt. Ebenfalls finden multilaterale 

Manöver unter den Mitgliedstaaten statt. Neben dem Diskussionsforum führt das WPNS 

Workshops zur Durchsetzung konkreter Aktivitäten durch.  

„Nevertheless, it is important to build regional solidarity through above ap-
proaches, and enhance it in a practical sense to build mutual and multi-national 
trust as another way to achieve ultimate 'maritime coalition.' In other words, what 

                                            
354 Vgl. Bürger 2000, S. 152. 
355 Vgl. Herrmann 2000, S. 854. 
356 So unterhält Burma (46.8 Mio.) Streitkräfte in Stärke von 325.000 Mann, Indonesien (210 Mio.) eine Armee von 
450.000 Mann und Vietnam (71.1 Mio.) hat sogar 500.000 Soldaten. Auch Thailand (59.4 Mio.) verfügt mit 283.000 Solda-
ten über eine verhältnismäßig starke Armee, ebenso Kambodscha (11.1 Mio.) mit 140.000 Mann. Malaysia (20.5 Mio.) hat 
118.000, die Philippinen (76.1 Mio.) haben 110.000 Mann unter Waffen. Dazu kommen noch Singapur (3.5 Mio.) mit 
50.000, Laos (5.1 Mio.) mit 38000 und Brunei (307.000) mit 5.000 Soldaten. In: Militärpotential der ASEAN-Staaten. 
Soldat und Technik, 2001, S. 1 (unter http://www.soldat-und-technik.de/streitkraefte0801.htm). 
357 Vgl. Acharya 2001, S. 174. 
358 Ministry of Defence (Singapore) 2000, S. 21. 
359 Mitglieder sind Australien, Brunei, Kambodscha, China, Indonesien, Japan, Malaysia, Neuseeland, die Philippinen, 
Republik von Korea, Singapur, Thailand, Tonga, die USA und Vietnam. 
360 Vgl. Ishikawa 2002, S. 71. 
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needed are, first of all, the securing of communication way and the exchange of 
information, establishment of standing joint organization, promotion of joint 
training, and the ensuring of interoperability of devices, operation and supporting 
functions, thereby to enhance various measures aiming for the joint responses 
among the navies, and of course may include marine guard institutions in some 
cases, of regional countries, through the use of bilateral and multilateral consulta-
tion frameworks.“361 

Das WPNS hat die Herausforderungen und die dadurch resultierenden Probleme hinsichtlich 

einer maritimen Zusammenarbeit erfasst:  

„In addition, while maritime stability is the common economic interest for the na-
tions in this region united by the sea, each nation has diverse political interests. 
And finally, with the size and technological levels of regional navies being quite 
varied, it is not easy for these navies to interact operationally.“362  

Zusammenfassend lässt sich nach der Beurteilung der sicherheitspolitischen Strukturen der 

Region sagen, dass im Rahmen der verschiedenen Organisationen eine gemeinsame Pirate-

riebekämpfung im Grunde schon möglich wäre. Jedoch scheitert sie schon in den Anfängen 

an dem mangelnden Kooperationswillen der Mitglieder. Zwar werden sicherheitspolitische 

Probleme wie die Piraterie mittlerweile nicht mehr ignoriert, jedoch gehen die gemeinsamen 

Anstrengungen nicht über Absichtserklärungen und die auch schon vorher abgehaltenen bila-

teralen Manöver hinaus.  

„The difficulty will be whether a regional sub-grouping can, or should, success-
fully begin to address security issues with a collective voice backed by arms if 
necessary, instead of just discussing problems.“363  

Die Anfang der 90er Jahre begonnenen Anstrengungen hinsichtlich einer gemeinsamen Si-

cherung der Seewege sind durch die Asienkrise wesentlich reduziert worden. Ebenfalls wür-

de eine effektive Sicherung der Seewege wesentlich mehr materiellen Aufwand erfordern, 

als er bis jetzt von den Staaten geleistet wird und werden kann. „Das IMB schätzt, es bräuch-

te in Indonesien 239 Kriegsschiffe und 114 Flugzeuge, um die anliegende Region zu über-

wachen. Es sind aber nur 114 Kriegsschiffe und 53 Flugzeuge vorhanden“ 364, und die stam-

men teilweise noch aus der Zeit des 2. Weltkrieges. 

Vom europäischen Standpunkt her betrachtet, erscheint die bloße Diskussion dem Ernst der 

Lage nicht zu entsprechen, jedoch trägt dies der asiatischen Mentalität Rechnung:  

„so müssen wir doch auf Reaktionen vorbereitet sein, die uns irrational zu sein 
scheinen, für Chinesen [beispielsweise] aber ein Mittel sind, ‚das Gesicht nicht zu 
verlieren‘ – ein für die fernöstliche Seele höchst beunruhigender Gedanke.“365  

                                            
361 Kaneda, Hideaki: WPNS for deterring piracy. 2001, S. 1 (unter http://www.glocomnet.or.jp/okazaki-
inst/doc/wpns.kaneda52101.doc). 
362 Ishikawa 2002, S. 72. 
363 Scobell/Wortzel 2000, S. 20. 
364 Kawamura, Sumihiko: Regional Cooperation against Piracy and Armed Robbery. Okazaki Institute, 2001, S. 8  
(unter http://www.glocomnet.or.jp/okazaki-inst/piracy2001/pira2001.kawamura.html). 
365 Petit 1997, S. 53. 
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Die Europäer hingegen beschlossen beispielsweise die Einrichtung einer europäischen  

Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs. Diese soll primär der einheitlichen Bearbeitung 

maritimer Problematiken dienen.366 In Südostasien wäre dieses Abtreten nationaler Souverä-

nitätsrechte undenkbar. Jedoch sollten die von Piraterie betroffenen ASEAN-Staaten beden-

ken:  

„There are no borders at sea; the navies of the world share the high seas as a 
common domain. Multilateral naval cooperation builds a common foundation to 
cope with maritime-related problems by developing relationships that foster sta-
bility.“367 

 

 

                                            
366 Vgl. Seeschifffahrt 2002, S. 29. 
367 Ishikawa 2002, S. 72. 
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VI. Ausblick: Privatisierung von Sicherheitspolitik 

Die Analyse des sicherheitspolitischen Umfeldes Südostasiens und des Einflusses der Akteu-

re Japan und China hat ergeben, dass notwendige effektive multilaterale Einsätze zur Pirate-

riebekämpfung noch in weiter Ferne liegen. Zu unterschiedlich sind die Bedrohungsperzep-

tionen, zu kostenintensiv der notwendige Aufbau von Küstenwachen und Marinen und zu 

groß das Misstrauen der Staaten untereinander, um auf einem sensitiven Feld der Si-

cherheits- und Militärpolitik intensiver zusammenzuarbeiten. 

Welche Alternativen haben nun große Reedereien und Konzerne, die ihre Fracht und ihr 

Schiff aber gesichert von einem Ende der Welt in das andere verschifft haben möchten? Die-

ses Kapitel soll nicht den Anspruch auf eine umfassende Analyse erheben. Es soll lediglich 

eine Entwicklung in der Sicherheitspolitik aufgezeigt werden, die auch im speziellen Falle 

der Sicherung der Seewege bereits eingesetzt hat. 

In den Jahren nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes hat sich ein neuer Geschäftszweig 

bezüglich der Sicherung von Menschen und Gütern aufgetan. Gründe hierfür sind die Entlas-

sung vieler Soldaten aus dem Armeedienst nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes, die sich 

nun nach einem neuen Betätigungsfeld umsehen.368 Ebenso hat der Wegfall der „Balance of 

power“ zwischen den beiden Großmächte dazu beigetragen, dass sich viele kleinere Staaten 

nun selber „sichern“ müssen. 369 Dies gilt auch für Großkonzerne, die sich im Zuge der wirt-

schaftlichen Globalisierung und aufgrund der billigeren Produktion in vielen Staaten nieder-

gelassen haben, die politisch und finanziell zu schwach sind, um eine umfassende Sicherheit 

der wirtschaftlichen Standorte gewährleisten zu können. Der schnell vorangeschrittene Trend 

zur Privatisierung hat somit auch nicht vor der Sicherheit halt gemacht.  

Im gewaltoffenen Raum, aus dem sich der Staat bewusst oder gezwungenermaßen zurückge-

zogen hat, können neben kriminellen Organisationen auch private Sicherheitsakteure aktiv 

werden.370 In Bezug auf die Seewege in Südostasien ist dies im Moment der Fall. Die betrof-

fenen Unternehmen trauen den staatlichen Sicherheitsorganen nicht zu, den unternehmeri-

schen Aktivitäten hinreichenden Schutz gegen kriminelle Eingriffe und anderen Strömungen 

gewährleisten zu können. Wenn Standorte von Ölkonzernen schon von militärisch gerüsteten 

privaten Sicherheitskräften gesichert werden, wird die Entwicklung zur Sicherung des 

Transportes der Ware im Zusammenhang mit der steigenden Anzahl von Überfällen oder 

terroristischen Anschlägen nur noch eine Frage der Zeit sein.  

                                            
368 Vgl. Shearer, David: Private Armies and Military Intervention. Adelphi Paper, Nr. 316, 1998, S. 27. 
369 Vgl. ebd., S. 27. 
370 Vgl. Lock, Peter: Sicherheit á la carte? Entstaatlichung, Gewaltmärkte und die Privatisierung des staatlichen Gewaltmo-
nopols. In: Brühl, Tanja u.a. (Hg.): Die Privatisierung der Weltpolitik. Entstaatlichung und Kommerzialisierung im Globali-
sierungsprozess. Bonn, 2001, S. 200-231 (211). 
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„With shipping under siege in some parts of the globe, security firms and ship-
ping companies are developing an arsenal of weapons for use against pirates [...] 
Shipowners are hiring mercenary soldiers to ride aboard their vessels headed for 
dangerous straits.“371  

Vereinzelt beschäftigen Kreuzfahrtlinien schon Gurkhas, eine nepalesische Elitetruppe der 

Briten, als Wachtrupps.372 Diese werden von dem Sicherheitsunternehmen Anglo Marine 

Overseas Services Ltd. angeboten. Sie offerieren  

„Combat-ready teams of four to eight men armed with guns and kukris [...] are 
available for hire 'at reasonable rates of pay' [...]“.373 „Sal Irfan, general manager 
of Anglo Overseas, told Reuters their fighting reputation, even if unarmed, would 
deter pirates, but that if pirates boarded a ship, the Gurkhas were best placed to 
negotiate a solution. 'We have people who in this type of situation can keep cool 
[...] who can talk to these guys without agitating them, without getting them to re-
sort to killing somebody on board', he said.“374  

Ebenso schult die Hamburger Maritime Services GmbH Seeleute gegen Piratenangriffe. Die 

schweizerisch-britische Firma Marine Risk Management hält Einsatztruppen bereit; „harte, 

in Anti-Terror-Einheiten gedrillte Männer, die versprechen, für eine halbe Million Dollar 

gekaperte Schiffe zurückzuholen.“375 Zusätzlich zu diesen „Anti Piracy Rapid Response 

Service“ werden Training für Besatzungen und Ermittlungen nach einem Überfall angebo-

ten.376 

Der Kreislauf der Globalisierung und Privatisierung von Gewalt, in die das Problem der Pi-

raterie eingeordnet ist, schließt sich somit mit der gleichzeitig einhergehenden Privatisierung 

von Sicherheitspolitik. Wurden im 17. Jahrhundert Piraten von Staaten angeheuert, um pri-

mär die Handelswege des Feindes zu stören, so werden jetzt wiederum nicht-staatliche Ak-

teure angeheuert, um die Seewege vor Piraten zu schützen. 

In der Diskussion um diese privaten Akteure in der Sicherheitspolitik gibt es Befürworter 

und Gegner. Zunächst wird meist unterschieden in Söldnern, Private Military Companies 

(PMC) und Private Security Companies (PSC).  

Aktivitäten des Söldnertums bleiben in der Regel diskret verborgen. Kennzeichen der Söld-

ner ist, und das macht sie zu einem der problematischeren Akteure auf diesem Feld, ihre 

fehlende Verantwortlichkeit gegenüber einer Regierung. Sie kämpfen für die Person oder 

Regierung, die sie bezahlt.377 Die rechtliche Definition von Söldnern ist in den Genfer Kon-

vention von 1977 im Artikel 47, Protokoll 1 festgelegt. 

                                            
371 Krane, Jim: Keeping ships and Cargos safe from Pirates. 9.6.2000, S. 1  
(unter http://www.apbnews.com/safetycenter/business/2000/06/09/piracy_side0609_01.html). 
372 Angebot durch Anglo Marine Overseas Services Ltd in: Hinz 2001, S. 108. 
373 P.T. Bangsberg: Gurkhas offered for on-board protection. 28.2.2000, S. 1 (unter www.joc.com). 
374 Ebd., S. 2. 
375 Glüsing, Jens; Ludwig, Udo; Wagner, Wieland: Regelrecht abgeschlachtet. In: Der Spiegel, Nr. 34, 2001, S. 68-74 (74). 
376 Vgl. die Webseite der Firma unter http://www.marinerisk.com. 
377 Vgl. Jefferies, Ian D.: Private Military Companies. A positive role to play in today’s international system. Geneva Center 
for Security Policy, 2001/02, S. 3. 
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Die Unterscheidung von PMCs und PSCs ist schwieriger. Beide beschäftigen ehemalige Mi-

litärs, beide sind nicht im öffentlichen Sektor, d.h. direkt dem Staat dienend tätig. Beide Un-

ternehmen sind profitorientiert und Einsatzgebiete sind häufig Entwicklungs- und Dritte 

Welt-Länder.378 Unterscheidungen können u.a. auf dem Feld des Einsatzgebietes getroffen 

werden. PSCs sind primär für den privaten Sektor tätig und betreiben hauptsächlich den phy-

sischen Schutz von Büro- und Firmengebäuden, die Bewachung von Infrastruktur und  

Sicherheitsmanagement im Allgemeinen. Im Gegensatz zu PSCs sind PMCs fast nur für 

„legitimierte“ Regierungen tätig. PMCs „offer practical military help in an acceptable form 

to legitimate governments.“379 „They serve to codes of conduct, their own as demanded by 

the laws of business and profit, and to ones no less strong – the laws of states, and those of 

war.“380 Auch internationale Organisationen und Nicht-Regierungsorganisationen sind Auf-

traggeber solcher Firmen. 

Die Betätigungsfelder sind meines Erachtens allerdings sehr ähnlich, den auch PSCs könnten 

im Zuge ihres Auftrages und aufgrund ihrer Bewaffnung in gewaltsame Auseinandersetzung 

verwickelt werden. Zu ihren Betätigungsfeldern gehören die logistische Unterstützung, 

Command and Control Aufgaben und Ausbildung (Kommunikation, Nachrichtenbeschaf-

fung), Unterstützung humanitärer Aktionen durch Konvoischutz, Minenräumung, Schutz 

von Flüchtlingen. Ebenso fallen auch die Unterstützung und die Durchsetzung von Recht 

und Ordnung (beispielsweise gegen Terroristen, Drogenhändler, oder eben auch Piraten), 

Krisennachsorge durch Entwaffnung, Wahlüberwachung; sowie Training und Ausbildung 

der nationalen Armee des Auftraggebers in ihr Aufgabenfeld.381 

Vorteile des Einsatzes von PMCs und PSCs sind folgende: Zunächst arbeiten sie sehr effi-

zient, effektiv und können innerhalb weniger Tage bereit sein für einen Einsatz. Ein weiterer 

Grund für die stärkere Bedeutung von privater Sicherheitsfirmen ergibt sich aus der Ent-

wicklung, dass  

„western Governments are increasingly reluctant to deploy national forces into 
situations that have little direct relevance to their strategic interests, or where 
risks of involvement are unacceptably high.“382  

Sicherheitsfirmen sind also meist aktiv in „Arenas of limited national interest“, jedoch für 

eine Regierung im Falle eines Einsatzes mit einem geringeren politischen Risiko verbunden. 

Beispielsweise „it is British Government policy [...] to outsource certain tasks that in earlier 

                                                                                                                                       
Zu der Gruppe der Söldnern zählt u.a. die Französische Fremdenlegion (seit 1831), die Schweizer Garde im Vatikan, Gurk-
ha Einheiten in der indischen und britischen Armee (1816 und 1947) und Truppen der britischen Armee die in Common-
wealth-Ländern eingesetzt werden und im mittleren Osten. Aus: Jefferies 2001/2002, S. 2f. 
378 Vgl. ebd., S. 3. 
379 Ebd., S. 3. 
380 Ebd., S. 15. 
381 Vgl. ebd., S. 4. 
382 Ebd., S. 7. 
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days would have been undertaken by the Armed Forces.“383 Die Truppen sind im Gegensatz 

zu regulären Streitkräften motivierter, extrem spezialisiert und gut ausgebildet. Für Regie-

rungen sind sie weiterhin ein gutes Mittel, den Verteidigungshaushalt zu schonen.384 

Die Frage nach den Aktivitäten der Sicherheitsfirmen wirft allerdings auch große Probleme 

auf. Oft wird ihnen vorgeworfen, moderne Söldner zu sein, Selbstjustiz zu verüben und als 

Eskalationsfaktor zur Profitgewinnung zu agieren. Ebenfalls ist es im Falle des Auftragge-

bers oft nur eine dünne Linie zwischen „legitimierter“ Regierung und Rebellenbewegung. So 

könnten Firmen „bolster weak governments with little popular support and perhaps highly 

dubious human rights records.“385 Denn eine formale Staatlichkeit bildet den politischen 

Handlungsspielraum für korrupte Eliten, die sich durch den Zugriff auf die Finanzmittel des 

Landes durch PMCs und PSCs schützen und an der Macht halten können.386 Da Sicherheits-

firmen meistens „by the nature of their tasking [...] largely operate in remote places out of 

the public, and more particularly the media eye“387 ist die Verantwortlichkeit der Firmen 

unzureichend definiert. Letzten Endes kann in manchen Fällen nicht hinreichend geklärt 

werden, ob beispielsweise eine PMC nur die Ausbildung übernimmt oder im Falle einer ge-

waltsamen Auseinandersetzung das Kommando leitet.388 

Die allgemeine „Verunsicherung“ einzelner Regionen führt nun zu einer stärkeren Nachfrage 

nach solchen Sicherheitsunternehmen. Im Falle von Piraterie bzw. Terror auf See, wird diese 

Entwicklung noch zunehmen. Kreuzfahrtschiffe beispielsweise werden aufwendig gesichert, 

meist in Form von bewaffnetem Bordpersonal, dessen Aufgabenbereich vergleichbar ist mit 

einem Sky-Marshall, d.h. in erster Linie unerkannt bleibt. Die Anbieter solcher Dienstleis-

tungen sind jedoch zu PMCs und PSCs zugehörig. 

Im Falle der Handelsschifffahrt engagieren Reedereien und Frachteigentümer hauptsächlich 

für die Sicherung der Schiffe in den Häfen private Sicherheitsunternehmen.389 Jedoch besteht 

hier auch das Problem, dass diese Sicherheitsfirmen in Folge durch Bestechung im Falle 

eines Übergriffes gerade nicht zur Stelle sind. Nichtsdestotrotz wird sich bei weiter anstei-

genden Zahlen der Überfälle die private Sicherung der Handelsschifffahrt weiter entwickeln. 

Denn wie in der Analyse festgestellt wurde, behandeln die betroffenen Staaten das Problem 

                                            
383 The Stationery Office (UK): Private Military Companies: Options for Regulation. London 2002, S. 4. 
384 Vgl. Adams, Thomas K.: The new mercenaries and the privatization of conflict. In: Parameters, Nr. 2, 1999,  
S. 103-117 (110).  
Beispielsweise hat die Engagierung der Firma „Executive Outcome“ in Sierra Leone 35 Millionen US-Dollar gekostet, 
während der Einsatz von UN-Beobachter auf 47 Millionen US-Dollar veranschlagt war und die Kosten von UNAMSIL 
(United Nations Mission in Sierra Leone) nun bei 520 Millionen US-Dollar liegen. Vgl. Jefferies 2001/2002, S. 8. 
385 Jefferies 2001/2002, S. 5. 
386 Vgl. Lock 2001, S. 2003. Hier kann ein Interessenskonflikt der PMCs entstehen, da den PMCs beispielsweise Anteile an 
Minen versprochen werden. Die Ausbeutung ist dann nur durch die Logistiksicherung der PMCs möglich. 
387 Ebd., S. 5. 
388 Dies ist z.B. im Falle der PMC MIPRI im Kosovo im Jahre 1998 nicht klar gewesen. 
389 Interview mit Detlef Meenke vom Verband Deutscher Reeder vom 17. Januar 2003, Hamburg. 
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der Piraterie als eine „arena of limited national interest“, und in diesen Räumen werden dann 

private Sicherheitsunternehmen aktiv. Die niederländische Firma „Satellite Protection Ser-

vices“ beispielsweise offeriert Schutz gegen Piratenüberfälle mit gut ausgebildeten Spezial-

einheiten von drei Schwerpunktbasen aus (in der Karibik von Curcao, in Afrika von Ghana 

und in Südostasien vom ehemaligen US-amerikanischen Stützpunkt von Subic Bay auf den 

Philippinen).390 Die Firma „Special Ops Associates“ bietet auf ihrer Webseite direkt einen 

Report über „Worldwide Maritime Piracy“ an, der den Kunden über die Gefahren der heuti-

gen Schifffahrt aufklären soll, und ihnen die Notwendigkeit von „Special Ops Associates“ 

darstellt.391 

Tim Spicer, ehemaliger Geschäftsführer von „Sandline International“, einer klassischen 

PMC, ist bereits sehr engagiert auf dem Feld der Beratung von Reedereien tätig.392 „Sandline 

International“ bietet u.a. „maritime surveillance“ an.393 Er lehnt jedoch den Einsatz von be-

waffneten Sicherheitskräften an Bord ab.  

„Er [Spicer] setzt neben einem intensiven Ausspähen der Drahtzieher hinter den 
Piratenüberfällen auf ein spezifisches Anti-Piraten-Training von Mannschaften 
und Kapitänen. Schulungen und Trainings bieten auch deutsche Sicherheitsunter-
nehmen an [...]. Über 'speziell geschulte Teams', die 'unauffällig an Bord einge-
checkt' werden und in 'Deeskalationsaufgaben [...] geschult' wurden, bis zu 'inter-
nationalen Antipiraterie-Seminaren' und Sensibilisierungs-Training reichen die 
personenbezogenen prophylaktischen Angebote, für die allerdings deutsche Ree-
dereien ihre Seeoffiziere nur vereinzelt anmelden.“394  

Problematisch wird es bei der Regulierung solcher Sicherheitsunternehmen. In der Analyse 

wurde der komplizierte Sachverhalt der Zuständigkeiten v.a. in territorialen Gewässern dar-

gelegt. Wie soll sich das mit der privaten Sicherung von Handelsschiffen im Falle einer ge-

waltsamen Auseinandersetzung, die zweifelsohne durch die Aufgabe der Schiffssicherung 

durch PMCs und PSCs im Falle eines Angriffes eintreten würde, vertragen? Wie lässt sich 

der völkerrechtliche Grundsatz „Freiheit der Meere“ mit einer allgemein bewaffneten Siche-

rung von Handelsschiffen zusammenbringen? Hat dies nicht einen weiteren Verlust des Ge-

waltmonopols der Staaten zur Folge? 

Dieser gefährlichen Entwicklung müssen sich die Staaten stellen. Die britische Regierung 

hat deshalb 2002 ein „Green Paper“ herausgegeben, dass sich mit genau diesen Fragen be-

schäftigt. Es beinhaltet „[to] set guidelines for the industry [to give companies] an indication 

of what was and was not expected of them by government.“395  

                                            
390 Vgl. Roder 2002, S. 15; vgl. ebenfalls http://home.wanadoo.nl/m.bruyneel/archive/modern/saprse.htm. 
391 Vgl. die Webseite der Firma unter http://www.maritimesecurity.com/docs/piracy99v.pdf. 
392 Siehe Beitrag Spicer, Tim: The involvement of international/transnational organised crime in maritime piracy. Society of 
International Law Singapore (SILS), 1999 (unter http://www.sils.org/seminar/1999-piracy-10.htm). 
393 Vgl. dazu die Webseite der Firma unter http://www.sandline.com/company/index.html. 
394 Roder 2002, S. 16. 
395 Jefferies 2001/2002, S. 16. 
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Eines zeigt die Entwicklung solcher Unternehmen aber sicher auf:  

„On the one hand, there is widespread belief that the mercenary phenomenon is a 
potentially dangerous and destabilizing development, but it is also an accommo-
dation to the reality that states are no longer willing (or in some case able) to 
meet the financial and political cost of maintaining their monopoly on the use of 
deadly force.“396  

Die Staaten müssen sich darüber im Klaren sein, dass nur sie in ihrer Funktion als Inhaber 

des Gewaltmonopols gegen eine solche Entwicklung vorgehen können, indem sie wieder 

mehr Priorität auf nationale und internationale Sicherheit legen.  

Einen Vorteil aber könnte die Sicherung der Seeschifffahrt (und natürlich auch der Siche-

rung anderen Konfliktbereiche) durch Privatakteure haben. Denn vielleicht werden dann die 

Staaten aktiv, wenn sie den fortschreitenden Verlust ihres Gewaltmonopols befürchten müs-

sen.397 

„If the great powers, collectively or individually, are not willing to take up the 
role of global police in unlikely and unrewarding places, it is equally certain that 
others will fill that vacuum for good or for ill.“398 

 

                                            
396 Adams 1999, S. 111. 
397 So geschehen im Falle eines Einsatzes von Sandline in Papa Neu-Guinea, nachdem Australien trotz enger Bindung an 
das Land sich nicht dazu veranlasst sah, die Regierung Papa Neu-Guineas gegen interne Rebellenbewegungen zu unterstüt-
zen. Nach der Engagierung der PMC Sandline wurde Australien dann doch aktiv. Vgl. Jefferies 2001/2002, S. 8f. 
398 Adams 1999, S. 115. 
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VII. Schlussbetrachtung 

„Die Menschen wollen sichere Straßen, sichere Autos und strenge Bauvorschrif-
ten – alles um die Risiken für Leib und Leben auf ein Minimum zu reduzieren. 
Doch beim allgemeinen Streben nach Sicherheit hat man offensichtlich den See-
mann vergessen.“399  

Abgesehen von den Gefahren für den einzelnen Matrosen, die die gewalttätigen Überfälle 

auf See beinhalten, wurden in der Untersuchung auch die globalen Sicherheitsrisiken be-

leuchtet.  

So stellt Piraterie in erster Linie eine Gefahr für den wirtschaftlichen Handel dar. Beispiels-

weise sollte sich auch Deutschland von dem Problem betroffen fühlen.  

„Was dem oberflächlichen Blick als exotisches Engagement erscheinen mag, ist 
der Rolle Deutschlands als maritime Mittelmacht völlig angemessen. Als führen-
des Export- und Importland wie auch als Anliegerstaat von Nord- und Ostsee mit 
einer Küstenlänge von knapp 1.000 Kilometern, einer starken Handelsflotte, [...], 
und leistungsfähigen Häfen ist Deutschland auf See ein Global Player. Es hat da-
her ein vitales Interesse an freien und gesicherten Seeverbindungen. [...] Derzeit 
werden rund 1.900 Seeschiffe mit etwa 20 Millionen Bruttotonnen von deutschen 
Reedereien auf nationalen und internationalen Märkten eingesetzt. In den letzten 
fünf Jahren hat sich das Volumen der deutschen Flotte, gemessen an der Tragfä-
higkeit, um etwa 80 Prozent erhöht [...] Dahinter steckt ein großer Investitions-
aufwand in der Größenordnung von 4,1 bis 4,6 Milliarden Euro pro Jahr.“400 

Ebenfalls werden ca. 35% des europäischen Warenverkehrs per Schiff transportiert. So kann 

man sagen, dass das regionale Problem der Piraterie in Südostasien (und weltweit) die bishe-

rige risikolose Energie-, Rohstoff- und Warenversorgung Deutschlands und Europas beein-

trächtigen könnte. Die Handelsschifffahrt und Flotte eines jeden Staates muss die Sicherheit 

der Versorgung des eigenen Landes gewährleisten können. Ebenfalls steht Deutschland an 

siebter Stelle der führenden Handelsflotten (nach Nationalität des Schiffseigners, siehe  

Tabelle im Anhang auf S. XXVI) und sollte somit ein großes wirtschaftliches Interesse an 

gesicherten Seewegen haben. Auch finanzieren deutsche Banken rund zwei Drittel des welt-

weiten Schiffmarktes.401  

Es lässt sich feststellen, dass das regionale Problem der Piraterie aufgrund des Meeres als 

das Arbeitsumfeldes von Piraten ein globales Risiko darstellt. Gerade  

„für die Europäer, die in der Asien-Krise bisher primär durch Impotenz und Ab-
senz aufgefallen sind, sollte das Faktum, dass rund ein Drittel der gesamten 
Schiffstonnage der Welt jährlich die indonesischen Gewässer passiert, Grund 
sein, sich mit dem Geschehen in Südostasien etwas näher zu befassen.“402  

Der wirtschaftliche Leidensdruck der westlichen Handelsstaaten und Reedereien scheint 

jedoch noch nicht groß genug zu sein, um verstärkt Druck für eine Lösung des Problems 

                                            
399 Stewart 2002, S. 9. 
400 Reschke, Jörk-Eckart: Schwimmende Wacht am Horn von Afrika. In: Rheinischer Merkur, Nr. 47, 21.11.2002, S. 1f. 
(unter http://www.merkur.de/aktuell/do02/nato_024706.html). 
401 Glüsing 2001, S. 74. 
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auszuüben. „Einige große Ölkonzerne tun mehr für den Schutz ihrer Autobahntankstellen als 

für die Bewachung ihrer Schiffe und Seeleute“, klagt die Internationale Transportarbeiter-

gewerkschaft.“403 

Das Volumen der Handelsschifffahrt hat sich in den letzten Jahren um ein vielfaches gestei-

gert, und wo früher die USA Patrouille mit ihren Kriegsschiffen und U-Booten fuhren, wa-

ren auch automatisch die Marineeinheiten des Warschauer Paktes präsent. Die Blockbildung 

und die damit einhergehende „Balance of power“ sorgte so für eine „automatisierte“ Siche-

rung der Seewege, von denen die meisten Küstenstaaten der jeweiligen Region (und v.a. in 

Südostasien) stillschweigend profitierten. Welche Konsequenzen nun der Wegfall dieser 

maritimen Präsenz der beiden Supermächte für einige Regionen dieser Erde auf der See hat, 

wird anhand der Piraterie deutlich. Das hinterlassene Sicherheitsvakuum wurde bis jetzt von 

den Küstenstaaten nicht hinreichend gefüllt. Dies verschafft der Piraterie die besten Aus-

gangslagen, um maritime Gewalt durchzuführen, begünstigt durch die geographischen Ge-

gebenheiten.  

Eine weitere Brisanz erhält die Piraterie neben den wirtschaftlichen Schäden und Gefahren 

dadurch, dass sie aufzeigt, wie unsicher und unkontrolliert die Seewege durch die weitge-

hende fehlende Überwachung und die komplizierten Rechtsgrundlagen auf dem Meer sind. 

Da der „Pirat“ oft eine Mischform der verschiedenen privaten Gewaltakteure darstellt, kann 

zwischen den unterschiedlichen Motivationen der einzelnen Gewaltakteure kaum noch un-

terschieden werden.  

„Das Beispiel der Abu Sayyaf, die heute nicht mehr als eine lokal verankerte 
kriminelle Gang darstellen, zeigt, wie schwierig die Unterscheidung zwischen 
Banditen, Separatisten und internationalen Terroristen in Südostasien ist. Alle 
drei Gruppierungen sind für die Regierungen vor Ort ein Problem; [...].“404  

All diese Gruppen können aus unterschiedlichen Beweggründen die Seewege in Südostasien 

für ihre Zwecke „missbrauchen“, sei es, um Geld für den privaten Gebrauch zu erwirtschaf-

ten oder aber zur Finanzierung terroristischer oder rebellischer Aktivitäten.  

„The final category to consider is radical Islamist paramilitary groups that blur 
the edges between criminal gangs and militias. This type includes Abu Sayyaf in 
the Philippines and Laskar Jihad in Indonesia, which represents a particular kind 
of Southeast Asian outfit that mixes politics with criminal activities such as extor-
tion and racketeering.“405 

Im Gegensatz zu den Seewegen ist der internationale Flugverkehr solchen Gefahren der ge-

walttätigen Übernahme weit weniger ausgesetzt, weil dort einheitliche internationale Sicher-

heitsvorkehrungen gelten. „If you had civilian aircraft being threatened or bazookas fired at 

                                                                                                                                       
402 Schoettli 1998, S. 13. 
403 Besseren Schutz gegen Piraterie. In: Soldat und Technik, Nr. 2, 2003, S. 56. 
404 Wagener, Martin: Ein Krieg ohne Fronten und Uniformen. In: Das Parlament, Nr. 44, 4.11.2002, S. 9. 
405 Gershman, John: Is South East Asia the Second Front? In: Foreign Affairs, Nr. 4, 2002, S. 60-74 (67). 
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train drivers there would be a public outcry. Because its shipping, its out-of-sight, out-of-

mind and nothing is done.“406 Ausschlaggebend ist hier der politische Wille, etwas gegen die 

Piratengefahr zu unternehmen. Bis jetzt lässt sich jedoch feststellen, dass die Formulierung 

eines solchen erst in der Anfangsphase steckt.  

„In addition to complaisance on the part of the merchant shipping industry, many 
countries have displayed a lack of political will to bring an end to piracy, simply 
because it has not posed a significant enough challenge to their strategic well-
being.“407  

Die betroffenen südostasiatischen Staaten verkennen jedoch, dass sich bei einer fehlenden 

Eindämmung des Problems die Folgen in erster Linie wirtschaftlich zeigen werden, wenn 

beispielsweise manche Häfen einfach nicht mehr angelaufen werden. Wahrscheinlich muss 

es erst zum ökologischen Supergau oder zu einem terroristischen Anschlag mit Hilfe eines 

vollbeladenen Flüssiggastankers kommen, bevor entweder die südostasiatischen Staaten 

selbständig etwas unternehmen oder Europa und die USA als wichtige Handelspartner mit 

vitalen Interessen in der Region und an einer Sicherung der SLOCs genügend Druck aus-

üben werden.  

Vor allem die USA werden voraussichtlich die treibende Kraft in einer Sicherung der 

SLOCs und somit auch in einer intensiveren Bekämpfung der Piraterie in Südostasien wer-

den.  

„Die USA haben dort wenigstens drei Interessen: Erstens die Verhinderung einer 
gewaltsamen Auseinandersetzung, die eine Sogwirkung entwickelt, in die dann 
auch amerikanische Marineeinheiten gezogen werden könnten. Zweitens die Auf-
rechterhaltung offener 'Sea Lanes of Communication (SLOCs)'. Und drittens die 
Gewährleistung einer gewissen Schutzfunktion für im Südchinesischen Meer o-
perierende amerikanische Ölkonzerne.“408  

Zusätzlich wurde Südostasien zur „second front“ in der Terrorismusbekämpfung erklärt. Die 

Rolle der USA konnten nicht ausführlicher dargestellt werden, da dies den Umfang der Un-

tersuchung gesprengt hätte. 

Die betroffenen Staaten in Südostasien haben sich bis jetzt noch nicht dazu entschließen 

können, gemeinsam konkrete effektive Maßnahmen zur Bekämpfung von Piraterie zu entwi-

ckeln. Zwar gibt es einige Abkommen über gemeinsame Patrouillen oder den Austausch von 

Informationen, jedoch lässt sich anhand der weiteren Zunahme von Überfälle erkennen, dass 

diese wohl eher als „formale“ Willensabsicht zu beurteilen sind, als eine effektive Maßnah-

me. Ebenfalls verhindern weiterhin Probleme im operativen und technologischen Bereich 

eine schnelle und erfolgreiche Verfolgung der Piraten. Und selbst wenn diese verhaftet wor-

den sind, gibt es wiederum Probleme bei der rechtlichen Verurteilung. 

                                            
406 Chalk 2000, S. 50. 
407 Wood, I.D.H.: Piracy is deadlier than ever. In: Proceedings, January 2000, S. 60-63 (62). 
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Im Wege stehen dabei die unterschiedlichen Bedrohungsperzeptionen, die Verwicklung ei-

niger offiziellen Stellen in die Piraterie, die weit verbreitete Korruption und das gegenseitige 

Misstrauen. Aufgrund der relativ kurzen Zeit der Unabhängigkeit der meisten Staaten in der 

Region werden die Hilfen und Ratschläge vonseiten des Westens auch meist als Einmi-

schung in die eigenen Angelegenheiten betrachtet. Denn idealerweise läge die Bekämpfung 

der Piraterie in den Händen einer multinationalen Einsatzgruppe, die über Befugnisse ver-

fügt, um bei Bedarf in Hoheitsgewässer einzudringen, Verdächtige festzunehmen und sie 

Gerichten zuzuführen, die die Schuldigen überführen und verurteilen würden. In der Realität 

scheint aber der notwendige politische Wille zur Verwirklichung dieses Konzeptes unwahr-

scheinlich.409 Die westlich geprägte Sichtweise der Vereinten Nationen, u.a. begründet mit 

der Vormachtstellung der westlichen Länder im Sicherheitsrat, trägt nicht genügend der asia-

tischen Mentalität Rechnung. Denn supranationale Abkommen werden als „aufgezwungene 

Lösungen“ durch westliche Nationen und ihrer Institutionen, beispielsweise dem Seege-

richtshof der Vereinten Nationen in Hamburg, empfunden.410 Die Staaten Südostasiens emp-

finden eine  

„Konditionierung von Hilfe als Fremdbestimmung ihrer Nation und befürchten 
auf der anderen Seite neue koloniale Demütigungen, vielleicht sogar in Form von 
militärischer oder zumindest politischer Intervention.“411  

Wenn aber schon die Widerstände gegen eine Einbindung der Vereinten Nationen nicht zu 

widerlegen sind, sollte das Problem der Piraterie wenigstens zur Chefsache der ASEAN (und 

somit auch des ARFs) gemacht werden.412  

So sind die Küstenstaaten in Südostasien daran interessiert, in ihrer maritimen Präsenz durch 

den Ausbau ihrer militärische Fähigkeiten voranzuschreiten, jedoch werden sie dabei noch 

lange Zeit durch finanzielle Engpässe gebremst sein. Sie sollten aber nicht vergessen, dass 

die Gefahr nicht nur auf militärischen Wege gebannt werden muss, denn „if Southeast Asia 

poses a security threat, it is not a military one.“413 So könnte ein einseitig „hartes militäri-

sches oder polizeiliches Vorgehen Autonomiebestrebungen und bestehende soziale, ethni-

sche und religiöse Spannungen anheizen.“414 Daher sollten sich die betroffenen Küstenstaa-

ten ebenfalls auf diese Ursachen des Problems konzentrieren. Denn alle privaten Gewaltak-

teure, zu denen die Piraterie zuzuzählen ist, entstehen aus den gleichen Grundlagen: „prob-

lems in the local economy, the weakness of states in the region, and the fragility of democ-

                                                                                                                                       
408 Wagener, Martin: Plädoyer für einen neuen „strategischen Konsens“ zwischen China und den USA. In: Österreichische 
Militärzeitschrift, Nr. 6, 1998, S. 649-664 (658). 
409 Vgl. Ellen 1997, S. 243. 
410 Vgl. Herrmann 2000, S. 4. 
411 Ebd., S. 11. 
412 Pohl 2001, S. 862. 
413 Gershman 2001, S. 70. 
414 Ebd., S. 863. 
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ratic institutions and regional intergovernmental organizations.“415 Die Verbindung von Ar-

mutskriminalität und schwachen Staaten gilt für die am meisten betroffenen Länder und Re-

gionen, sei es die Straße von Malakka, West- und Ostafrika, die Karibik oder Südamerika. 

Die Hauptprobleme liegen in der wirtschaftlichen Situation in den Regionen und in der da-

mit einhergehenden Mittelknappheit der Bevölkerung. Hier könnte Japan mit Wirtschaftshil-

fen unterstützend einwirken.416 Zusätzlich zu diesen wirtschaftlichen Problemen kommt al-

lerdings auch noch die gerade in Südostasien extrem heterogene Zusammensetzung der Re-

gion zum Tragen.  

So müssen auch auf dem Weg der nicht-militärischen Bekämpfung des Problems Möglich-

keiten erarbeitet werden. Auf der nationalen rechtlichen Ebene könnte beispielsweise die 

Transformierung der „Modelgesetze“ des CMI den Tatbestand der Piraterie erst mal erfas-

sen. Auf internationaler rechtlicher Ebene könnte die bisherige Definition der IMO beibehal-

ten werden, jedoch sollten die Staaten die bei ihnen geltenden Gesetze erweitern oder das 

SUA-Abkommen unterzeichnen, damit unklare juristische Zuständigkeiten abgeschafft wer-

den. Ebenfalls könnte eine Meldepflicht von Betroffenen (sei es Kapitän, Eigentümer oder 

Versicherung) eingeführt werden, die dann von der Hafenbehörde an die zentrale nationale 

Behörde und dann an die IMO, das IMB oder Interpol weitergeleitet würde.417 

Eine verbesserte Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen den Behörden wäre eine 

weitere Maßnahme auf nationaler sowie regionaler Ebene. Weiterhin müssten die Überfälle 

zügiger untersucht werden, damit die Chance auf eine Ergreifung der Täter steigt, und die 

entstehenden Kosten für die Reederei sinken. Im Falle einer Ergreifung der Piraten müsste 

eine weitestgehend einheitliche Rechtsprechung die Täter verurteilen, was den Nebeneffekt 

hätte, dass sich andere nicht mehr sicher sein können, im Falle einer Ergreifung auf Nicht-

Bestrafung hoffen zu können.  

„Die Piraten selbst, ihre Motive, ihre Herkunft, ihre Mittel, ihr Aktionsraum und 
ihre Erfolgsaussichten haben sich stark gewandelt und stellen schon lange kein 
einheitliches soziales Phänomen mehr dar, das einfach zu analysieren und eindeu-
tig zu interpretieren und zu bewerten wäre.“418  

So sind es nicht mehr nur allein wirtschaftliche Motive, die Menschen dazu bringen, auf dem 

Meer Verbrechen zu begehen. Der Terrorismus auf See stellt ebenfalls für die internationale 

Gemeinschaft ein Problem dar. Hier zeigen sich zwei Grundprobleme der Diskussion über 

die Definition von Piraterie: eine realtitätsnahe Definition von Piraterie und der Mangel an 

Informationen über die von „Piraten“ begangenen Verbrechen.419 Deswegen ist die Arbeit 
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des IMB in erster Linie als „Datensammler“ von großer Wichtigkeit, will man die verschie-

denen Erscheinungsarten und Motivation von Piraten genauer beurteilen.  

Blickt man zurück in die Geschichte der Piraterie, so stellt man fest, „dass Seeräuberei nur 

dann in signifikanten Maße ausgeübt wurde, wenn sie den nationalen Interessen oder denen 

der Herrschenden diente, oder wenn Behörden korrupt waren.“420 Ebenso zeigt die Historie 

aber, dass „piracy only truly ended when nations put aside their differences long enough to 

fight it together.“421 So sollten sich die Staaten Südostasiens und auch die internationale 

Gemeinschaft als Ganzes dem Problem stellen und eine einheitliche Bekämpfungsstrategie 

entwerfen und umsetzen.  

Denn: „Die Geschichte der Piraterie ist unlösbar verflochten mit der Handels-, 
Kriegs-, Sozial- und Rechtsgeschichte und sie erlebt im Zeitalter der Globalisie-
rung von Handel, Finanzen und Informationen völlig neue Formen und Dimensi-
onen.“422  

Alle Staaten können direkt oder indirekt von dem Problem der wirtschaftlich oder politisch 

motivierten Piraterie betroffen sein. Nur:  

„Bei 90.000 Schiffsbewegungen ist das Risiko, Opfer zu werden, statistisch gese-
hen gering. Wer aber fühlt sich betroffen, wenn ein Schiff wie die 'Martha', ein in 
Zypern registrierter Frachter auf dem Weg von Spanien nach Korea, dessen La-
dung einer japanischen Firma gehört und das in London versichert ist, mit einer 
Besatzung aus Deutschen, Holländern und Filipinos, 40 Seemeilen vor Thailand 
überfallen wird.“423  

Unter Beachtung der Internationalität der Schifffahrt kann nur gemeinsam agiert werden, 

eine einseitige Belastung von Staaten, beispielsweise den USA aufgrund ihrer nach wie vor 

größten Marine der Welt, kann keine Lösung sein. Vielleicht kann ja durch die Bekämpfung 

des internationalen Terrorismus auch eine Lösung des Piraterieproblems entwickelt werden. 

Im Zuge des Kampfes gegen den Terrorismus entdecken die Staaten, in erster Linie die 

USA, wieder das Seerecht und erkennen die Instabilität der maritimen Ordnung.  

„Völlig zu Recht ist die Rede vom Krieg gegen Terrorismus, aber wir führen 
schon sehr lange einen Krieg gegen Mord, Gewalt und Diebstahl und finden da-
bei keine ausreichende Unterstützung. Jetzt ist es an der Zeit, an dem wir im 
Kampf gegen den Terrorismus und im Kampf gegen Verbrechen auf See die 
Kräfte bündeln müssen.“424 

Die diese Untersuchung einleitende Passage aus Goethes „Faust“ ist in Anlehnung an die 

langjährigen Kaperkriegen zwischen England und Spanien geschrieben worden, hat aber 

dennoch an Aktualität nichts eingebüßt. Also sollte sich die Weltgemeinschaft der damaligen 

Konsequenzen und Bekämpfungsstrategien entsinnen und der Problematik der Piraterie und 
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der damit verbundenen Unsicherheit auf dem Meer in ihrer heutigen Erscheinungsform den 

Kampf ansagen. 
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VIII. Abkürzungsverzeichnis 

 

ARF ASEAN Regional Forum 

ASEAN Association of South East Asian Nations 

CCS Commercial Crime Service 

CMI Comite Maritime International 

CSBM Confidence Security Building Measures 

EEZ Exklusive Wirtschaftszone 

GAM Gerakan Aceh Merdeka 

GAP Grey Area Phenomena 

ICC International Chamber of Commerce 

IMB International Maritime Bureau 

IMO International Maritime Organisation 

ISPS International Ship and Port Facility 

LLAR Low-Level Armed Robbery 

LTTE Liberation Tigers of Tamil Eelam 

MCHJ Major criminal hijack 

MLAAR Medium-Level Armed Assault and Robbery 

MOP Maritime Operation Planning (Team) 

MSC Maritime Security Council 

PLA People's Liberation Army 

PMC Private Military Company 

PSC Private Security Company 

SLOC Sea Lanes of Communication 

SRÜ Seerechtsübereinkommen 

SUA Suppression against unlawful acts 

WPNS Western Pacific Naval Symposium 
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Ausgewählte Überfälle 

„Baltimar Zephyr“ 

Die „Baltimar Zephyr“ wurde 150 Meilen nördlich von Jakarta in der Java-See am  

11. Dezember 1992 von indonesischen Piraten angegriffen. Der Kapitän und der erste Of-

fizier wurden ermordet. Nachdem der Überfall und die Morde an die Reederei gemeldet 

worden waren, beorderte die Reederei das Schiff nach Singapur. Jedoch wurde die „Balti-

mar Zephyr“ von einem indonesischen Patrouillenboot gestoppt und in einen indonesi-

schen Hafen geführt. Dort musste die Besatzung den indonesischen Ermittlern schriftlich 

bestätigen, dass kein Angriff durch indonesischen Piraten stattgefunden habe, und die 

Morde durch eine Meuterei der Besatzung verübt worden seien. 

Erst am 23. Dezember konnte die „Baltimar Zephyr“ Singapur anlaufen. Scottland Yard 

kam bei den weiteren Ermittlungen zu dem Schluss, dass die Ermordung des Kapitän und 

des ersten Offiziers nicht durch die Besatzung, sondern durch Piraten in räuberischer Ab-

sicht erfolgt war. Die indonesischen Ermittlern relativierten nach der Konfrontation mit 

den britischen Ergebnissen ihr Urteil und meinten, sie hätten eine Meuterei nur vermutet. 

„Anna Sierra“ 

Am 13. September 1995 wurde das unter zypriotischer Flagge fahrende Frachtschiff „Anna 

Sierra“ im Golf von Thailand, 70 Meilen südöstlich von Bangkok von ca. 25-30 Piraten, 

welche mit Maschinengewehren bewaffnet waren und Masken trugen, überfallen. Das 

Schiff befand sich auf einer Fahrt von Ko Si Chang, Thailand, nach Manila auf den Philip-

pinen und war mit 12.000t Zucker in Säcken im Wert von 4 Millionen US-Dollar beladen. 

Der Kapitän und 22 Besatzungsmitglieder wurden zu zweit mit Handschellen gefesselt und 

für zwei Tage im Maschinenraum eingeschlossen, bevor sie in kleinen Beibooten ausge-

setzt wurden. Am 16. September wurde die Mannschaft von einem vietnamesischen Fi-

scherboot gerettet. Vor Verlassen des Schiffes hatte die Besatzung bemerkt, dass die Pira-

ten den Namen des Schiffes übermalt und die Ladeluken und sonstige leicht zugängliche 

Bereiche des Schiffes neu gestrichen hatten. Die Piraten fuhren das Schiff bis in den süd-

chinesischen Hafen von Beihai, wo es am 20. September unter der vermuteten Bezeich-

nung „Artic Sea“ und unter honduranischer Flagge fahrend einlief. Zwar wurde das Schiff 

als die „Anna Sierra“ identifiziert, sollte jedoch nur gegen 400.000 US-Dollar, zur De-

ckung der „entstandenen“ Kosten, an die Besitzer zurückgegeben werden. Da sich die Be-

sitzer auf diesen Handel mit den chinesischen Behörden nicht einließen, liegt die „Anna 



Sierra“ (ohne die mittlerweile gestohlenen Fracht) noch heute dort. Die Piraten wurden oh-

ne eine Verurteilung freigelassen.  

„Petro Ranger“ 

Am 19. April 1998 wurde der mit Öl und Kerosin beladene malaysische Tanker „Petro 

Ranger“ als vermisst gemeldet. Das mit 21 Mann besetzte Schiff befand sich auf der Fahrt 

von Singapur nach Ho-Chi-Min Stadt, wo es am 18. April eintreffen sollte. Das letzte Te-

lex datierte vom 17. April, mit dem der Tanker seine Mittagsposition meldete. Das „Piracy 

Reporting Center“ sandte eine Warnmeldung aus und die Behörden Malaysias, der Philip-

pinen, Singapurs und Australiens beteiligten sich aktiv an der Suche. Am 1. Mai konnte 

das Schiff schließlich in Haikou, China, festgestellt werden, wo es seine Ladung einem 

weiteren Tanker übergeben hatte. An Bord befanden sich zwölf Personen, die aber nicht 

der ursprünglichen Besatzung angehörten. Sie wurden von der chinesischen Polizei in Ge-

wahrsam genommen. Der Name des Schiffes war in "Wilby" geändert und der Schornstein 

umgemalt, um eine Identifizierung zu erschweren. Nachdem die chinesischen Behörden ih-

re Ermittlungen abgeschlossen hatten, konnte das Schiff am 28. Mai Haikou wieder verlas-

sen. Die Ladung blieb zunächst beschlagnahmt mit der Begründung, dass der Versuch des 

Schmuggels unternommen worden war. Sie wurde später den Eigentümern zurückgegeben. 

Die malaysische Polizei hat die Reederei und das IMB informiert, dass sie bei den chinesi-

schen Behörden die Auslieferung der Täter verlangt hat, um sie in Malaysia vor Gericht zu 

stellen. Dies ist das erste Mal, dass ein Flaggenstaat die Auslieferung von Piraten verlangt 

hat.  

„Tenyu“ 

Der unter Panama-Flagge fahrende Frachter „Tenyu“ hatte etwa 3.600 Tonnen Alumini-

umbarren im Wert von 1.9 Millionen US-Dollar an Bord, als er am 27. September 1998 auf 

dem Weg von Sumatra nach Südkorea mit 14 Besatzungsmitgliedern an Bord verschwand. 

Am 21. Dezember 1998 entdeckten chinesische Zöllner im Hafen von Zhangjiagang ein 

verdächtiges Schiff namens „Sanei-1“. Die Maschinennummer bewies, dass es sich um die 

verschwundene „Tenyu“ handelte. Statt Aluminium hatte sie nun Palmöl geladen. Auch 

die Besatzung war neu. Die vorherige Crew (13 Chinesen, 2 Koreaner) hatten die Piraten 

ermordet. Das Schiff wurde den Eigentümern ausgehändigt. Über den Verbleib der Besat-



zung wurde nichts bekannt, ebenfalls nichts über eine Festnahme oder Verurteilung der Pi-

raten. 

„Cheung Son“ 

Der unter der Flagge Panamas fahrende Bulk Carrier „Cheung Son“ wurde am 16. Novem-

ber 1998 im Südchinesisches Meer von Piraten gekapert. Das IMB gab am 26. November 

eine Meldung betreffend den von Shanghai nach Port Kelang, Malaysia, mit einer Fracht 

Schlacke fahrenden Frachter heraus. Obwohl die Meldung des IMB nicht angab, ob sie da-

von ausgehen, dass das Schiff entführt wurde, werden solche Meldungen üblicherweise nur 

dann herausgegeben, wenn ein Verbrechen vermutet wird. Das Public Security Bureau von 

China gab am 13. Januar 1999 bekannt, dass es Mitglieder einer Piratenbande wegen Ent-

führung der „Cheung Son“ und Mord an den 23 chinesischen Besatzungsmitgliedern ver-

haftet hat. Einige Tage zuvor hatten chinesische Behörden drei von sechs Leichen als Be-

satzungsmitglieder identifiziert, die sich in Fischernetzen vor Shanton, China, verfangen 

hatten. Die Leichen waren gefesselt, geknebelt und mit Gewichten versehen. Die festge-

nommenen Männer haben angeblich zugegeben, das Schiff für je 11.000 US-Dollar geka-

pert zu haben. Als Beweismittel konnte ein Videoband der Ermordung der Besatzung an-

geführt werden. 

„Siam Xanxai“ 

Der unter thailändischer Flagge fahrende Frachter „Siam Xanxai“ wurde am 8. Juni 1999 

gegen Mitternacht vor der malaysischen Insel Tioman durch 12 bewaffnete Piraten ange-

griffen und gekapert. Der Tanker war auf dem Weg von Singapur nach Songkhia, Thai-

land, mit einer Fracht von 2.060t Öl. 15 Mitglieder der 16-köpfigen Besatzung wurden für 

zwei Tage in den Kabinen eingeschlossen, bevor sie in einem defekten Motorboot ausge-

setzt wurden. Ein thailändischer Maschinist musste an Bord bleiben, angeblich da er die 

Ventile des Schiffes bedienen konnte. Die Mannschaft in dem defekten Motorboot trieb 14 

Stunden auf offenem Meer, bevor sie von einem vorbeifahrenden Schiff entdeckt wurden. 

Laut eines Berichtes vom 28. Juli wurde die „Siam Xanxai“ lokalisiert. Das Schiff, wel-

ches nun unter dem Namen „Ano Mez“ fuhr, wurde am 18. Juli. in der Provinz Guangdong 

(Südchina) wegen Schmuggels festgesetzt und befindet sich mittlerweile wieder im Besitz 

des Eigners.  



„Alondra Rainbow“ 

Der unter panamesischer Flagge fahrende 7.762t Frachter „Alondra Rainbow“ wurde am 

22. Oktober 1999 von Schnellbooten aus von zehn mit Pistolen, Messern und Schwertern 

bewaffneten Piraten in der Gegend von Kuala Tanjong, Indonesien, geentert und entführt. 

Das Schiff befand sich mit einer Fracht von 7.000t Aluminiumbarren auf dem Weg von 

Kuala Tanjong, nach Miike, Japan,. Die 15 philippinischen Besatzungsmitglieder und zwei 

japanische Offiziere wurden am 29. Oktober in Rettungsbooten ausgesetzt und durch thai-

ländische Fischer am 8. November 1999 vor Phuket, Thailand, gerettet.  

Die Suche nach dem verschwundenen Frachter wurde maßgeblich vom „Piracy Reporting 

Center“ des IMBs in Kuala Lumpur koordiniert. Es hatte eine Suchmeldung rausgeschickt, 

worauf sich ein Schiff meldete, ein unter der Flagge Belize fahrendes Schiff namens  

„Mega Rama“ gesichtet zu haben, dessen Beschreibung allerdings auf die verschwundene 

„Alondra Rainbow“ zutreffen könnte. Durch Nachfrage beim belizischen Schiffsregister 

konnte festgestellt werden, dass kein Schiff mit solch einen Namen existierte war. 

Die indische Küstenwache und Marine spürte das Schiff mit Hilfe von Hubschraubern und 

Patrouillenbooten vor Goa, Indien, am 16. November auf. Die Entführer versuchten das 

Schiff zu versenken, in dem sie es erst in Brand setzten und danach versuchten zu fluten. 

Die indische Marine konnte jedoch alle zehn Piraten festnehmen. 3.000t der Ladung fehl-

ten, wobei vermutet wird, dass diese in Kambodscha oder Thailand gegen Waffen be-

stimmt für LTTE eingetauscht wurden. Das Schiff wurde im Januar 2000 an den Besitzer 

zurückgegeben. 

„MT Global Mars“ 

Am 23. Februar 2000 verschwand die japanische, unter der Flagge Panamas fahrende „MT 

Global Mars“ am nördlichen Eingang der Straße von Malakka. Sie war mit einer Ladung 

von 6.000t Palmöl-Produkten vom malaysischen Hafen Kelang Richtung Indien unterwegs 

gewesen. Die Besatzung bestand aus sieben Südkoreanern und zehn Seeleuten aus Myan-

mar. Die mit Messern und Schusswaffen bewaffneten Piraten fesselten die Besatzung und 

hielten sie 13 Tage lang in Gefangenschaft, bis sie am 7. März in ein Beiboot ausgesetzt 

wurden. Am 9. März wurden sie von einem Fischkutter nahe der thailändischen Küste ge-

rettet. 

Die „MT Global Mars“ wurde nach einer Meldung des IMB unter dem falschen Namen 

„Bualwan“ in den Gewässern vor Hongkong gesichtet. Am 30. Mai wurde das Schiff von 



chinesischen Behörden beschlagnahmt und ebenfalls 20 Personen, die sich auf dem Schiff 

befanden, festgenommen. Es befanden sich noch ca. 2.000t Fracht an Bord. 

Für das Auffinden wurde eine Belohnung von 100.000 US-Dollar ausgesetzt.  
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Locations of Actual and Attempted attacks, 
 South East Asia 

 1991-2001 

   



Piratenüberfälle in Südostasien (SOA) 
(inkl. Südchinesisches Meer) 

Jahr Anzahl SOA Anzahl total  % 

1991 102 107 95 

1992 70 106 66 

1993 85 103 82 

1994 70 90 78 

1995 118 188 63 

1996 141 228 62 

1997 111 247 45 

1998 99 202 49 

1999 167 300 56 

2000 262 469 56 

2001 170  335 51 

2002 102 370 28 

 
Aus: ICC International Maritime Bureau:  
Piracy and Armed Robbery against ships. Annual Report. London,  
January 2002. 
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Weltseehandelsentwicklung 
Jahr Mill. Tonnen Mrd. Tonnenmeilen 
1965 1.638 5.849 
1970 2.481 10.654 
1975 3.047 15.366 
1980 3.606 16.654 
1985 3.293 13.086 
1990 3.977 17.121 
1995 4.687 20.188 
1996 4.859 20.678 
1997 5.092 21.825 
1998 5.073 21.588 
1999 5.169 21.990 
2000 5.434 23.016 
2001 5.435 22.682 

 
Fearnleys, Review 1973 bis 2001 
Aus: Verband Deutscher Reeder 
Unter http://www.reederverband.de/statistik_detail.cfm?id=1695 

 
 
 



 

Types of ships attacked, 1991-2001 
Type 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 
Barge      1 1  3 2 2 
Barge carrier   1    3 1    
Bulk carrier  17 15 18 34 39 38 44 78 113 73 
Coast Guard       2     
Combination  
carrier 

     1      

Container 7 21 13 21 19 27 33 19 45 75 59 
Dredger       1    1 
Ferry      3 6  2 2  
Fishing boats/ 
Trawlers 

 3 5 1 23 29 7 10 3 10 16 

General cargo 8 13 35 24 35 34 47 39 55 80 59 
Heavy lift      1    1  
Lighter     1       
Livestock carrier     2   1 2 1  
Log carrier 1 1 4  1 1 1 1 2 2 1 
Multipurpose   1  6     5 3 
OBO      1 1     
Ore carrier      1      
Passenger    1 4  2 1 1 2  
Refrigerated 2  2 2  4 4 5 6 10 2 
Research Ship          1 1 
RORO 1  1 1 2 1 1  5 6 5 
Speed Boat/Yacht  2 1  2 3 11 2 7 7 12 
Storage Ship   1         
Supply Ship        1 3 5 3 
Tanker  
Chemical/Product 

 3  2 2 16 6 9 18 22 25 

Tanker Crude Oil 34 19 13 11 25 25 37 31 52 91 55 
Tanker LNG    1 1 1 4 3 2   
Tanker LPG   1 4 7 10 7 8 5 12 8 
Tug    1 8 4 3 2 5 4 5 
Vehicle carrier   1 2  2    1  
Warship          3  
Not stated 54 26 9 1 16 24 32 25 6 14 5 
Total for the year 107 106 103 90 188 228 247 202 300 469 335 
 
Aus: ICC International Maritime Bureau:  
Piracy and Armed Robbery against ships. Annual Report. London, January 2002, S. 13. 

 



 

Types of violence to crew, 1991-2001 
Types of 
Violence 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

Crew taken 
hostage 

33 18 6 11 320 193 419 244 402 202 210 

Crew  
threatened 

3 9 1 8 59 56 119 68 21 72 45 

Crew  
assaulted 

2 12 4  2 9 23 58 22 9 16 

Crew  
injured 

4 16 3 10 3 9 31 37 24 99 39 

Crew  
killed 

3   26 26 51 78 3 72 21 

Crew  
missing 

       1 26  

Total for the 
year 

42 58 14 29 410 293 643 485 473 480 331 

 
Aus: ICC International Maritime Bureau:  
Piracy and Armed Robbery against ships. Annual Report. London, January 2002. S. 9. 

 
 



 
Die führenden Flaggenstaaten 

 Flottengröße Anteil an der Welthandelstonnage in %
Flagge Mill. BRZ tdw (BRZ) 
1. Panama 122,4 181,8 21,3 
2. Liberia 51,8 77,0 9,0 
3. Bahamas 33,4 47,7 5,8 
4. Griechenland 28,7 48,4 5,0 
5. Malta 27,1 44,0 4,7 
6. Zypern 22,8 35,4 3,9 
7. Norwegen 22,6 32,3 3,9 
8. Singapur 21,0 32,6 3,7 
9. China 16,6 23,5 2,9 
10. Japan 14,6 17,9 2,5 
11. Hongkong 13,7 22,9 2,4 
12. Marshallinseln 11,7 19,9 2,0 
13. USA 10,9 12,7 1,9 
14. Russland 10,2 7,4 1,8 
15. Italien 9,7 10,3 1,7 
16. St. Vincent 7,1 10,0 1,2 
17. Dänemark 7,1 8,3 1,2 
18. Niederlande 6,9 6,5 1,2 
19. Indien 6,7 10,4 1,2 
20. Südkorea 6,4 9,3 1,1 
21. Deutschland 6,3 7,3 1,1 
22. Isle of Man 6,1 9,5 1,1 
23. Philippinen 6,0 8,6 1,1 
24. Großbritannien 6,0 4,3 1,1 
25. Türkei 5,9 9,3 1,0 
Sonstige 92,9 116,5 16,2 
Welt gesamt 574,6 812,9 100,0 

 
tdw = tons dead weight 
BRZ = Bruttoraumzahl 
 
Nach Lloyd’s Register, World Fleet Statistics 2001 
Stand: 31. Dezember 2001, Schiffe über 100 BRZ 
Aus: Verband Deutscher Reeder 
Unter http://www.reederverband.de/statistik_detail.cfm?id=1695 

 
 
 



Die Region Südostasien 

 



Indonesische Problemprovinzen 

 
Aus: Österreichische Militärzeitschrift 
Unter http://www.bmlv.gv.at/omz/index.shtml 
 
 
 
 
 
 
 

Unruhen überschatten den politischen Neubeginn in Indonesien 

 
Aus: Österreichische Militärzeitschrift 
Unter http://www.bmlv.gv.at/omz/index.shtml 

 



 
ASIA: Military expenditures, % of GDP 

Country Military expenditures - percent of GDP (%) 
China 1.6% (2002); note - this is the officially announced figure, but actual defense 

spending is more likely between 3.5% to 5.0% of GDP for 2002 
India 2.5% (FY01) 
Indonesia 1.3% (FY98/99) 
Japan 1% (FY01) 
Malaysia 2.03% (FY00) 
Philippines 1.5% (FY98) 
Singapore 4.9% (FY01/02) 
Thailand 1.4% (FY00) 
Vietnam 2.5% (FY98) 
Germany (in comparison) 1.38% (2002) 
 
Aus: CIA World Factbook 
Unter http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/fields/2034.html 

 



 
Seestreitkräfte Südostasiens 

   
   
Seestreitkraft China  Seestreitkraft Indonesien 
Soldaten alles inkl. 220.000  Soldaten 40.000 
Zerstörer  22  Fregatten 17 
Fregatten 42  Korvetten 16 
Schnellboote 92  U-Boote 2 
Landungsboote 285  Landungsboote 36 
Amphibienschiffe 59  Schnellboote 12 
U-Boote 29  Kampfhubschrauber 16 
Minenboote 39    
Versorger 159    
Marines 5.000    
Marineflieger 25.000    
Kampfjets 460    
Hubschrauber 54    
     
     
Seestreitkraft Japan  Seestreitkraft Malaysia 
Soldaten 46.000  Soldaten (inkl. Marines) 12.500 
Marineflieger 12.000  Fregatten 4 
Kampfhubschrauber 120  Korvetten 5 
Zerstörer 42  Landungsboote 115 
Fregatten 12  Schnellboote 16 
Schnellboote 3  Patrouilleboote 25 
Landungsboote 13  Helikopter 17 
Amphibienschiffe 9    
U-Boote 16    
Minenboote 31    
     
     
Seestreitkraft Philippinen  Seestreitkraft Singapur 
Soldaten 13.000  Soldaten 4.500 
Marines 7.500  Korvetten ab 2005 (6) 
Küstenwache 3.500  Korvetten 6 
Korvetten 17  Patrouillenboote 59 
Landungsschiffe 7  U-Boote 4 
Patrouillenboote 11  Amphibische Landungsschiffe 5 
 
Aus: Global Defence 
Unter http://www.globaldefence.net/deutsch/asien/asien.htm 

 
 
 
 



 

 
Aus: Österreichische Militärzeitschrift 
Unter http://www.bmlv.gv.at/omz/index.shtml  
 
 
 



 
Militärische Zusammenstöße im  Südchinesisches Meer 

Datum Land Militäraktion 
1976 China-Vietnam China beschlagnahmte die Paracel-Inseln von Vietnam 
1988 China-Vietnam Seegefecht zw. chinesischen und vietnamesischen Kräften beim John-

son Riff bei den Spratly-Inseln. Mehr als 70 vietnamesische Seeleute 
kommen ums Leben. 

1992 China-Vietnam Vietnam beschuldigt China, in vietnamesischen Gewässern im Golf 
von Tonkin nach Öl zu bohren. Außerdem wird China beschuldigt, 
Truppen auf dem Riff von Da Luc an Land gesetzt zu haben. China 
bringt mehr als 20 vietnamesische Frachtschiffe auf, die zwischen Juni 
und September Güter von Hongkong aus transportiert haben. 

1994 China-Vietnam Zwischen China und Vietnam kommt es zu einer Konfrontation auf 
See in international anerkannten vietnamesischen Territorialgewässern 
über die Erkundung von Erdölvorkommen. 

1995 China-Philippinen China besetzt das von den Philippinen beanspruchte Mischief-Riff. 
Philippinische Streitkräfte vertreiben die Chinesen im März und zer-
stören chinesische Grenzmarkierungen. 

1995 Taiwan-Vietnam Die taiwanesische Artillerie beschießt ein vietnamesisches Versor-
gungsschiff. 

1996 China-Philippinen Im Januar kommt es zwischen drei chinesischen Schiffen und einem 
philippinischen Kanonenboot in der Nähe der Campones-Inseln zu 
einem 90-minütigen Gefecht. 

1997 China-Philippinen Die philippinische Marine zwingt im April ein chinesisches Schnell-
boot und zwei Fischerboote dazu, die Scarborough-Sandbank zu ver-
lassen. Philippinische Fischer entfernen chinesische Grenzmarkierun-
gen und hissen die philippinische Flagge. China entsendet drei Krieg-
schiffe, um die von den  Philippinen besetzten Panata- und Kota-Inseln 
zu inspizieren. 

1998 China-Philippinen Im Januar nimmt die philippinische Marine chinesische Fischer bei der 
Scarborough-Sandbank gefangen. 

1998 Philippinen-Vietnam Im Januar beschießen vietnamesische Soldaten ein philippinisches 
Fischerboot in der Nähe des Tennent (Tauben)-Riffs. 

1992-
1997 

China-Vietnam Zwischen beiden Staaten kommt es mehrmals zu Auseinandersetzun-
gen über die Suche nach Ölfeldern sowie über Vertragsabschlüsse mit 
vorwiegend amerikanischen Ölfirmen. 

 
Aus: Wehrschütz, Christian F.: Die Region des Südchinesischen Meeres.  
In: Österreichische Militärzeitschrift, Nr. 6, 1998, S. 706-710 (706) 

 
 



 
Spratly- und Paracel-Inseln: Territoriale Ansprüche 

Land Territorialer Anspruch 
Brunei Beansprucht keine der Inseln, aber einen Bereich des Südchinesischen Meeres als seines 

Kontinentalsockels und als Exklusive Wirtschaftszone (EEZ). 1984 erklärte Brunei eine 
EEZ, die das Louisa-Riff umfasst. 

China Beansprucht alle Inseln und den größten Teil des Südchinesischen Meeres aus histori-
schen Gründen. Diese Ansprüche sind werde durch Koordinaten noch auf andere Weise 
definiert. Chinas Ansprüche basieren auf einer Anzahl historischer Ereignisse einschließ-
lich einer Seeexpedition zu den Spratly-Inseln durch die Han-Dynastie im Jahr 110 nach 
Christus und durch die Ming-Dynastie zwischen 1403 und 1433. China benutzt außerdem 
archäologische Hinweise, um den Anspruch seiner Souveränität zu untermauern. Im Jahr 
1847 veröffentlichte China eine Karte mit neuen punktierten Linien, 9in der es alle Inseln 
innerhalb dieser Linien beanspruchte. Ein Gesetzt von 1992 bekräftigt Chinas Ansprüche 
in dieser Region. 
China hat einige dieser Inseln besetzt. Im Jahre 1976 verstärkte es seine Ansprüche auf die 
Paracel-Inseln, indem es einige dieser Inseln von Vietnam beschlagnahmte. China spricht 
im Bezug auf die Paracel-Inseln von Xisha-Inseln und betrachtet sie als Teil seiner Insel-
provinz Hainan. 

Indonesien Hat keine Ansprüche auf die Spratly-Inseln. Chinesische und taiwanesische Ansprüche im 
Südchinesischen Meer erstrecken sich aber auf die indonesische EEZ und auf das Konti-
nentalschelf einschließlich des indonesischen Natuna-Gasfeldes. 

Malaysia Die Ansprüche basieren auf dem Prinzip des Kontinentalschelfs und haben klar definierte 
Koordinaten. Malaysia hat drei Inseln besetzt, die es als innerhalb seines Kontinental-
schelfs liegend betrachte. Malaysia hat versucht, eine Atoll aufzubauen, indem es auf 
diesem ein Hotel errichtet hat. 

Philippinen Die Ansprüche auf die Spratly-Inseln haben klar definierte Koordinaten. Sie beruhen unter 
anderem auf der Erforschung eines philippinischen Wissenschaftlers vom Jahr 1956. Im 
Jahr 1971 beanspruchten die Philippinen acht Inseln, die sie als Kalayaan bezeichnen; 
argumentiert wird, dass die Inseln nicht zu den Spratly-Inseln gehören, dass sie niemand 
gehörten und Ansprüchen offenstanden. Im Jahr 1972 wurden sie der philippinischen 
Palawan-Provinz zugerechnet. 

Taiwan Taiwan hat praktisch dieselben Ansprüche wie die Volksrepublik China und beruft sich 
auch praktisch auf dieselben Grundlagen. Seine Ansprüche sind ebenfalls nicht klar defi-
niert. 

Vietnam Die vietnamesischen Ansprüche beruhen auf historischen Prinzipien und auf dem Prinzip 
des Kontinentalschelfs. Vietnam beansprucht die gesamten Spratly-Inseln und einen Offs-
hore-Bereich bei der Provinz von Khanh Hoa. Die Ansprüche umfassen auch ein ausge-
dehntes Gebiet des Südchinesischen Meeres, obwohl sie nicht klar definiert sind. Vietnam 
ist dem chinesischen Beispiel gefolgt und benutzt archäologische Funde zur Unterstützung 
seiner Souveränität Ansprüche. ES hat einige Spratly-Inseln besetzt. Zusätzlich bean-
sprucht Vietnam die Paracel-Inseln, obwohl sie im Jahr 1974 von den Chinesen in Besitz 
genommen wurden. 

 
Aus: Wehrschütz, Christian F.: Die Region des Südchinesischen Meeres.  
In: Österreichische Militärzeitschrift, Nr. 6, 1998, S. 706-710 (708) 

 
 
 



 

 
Aus: Wehrschütz, Christian F.: Die Region des Südchinesischen Meeres.  
In: Österreichische Militärzeitschrift, Nr. 6, 1998, S. 706-710 (707)  
Unter http://www.bmlv.gv.at/omz/index.shtml 
 



ASEAN (Association of South East Asian Nations) 

Mitglieder 
Brunei, Indonesien, Malaysia, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam (1995), Laos 
(1997), Myanmar (1997), Kambodscha (1999) 

Strukturen 
•  Gipfel der Staats- und Regierungschefs im 3-Jahres-Turnus (letzter Gipfel 11/2001  

in Brunei).  
•  Seit 1996 jährliche informelle Treffen der Regierungschefs.  
•  Jährliche Außenminister-Konferenz mit alphabetisch rotierendem Vorsitz  

(2001/2002 Brunei) für je ein Jahr  
•  Standing Committee, umfasst Außenminister des Vorsitzlandes, die dort akkreditierten Bot-

schafter der übrigen Staaten sowie die ASEAN-Generaldirektoren aller Staaten, ist für Ta-
gesgeschäft und Kontrolle des ASEAN-Sekretariates zuständig.  

•  Regelmäßige Treffen der Wirtschaftsminister und anderer Fachminister.  
•  In den wichtigsten Drittländern bilden ASEAN-Botschafter Komitees, in denen sie ihre Be-

ziehungen zum Gastland abstimmen (z.B. BAC = Berlin ASEAN Committee).  
•  Generalsekretariat in Jakarta. Generalsekretär seit Beginn 1998 Rodolfo Severino (PHI). 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Die Freihandelszone AFTA sollte ursprünglich bis 2008 verwirklicht werden. Auf dem 
Bangkok-Gipfel (12/1995) wurde eine beschleunigte Verwirklichung der AFTA bis 2003 
vereinbart: Zusätzlich soll bis 2010 eine ASEAN Investment AREA (AIA) zur Aufhebung 
von Investitionsschranken geschaffen werden.  

Funktionale Zusammenarbeit 
In den Bereichen Wissenschaft, Technologie, Finanzen, Verkehr, Umwelt, Kultur, Sozial-
politik und Drogenpolitik.  

Außenbeziehungen zu Drittstaaten 
Intensive Dialogdiplomatie. Im Anschluss an regelmäßige ASEAN-Außenministertreffen 
schließt sich Post Ministerial Conference (PMC) mit den Außenministern der "Dialogpart-
ner" USA, Kanada, Australien, Neuseeland, Japan, Korea, China, Russland, Indien und EU 
an. Seit 1994 zusätzlich ASEAN Regional Forum (ARF) (Sicherheitsdialog). Beim Gipfel 
in Bangkok (1995) unterzeichneten die ASEAN-Staaten einen Vertrag über eine atomwaf-
fenfreien Zone Südostasien (SEANWFZ), der 1997 in Kraft trat. 

Aus: Auswärtiges Amt 
Unter http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/aussenpolitik/regionalkonzepte/asien/asean_datenblatt_html 
 



ARF (ASEAN Regional Forum) 

Gründung 
25.07.1994 mit erstem Außenminister-Treffen in Bangkok. Das ARF fügt dem politischen 
Dialog der ASEAN mit ihren Partnern eine sicherheitspolitische Komponente hinzu. Das 
ARF ist das einzige sicherheitspolitische Dialogforum der Region-Asien-Pazifik. 

Mitglieder 
10 ASEAN - Staaten: Thailand, Indonesien, Malaysia, Singapur, Philippinen, Brunei, 
Vietnam, Laos, Myanmar, Kambodscha. 
11 Dialogpartner der ASEAN: EU, Japan, Südkorea, Australien, Neuseeland, USA, Kana-
da, China, Rußland, Indien, Mongolei. 
Beobachterstatus: Papua-Neuguinea und der ASEAN Generalsekretär. 
2000 und 2001 wurde auch Nordkorea zur Teilnahme an den Außenminister- Treffen ein-
geladen. 
Deutschland ist nur indirekt über die EU-Mitgliedschaft am ARF beteiligt. 

Strukturen 
Höchste Ebene ist das jährliche Treffen der Außenminister (in direktem Zusammenhang 
mit den regelmäßigen Treffen der ASEAN-Außenminister im Juni/Juli jeden Jahres). Der 
jeweilige Gastgeber des Ministertreffens (stets ein ASEAN-Staat) nimmt den Vorsitz ein 
und koordiniert für die Dauer eines Jahres alle Aktivitäten. Insbesondere lädt er (i.d.R für 
Mai) zu einem Senior Officials Meeting (ARF-SOM) ein, dem für die Vorstrukturierung 
der Ergebnisse des Ministertreffens besondere Bedeutung zukommt. Die ARF-
Ministertreffen werden durch ein "Chairman's Statement" abgeschlossen. Zwischen den 
Treffen findet die Arbeit in einer Reihe von Intersessional Meetings (ISM) und akademi-
schen Seminaren (Track Two) zu einer Vielzahl von Themen statt. 

Ziele/Ergebnisse 
Das ARF hat sich für den sicherheitspolitischen Dialog drei Etappen vorgenommen: 1. 
Förderung vertrauensbildender Maßnahmen; 2. Entwicklung von Maßnahmen der präven-
tiven Diplomatie; 3. Entwicklung von Konfliktlösungsmechanismen. Jetziger Stand: zwi-
schen Phase 1 und 2. Eine Reihe von "weichen" VSBM sind implementiert worden; die po-
litische Rolle des Vorsitzes wurde gestärkt (präventive Diplomatie). 
Die EU ist bei Ministertreffen durch Präsidentschaft, Kommission bzw. WEU-
Präsidentschaft und Rats-Sekretariat vertreten, bei allen anderen Aktivitäten durch die 
Troika bzw. die WEU-Präsidentschaft und Sekretariat. Als Defence Officials fungierten 
bislang Vertreter der WEU. 

Aus: Auswärtiges Amt 
Unter http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/aussenpolitik/regionalkonzepte/asien/arf_html 



 
 

Führende Handelsflotten nach der Nationalität des Eigners 
Land Flottengröße Anteil an der Welttonnage 

 Schiffe Mill. tdw 1.000 TEU % tdw % TEU 
1. Griechenland 3.122 145,2 478 18,3 6,5

2. Japan 2.880 101,3 452 12,8 6,1
3. Norwegen 1.401 61,3 296 7,7 4,0

4. China 2.007 40,9 356 5,2 4,8
5. USA 841 38,9 257 4,9 3,5

6. Deutschland 2.169 37,2 1.805 4,7 24,4
7. Hongkong 546 36,4 136 4,6 1,8
8. Südkorea 797 25,5 192 3,2 2,6

9. Taiwan 537 21,8 512 2,8 6,9
10. Großbritannien 643 18,2 322 2,3 4,3

11. Dänemark 629 16,9 435 2,1 5,9
12. Singapur 665 16,9 203 2,1 2,7
13. Russland 1.879 14,0 120 1,8 1,6

14. Italien 593 12,6 91 1,6 1,2
15. Indien 311 11,4 19 1,4 0,3

16. Saudi Arabien 103 10,1 27 1,3 0,4
17. Türkei 368 9,3 67 1,2 0,9

18. Schweden 327 7,9 28 1,0 0,4
19. Brasilien 184 7,2 27 0,9 0,4
20. Belgien 123 7,1 10 0,9 0,1

21. Malaysia 293 6,8 61 0,9 0,8
22. Iran 139 6,2 36 0,8 0,5

23. Frankreich 215 6,0 122 0,8 1,6
24. Schweiz 225 5,7 174 0,7 2,4

25. Niederlande 651 5,4 145 0,7 2,0
Sonstige 8.085 121,1 1.029 15,3 13,9

Welt insgesamt 29.933 791,3 7.400 100,0 100,0

Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (ISL), Bremen, SSMR April 2001 
Stand: 1. Januar 2002; Handelsschiffe über 1.000 BRZ 
Aus: Verband Deutscher Reeder 
Unter http://www.reederverband.de/statistik_detail.cfm?id=1695 

 
 
 


